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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Abfalldeponien 
KOM(91) 102 endg. — SYN 335 — 

»Rats-Dok. Nr. 5953/91« 


A. Problem 

Mit der Richtlinie will die Kommission der Europäischen Union die 
Umwelt-, Bau- und Betriebsnormen für Abfalldeponien vereinheit- 
lichen, um damit in allen Ländern der Europäischen Union einen 
hohen Schutz vor allem für den Boden und das Grundwasser 
sicherzustellen. 


B. Lösung 

Die vorgeschlagenen Normen stellen nach einvemehmlicher Auf- 
fassung den Schutz des Bodens und des Grundwassers nicht 
ausreichend sicher. Die Bundesregierung soll deshalb aufgefordert 
werden, die vorliegende Fassung des Richtlinienentwurfs abzuleh- 
nen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 
folgende Entschließung anzunehmen: 

Der Deutsche Bimdestag unterstützt vollinhaltlich die kritische 
Bewertimg der Richtlinie dvurch Bundesregierung und Bundesrat 
und bittet die Bundesregierung, die vorliegende Fassung des 
Richtlinienentwurfs abzulehnen. 

Abzulehnen sind insbesondere: 

— die Zulassung der gemischten Ablagerung (Co-disposal) von 
Hausmüll und Industriemüll sowie 

— eine Absenkung der Sicherheitsstandards, da dies zu erhöhten 
Umweltgefährdungen, vor allem zur Gefährdimg des Grund- 
wassers führen würde. Außerdem würde ein starker Anreiz für 
den Abfallexport in diejenigen Länder gegeben, die niedrigere 
Standards erlauben und damit auch geringere Deponiegebüh- 
ren erheben können. 


Boim, den 1. Dezember 1993 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Dr. Wolfgang von Geldern Dr. Gerhard Friedrich Dr. Liesel Hartenstein 

Vorsitzender Berichterstatter Berichterstatterinnen 


Birgit Homburger 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Gerhard Friedrich, Dr. Liesei Hartenstein 
und Birgit Homburger 


Der Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über 
Abfalldeponien (Anlage 1) wurde mit Drucksache 
12/1072, Nr. 24 vom 19. August 1991 zur alleinigen 
Beratung an den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit überwiesen. 

Der Ausschuß hat die Vorlage erstmalig in seiner 
18. Sitzung am 13. November 1991 beraten. Es 
bestand Einvernehmen, daß eine EG-einheiÜiche 
Regelimg der Anfordenmgen an Betrieb imd Einrich- 
timgen von Abfalldeponien notwendig sei, der vorlie- 
gende Vorschlag aber nicht akzeptiert werden könne, 
da er in seinen Anforderungen zxim Teü wesentlich 
hinter dem aktuellen Stand der Technik zurückbleibe. 
Dieser Standpunkt wurde auch bei einer zweiten 


Beratung des Vorschlags im Ausschuß auf seiner 
31. Sitzimg am 6. Mai 1992 bekräftigt. 

Nach Vorlage des geänderten Richtiinienvorschlags 
(Anlage 2) befaßte sich der Ausschuß auf seiner 
65. Sitzung am 1. Dezember 1993 erneut mit dieser 
Vorlage sowie dem von der Bimdesregienmg erbete- 
nen Sachstandsbericht (Anlage 3). 

Der Ausschuß hielt einvemehmlich die bereits früher 
geäußerte grundlegende Kritik auch gegenüber dem 
geänderten Richtlinienvorschlag aufrecht und be- 
schloß einstimmig, dem Deutschen Bundestag zu 
empfehlen, die als Beschlußempfehlung vorgelegte 
Entschließung anzimehmen. 


Bonn, den 12. Januar 1994 


Dr. Gerhard Friedrich 

Berichterstatter 


Dr. Liesei Hartenstein 

Berichterstatterinnen 


Birgit Homburger 
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Anlage 1 


Vorschlag für eine 

RICHTLINIE DES RATES 


über Abfal Ideponien 


(von der Kommission vorgelegt) 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 20. Juni 1991 — 021 — 680 70 — E — 
Um 186/91. 
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BEGRÜNDUNG 


Einleitung 

Das Europäische Parlament verwies In der Entschließung vom 19. Juni 1987^) 
zu Abf a 1 1 wi rtschaf t und Alt lasten besonders auf den Umfang und den Ernst 
der potentiellen Probleme Im Zusammenhang mit den Alt lasten. In dieser 
Entschließung wurde dargelegt, daß Unterschiede zwischen der 
einzelstaat I Ichen Abfallpolitik zu Wettbewerbsverzerrungen führen können. 

Die Kommission legte in ■ ihrer Mitteilung von 1989 über eine 
Gemeinschaftsstrategie für die Abf a I Iwi rtschaf t^^ das Schwergewicht auf 
die Harmonisierung der Normen für Entsorgungseinrichtungen auf der 
Grundlage eines stark verbesserten Umweltschutzes als Vorbereitung auf den 
Binnenmarkt. 

Der Ministerrat verabschiedete in einer Entschließung vom 7, Mai 1990 
^)die wesentlichen Leitlinien dieser Strategie, zu denen die Optimierung 
der Abfallentsorgung gehört. 

Infolgedessen schlägt die Kommission eine Richtlinie über Abf a I I deponien 
vor, damit die Mitgliedstaaten zu einer einheitlichen Abfal Ideponlepol i t Ik 
übergehen und die Normen gemeinschaftsweit vereinheitlicht werden. 


Ziele 

Es ist zu bedenken, daß die Deponierung die letzte Stufe der 
Abfallwirtschaft ist und Boden und Grundwasser belasten kann, wenn dies 
nicht ordnungsgemäß geschieht. Wegen der umweltschädi ichen Rückstände, die 
manchmal zu beseitigen sind, müssen Standort, Ausbau und Betrieb von 
Abfalldeponien, zulässige Abfallarten, Aufbereitung dieser Abfälle und 
Überwachung nach der Stillegung strengen Normen unterliegen. 

Das Hauptziel der Richtlinie besteht darin, die Umwelt-, Bau- und 
Betriebsnormen für Abfa I I deponien zu vereinheitlichen, damit ein hoher 
Umweltschutz vor allem für den Boden und das Grundwasser sichergestellt 
werden kann. 

In den letzten zehn Jahren haben unter anderem AI t laststandorte in mehreren 
Mitgliedstaaten zu ernsten Umwe 1 1 prob lernen geführt. Diese Richtlinie soll 
auch verhindern, daß überall in der Gemeinschaft belastete Deponien 
entstehen und Böden langfristig belastet werden, die nicht mehr saniert 
werden können, wenn es nicht rechtzeitig gelingt, solche ln den Griff zu 
bekommen. 


1) 

Abi 

Nr. 

C 190 vom 

20.7.1987, S. 

154 

2) 

SEK(89) 

934 endg. 

vom 

18.3.1989 


3) 

Abi 

. Nr 

, C 122 vom 

1 18. 

.5.1990, S. 

2 
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Eine unterschiedliche Abfal Ipol I t ik der Mitgliedstaaten kann den freien 
Wettbewerb um die Abfallbeseitigung Im Binnenmarkt verzerren, weshalb es 
einheitlicher Normen bedarf, um einen gleichen Stand des Umweltschutzes In 
der Gemeinschaft sicherstellen zu können. 

Außerdem muß die Deponierung möglichst stark begrenzt werden. Die 
Abfal I Verhütung und -rUckfUhrung ist mit dem Ziel zu fördern, die zu 
deponierenden Abfallmengen zu verringern. Für Abfälle, die beseitigt werden 
müssen. Ist eine Aufbereitung zu finden, die Ihre Schädlichkeit so weit wie 
mögl Ich verringert. 

Der für die Deponierung zu entrichtende Preis muß zumindest alle Kosten für 
die Errichtung, den Betrieb und die Nachsorge der Anlage berücksichtigen. 
Wenn die tatsächlichen Kosten der Deponierung hoch genug sind, wird eine 
Entsorgung zu marktwirtschaftlichen Preisen von einer vermeidbaren 
Deponierung abschrecken oder das Streben nach Abfal I Vermeidung oder 
-rückführung als den besseren Alternativen fördern. 


Rechtsgrundlage 

Als Rechtsgrundlage wird Artikel 100 a des Vertrags vorgesch lagen. Artikel 
100 a dient dazu, Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten, die die 
Errichtung und das Funktionieren des Binnenmarktes zum Gegenstand haben, 
einander anzugleichen. Die Abfallbeseitigung kann von unterschiedlichen 
Deponierungsnormen, insbesondere von den Deponierungskosten und den 
Umweltauswirkungen der Deponien, sehr stark beeinflußt werden. Daher wird 
der Erlaß von Normen als notwendig angesehen, die in allen Mitgliedstaaten 
auf einem hohen Niveau des Umweltschutzes durchgeführt werden, um 

a) Umweltschäden durch Deponien zu vermeiden und 

b) Abfallströme zu Deponien zu vermeiden, die wegen der weniger strengen 
Umweltschutznormen billiger sind, weil sich dies auf den Grundsatz 
des freien Wettbewerbs auswirken würde. 
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Bomencu ng w zu den Art t kein 
Artikel 1 - Geltungsbereich 

Abfälle Im Sinne der Richtlinie des Rates 75/442/EWG über Abfälle, geändert 
durch die Richtlinie des Rates 91/156/EWG vom 18. März 1991, die zur 
endgültigen Deponierung bestimmt sind, müssen den Anforderungen dieser 
Richtlinie entsprechen. 

Eine Deponie Ist eine kontrollierte Möglichkeit der Abfallbeseitigung auf 
dem Boden oder Im Boden. Zwischenlager- und Lagere Inr Ich tungen sind aus 
dieser Richtlinie ausgeschlossen, da sie andere Betr lebsver fahren 
erfordern. 


Artikel 2 und 4 - AbfaMarten und Deponlekateoor len 

Aus Gründen der Klarheit werden unterschiedliche Abfälle in dieser 
Richtlinie als "Abfallarten” (Artikel 2) bezeichnet, während verschiedene 
Deponien als "Deponiekategorien" (Artikel 4) bezeichnet werden. 

Abfälle werden nach Ihrem Ursprung (Siedlungs- oder Industrieabfälle) oder 
nach ihren Eigenschaften (gefährliche Abfälle oder InertabfäUe) 
eingetel I t. 

In Artikel 4 werden Deponien in drei Klassen eingeteilt, und zwar In 
Deponien für gefährliche Abfälle, für Inertabfälle und für 
Siedlungsabfälle, ungefährliche Abfälle und sonstige kompatible Abfälle als 
breite Zwischenkategorie. 

Die Aufnahme der letzteren Kategorie für Siedlungsabfälle, ungefährliche 
Abfälle und sonstige kompatible Abfälle soll die Möglichkeiten für die 
gemeinsame Ablagerung von Abfällen verschiedenen Ursprungs und mit 
verschiedenen Eigenschaften erweitern. 

Das Konzept der Monodeponie wird in diesen Artikel als besondere Lösung für 
die Ablagerung von Sonder abf ä I len auf genommen. Das bedeutet, daß Abfälle 
ungeachtet Ihrer Eigenschaften durch Sondermaßnahmen besser entsorgt werden 
können . 

Wenn man bedenkt, daß Deponien vol lausgebaute Industrieanlagen sind, kann 
eine Deponie mehrfach eingestuft werden, wenn sie bestimmte Abfallarten 
getrennt aufnimmt. In diesem Fall könnte sie im Gegensatz zur gemeinsamen 
Ablagerung als Multideponie bezeichnet werden, wenn für die Ablagerung 
verschiedener Abfallarten getrennte Gelände benutzt werden. 


Artikel 5 - AM gerne ine Anforderungen an alle Deponlekateoor len (Anhang 1) 

Dieser Artikel betrifft die Harmonisierung der Anforderungen, die von den 
verschiedenen Deponiekategorien erfüllt werden müssen (siehe Bemerkungen zu 
Anhang I ) . 
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Artikel 6, 7 und 8 - Genehm lounosver fahren 

Diese Artikel betreffen die Anwendung, die Bedingungen und den Inhalt der 
Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb einer Deponie. Das 
Genehmigungsverfahren wird in die Verfahren einbezogen, die bereits In der 
Abfall-Rahmenr Icht I Inle festgeiegt worden sind und um Besonderheiten für 
Deponien ergänzt. Die Genehmigung kann mit Zustimmung der zuständigen 
Behörde geändert werden; das Projekt muß mit den Abfallentsorgungsplänen 
für die Region ln Einklang stehen. 


Artikel 9 ~ Für die Deponie unzulässige Abfälle 

ln diesem Artikel soll festgelegt werden, welche Abfälle wegen der 
Probleme, die sie der Deponie selbst oder aufgrund ihrer Gefährlichkeit für 
Ihre Umgebung und/oder die menschliche Gesundheit verursachen können, nicht 
deponiert werden dürfen. 

Flüssige Abfälle sind nur dann zulässig, wenn sie mit anderem Abfall oder 
dem Betriebsverfahren der Deponie kompatibel sind. Eine Deponie darf nicht 
zur Lagerung von Flüssigkeiten benutzt werden, da dies den Wasserdruck auf 
den Boden erheblich verstärken würde. Das könnte zu einer Belastung des 
Grundwassers führen und würde sich auf die Stabilität der Deponie 
auswirken. 


Flüssige Abfälle dürfen nur dann deponiert werden, wenn sie wegen der 
Prozesse während der Deponierung eine reinigende Wirkung auf flüssige 
Abfäl le haben. 


Der Ausschluß von brandfördernden, explosionsgefährlichen oder 
entzündlichen Abfällen soll vor schweren Unfällen schützen. 


Der Ausschluß von Infektiösen Abfällen soll die menschliche Gesundheit 
schützen und die Verbreitung von Krankheiten durch die ln oder auf der 
Deponie lebende Erreger verhindern. 

Abfälle, die diese Anforderungen nicht erfüllen und daher nicht 
deponiefähig sind, sind unzulässig, es sei denn, daß 

a) sie so aufbereitet werden, daß sie den Kriterien entsprechen, oder, 

b) wenn sie nicht aufbereitet werden können, besondere 
Ablagerungsmöglichkeiten für diese Abfälle geschaffen werden. 


Ein wichtiger Gesichtspunkt dieser Richtlinie besteht darin, daß es nicht 
zulässig sein soll, verschiedenartige Abfälle, beispielsweise von 
gefährlichen und Inertabfällen, zu mischen, damit ausschließlich durch den 
Verdünnungseffekt annehmbare Deponiekriterien erreicht werden. Abfälle 
dürfen auf einer gemeinsamen Deponie nur dann gemischt werden, wenn 
zwischen gemischten Abfallarten günstige Abbauvorgänge stattfinden. 
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Artikel 10 - in den verschiedenen Deponlekateoor len zuoelassena Abfälle 

Für die Beurteilung, ob die Ablagerung von Abfällen zulässig Ist, müssen 
dieselben Kriterien gelten, denen die Eigenschaften des Eluats und bei 
einer gemeinsamen Ablagerung die Kompatibilität der verschiedenen 
Abfallarten zugrunde liegen (Eluat- und Kompat i d i I I tätskr I ter I en siehe 
Anhang Ml). 

Die E luat-Kr I ter len werden durch die zulässigen E luatkonzentrat lenen des 
abzu I agernden Abfalls festgelegt. Gefährliche Abfälle, die diesen Kriterien 
entsprechen, können auf einer Deponie für gefährliche Abfälle abgelagert 
werden. Sind die Kriterien nicht erfüllt, so muß der Abfall aufbereitet 
werden. Können die gefährlichen Abfälle nicht so aufbereitet werden, daß 
Ihre Eigenschaften innerhalb der annehmbaren Grenzwerte liegen, so besteht 
immer noch die Möglichkeit, den Abfall auf einer Monodeponie abzulagern. 

Bel der Ablagerung von Abfällen auf einer Monodeponie ist zu bedenken, daß 
dieses Verfahren für alle (gefährlichen, nichtgefährlichen und Inerten) 
Abfallarten gilt, solange sie geeignet sind. Je nach Art der Abfälle wird 
die Monodeponie daher als Deponie für gefährliche, ungefährliche oder 
inerte Abfälle eingestuft. 

Die gemeinsame Ablagerung von Abfällen mit Siedlungsmüll kann unabhängig 
davon, ob sie gefährlich oder ungefährlich sind, wegen der chemischen, 
biologischen und physikalischen Reaktionen, die zwischen gemischten 
Abfallarten stattfinden, kompatibel oder sogar ratsam sein. Es ist dieses 
Konzept der gemeinsamen Ablagerung von Abfällen, das der Richtlinie 
zugrunde liegt. Die Kompat i b M i tätskr I ter ien werden aufgestellt, um 
gemeinschaftsweite Leitlinien für die gemeinsame Ablagerung von 
Siedlungsabfällen, ungefährlichen und anderen kompatiblen Abfällen 
festzulegen. 


Artikel 11 - Abfal I annahmeverfahren 


Dieser Artikel legt die Pflichten des Betreibers und die Verfahren für die 
Annahme von Abfällen zur Deponierung fest. Ein wichtiger Punkt Ist die 
Durchführung eines Stichproben- und Analysenprogramms nach den Bestimmungen 
von Anhang Ml dieser Richtlinie. Abgesehen davon ist der Betreiber für die 
Prüfung und Inspektion des Abfalls bei der Anlieferung und zur Führung 
eines Verzeichnisses der abgelagerten Abfälle verantwortlich. Bei 
gefährlichen Abfällen muß er ein Verzeichnis des genauen Standortes auf der 
Deponie führen. 


Um die Verwaltungsarbeit zu erleichtern, muß der Betreiber die Möglichkeit 
haben, mit einem häufigen Benutzer der Deponie eine vertragliche 
Vereinbarung zu treffen. 


Abfälle, ^die vom Betreiber abgelehnt werden, müssen 
Erzeuger zurückgegeben werden, es sei denn, 
Ablagerungsverfahren, das allen Anforderungen an den 
wird, gefunden werden kann. 


vom Besitzer an der» 
daß ein anderes 
Umwe I tschutz gerecht 


Die Verantwortung für die Abfallannahme auf einer Deponie trägt der 
Betreiber . 
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Artikel 12 - KontroM verfahren während des Betriebs und ln 

Nachsoraephase 

Diese Verfahren sind In Anhang IV dieser Richtlinie festgelegt und werden 
vom Deponiebetreiber durchgeführt. 

Werden umweltschädl iche Auswirkungen der Deponie entdeckt, so können 
Korrekturmaßnahmen auf Kosten des Betreibers ergriffen werden. 


Artikel 13 - Stillegungsverfahren 

ln diesem Artikel werden die Voraussetzungen und Verfahren für die 
Stillegung einer Deponie festgelegt. Die Wiederherstellung der natürlichen 
Gegebenheiten der Umgebung und die Einführung von Schutzmaßnahmen, mit 
denen verhindert werden soll, daß durch eine stillgelegte Deponie später 
Probleme entstehen, sind grundlegende Maßnahmen, die in diesem Zusammenhang 
bedacht werden müssen. 

Der Betreiber ist nach der Stillegung einer Deponie für einen Zeitraum von 
bis zu zehn Jahren für die Betreuung, Überwachung und Kontrolle der Deponie 
verantwortlich, um zu gewährleisten, daß die Deponie sicher ist oder 
bleibt. Mit Genehmigung der zuständigen Behörde kann auch ein kürzerer 
Zeitraum festgelegt werden. 

Artikel 14 - zivilrechtliche Haftung des Betreibers 

Der Betreiber einer Deponie ist für Schäden und Beeinträchtigungen der 
Umwelt durch die Abfälle zivilrechtlich haftbar. Diese zivilrechtliche 
Haftung ist im Rahmen der bereits von der Kommission vorgesch iagenen 
Richtlinie des Rates über die zivilrechtliche Haftung für die durch Abfälle 
verursachten Schäden^^ geregelt, die auch mögliche Bestimmungen für die 
Begrenzung dieser Haftung enthält. Vorerst sind noch die nationalen 
Rechtsvorschriften auf diesem Gebiet anzuwenden. 

Artikel IS - Bestehende Deponien 

Deponien können so lange betrieben werden, wie der verbleibende Teil des 
Deponiegeländes den Anforderungen dieser Richtlinie entspricht. Nach dem 
Inkrafttreten dieser Richtlinie muß der Betreiber einer Deponie den 
Anforderungen dieser Richtlinie innerhalb von fünf Jahren nachkommen. Das 
bedeutet Jedoch nicht, daß alte Standorte nicht korrigiert werden und Ihre 
umweitschädlichen Auswirkungen nicht verringert werden sollten. 


4) Abi. Nr. C 251 vom 4.10.1989, S. 3 
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Artikel 16 - Kosten der Deponie 


Deponien dürfen kein unrealistisch billiges Ablagerungsverfahren sein, 
weshalb alle Deponierungskosten we i tergegeben werden müssen, um die 
Deponierung von Abfällen, die sonst vermieden oder rückgeführt werden 
könnten, zu fördern. 

Bei der Berechnung des Preises für die Deponierung von Abfällen ist 
folgende nicht erschöpfende Liste von Faktoren zu berücksichtigen: 

- Grundstückskosten 

- Planungs-, Rechts- und Verwaltungskosten, 

- F i nanz I erungskosten , 

" Baukosten der Deponie, 

- Betriebs- und Betreuungskosten, 

- Behandlungs- und Aufbereitungskosten, 

- Uberwachungskosten , 

- Stillegungs- und Nachsorgekosten, 

- Beitrag zum Nachsorgefonds. 

Artikel 17 und 18 - Flnanzbüroschaft - Nachsorgefonds 

Diese Artikel behandeln Fi nanz ierungs Instrumente, mit denen sichergestel I t 
werden soll, daß zur Beseitigung möglicher Umweltschäden während des 
Betriebs und der Nachsorgephase der Deponie ausreichende Mittel zur 
Verfügung stehen. 

Der Betreiber hinterlegt eine Finanzgarantie oder einen gleichwertigen 
Betrag zur Deckung der geschätzten Kosten von Stillegungs- und 
Nachsorgemaßnahmen . 


Der Nachsorgefonds (Artikel 18) ist ein weiteres Finanzierungsinstrument , 
das von den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten geschaffen und 
verwaltet wird. 

Aus diesem Fonds sollen die normalen Nachsorgekosten stillgelegter Deponien 
und Aufwendungen zur notwendigen Vermeidung oder Behebung von 
Umweltschäden, die durch die Deponie entstanden sind, bestritten werden, 
falls diese weder wiedergutzumachen noch durch eine andere Finanzbürgschaft 
gedeckt sind. 

Zu diesem Fonds leistet der Betreiber einer Deponie Beiträge, die sich nacri 
Art und Menge der dort gelagerten Abfälle richten. 

Ergänzend zu diesen Instrumenten können die Mitgliedstaaten im Rahmen eirer 
umfassenden Abfallwirtschaftspolitik auf Jedes andere geeignete und auf die 
Deponierung anwendbare wi rtschaf tspol I t ische Instrument zurückgreifen. Dies 
muß Jedoch im Einklang mit den Grundsätzen des Gemeinschaftsrechts und den 
VorschrlTten des Binnenmarkts stehen. 
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Die Kontmlsslon erfaßt laufend Abfai Istatlstlken, um eine angemessene 
Abfallwirtschaftspolitik betreiben zu können. 


Aus diesem Grunde werden die Mitgliedstaaten in diesem Artikel 
aufgefordert, der Kommission al I Jähr I Ich einen Bericht Uber die Ablagerung 
von Abfallen vorzu legen. 


Ein nach dem in der Abfall-Rahmenrichtlinie festgelegten Verfahren 
eingesetzter Ausschuß wird mit der Genehmigung aller Änderungen unnd 
Anpassungen der Anhänge zu dieser Richtlinie beauftragt. 
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Anhang I 


1 . Standort 

Angesichts der vielen Faktoren, die sich auf den Standort einer Deponie 
auswirken, werden zu diesem Punkt keine Beschränkungen vorgesch lagen. 
Gleichwohl sei bemerkt, daß zwischen dem Standort und der Umweltwirkung 
einer Deponie ein enger Zusammenhang besteht. Das bedeutet, daß die 
Gegebenheiten eines beabsichtigten Deponiestandorts, mögliche 
Umweltgefahren und geeignete Schutzmaßnahmen gründlich untersucht 
werden müssen. 


2- Zufahrtsstraßen und Nebeneinrichtungen 

Die Bedeutung dieses Punktes liegt darin, daß der gesamte Standort, 
nicht nur das Gelände, auf dem Abfälle abgelagert werden, hohen 
Umweitschutznormen entsprechen muß. Es Ist dafür zu sorgen, daß von der 
Deponie keine Belästigungen auf die Zufahrtsstraßen ausgehen. 


3. Umzäunung 

Die Umzäunung des Deponiegeländes muß Jederzeit den erforderlichen 
Schutz bieten und unbefugten Zutritt außerhalb der Öffnungszeiten 
verhindern. 


4, Landschaf tsgesta I tuno 

Mit der Aufnahme dieses Punktes soll eine Störung des Landschaftsbildes 
verhindert und das Image von Deponien verbessert werden. 


5. Ausschi Iderunq der Deponie 

Dieser Punkt soll für Transparenz und das Recht auf Informationen 
sorgen und der Öffentlichkeit und den Deponiebenutzern wesentliche 
Angaben über den Betrieb und die Besonderhe i ten der Deponie bieten. 


6- Zugangskontrol le 

Eine Deponie Ist eine sicherheitsempfindliche Betriebseinrichtung und 
zugleich eine Industrieanlage. Daher ist es notwendig, daß geeignete 
Zugangskontrollen der Personen, Fahrzeuge und angelieferten Abfälle 
vorgenommen werden und eine qualifizierte Person während dar 
Öffnungszeiten den Deponiebetrieb ständig überwacht. 
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7. Überwachung von Wassor und Sickerwasser 

Das Eindringen von Wasser In eine Deponie ist ein äußerst wichtiger 
Punkt, der nicht nur Sickerwasser, sondern auch die Stabilität der 
Deponie betrifft. Diese Sorge rechtfertigt Maßnahmen, mit denen 
kontrolliert wird, ob Wasser in die Deponie eindringt. Wasser und 
Sickerwasser aus der Deponie ist das aufzufangen und nach den 
entsprechenden Normen für die Ableitung zu behandeln, es sei denn, eine 
Umweltverträgl ichkeltsprUfung ergibt, daß dies nicht erforderlich Ist. 


8. Schutz des Bodens und des Grundwassers 

Es wurde bereits gesagt, daß der Boden- und Grundwasserschutz das 
Hauptziel dieser Richtlinie ist. Für den Deponieboden und die seitliche 
Begrenzung wurde der Mindestdurchlässigkeitskoeffizient (K) als 
Bezugsgröße festgelegt. 

Dieser Koeffizient muß durch die natürlichen Gegebenheiten oder 
bautechnische Maßnahmen (verdichtete Tonschicht usw.) und/oder 
Folienabdichtungen erreicht werden. Grenzwerte für den 
Durchlässigkeitskoeffizienten gelten nicht für Inertabfal Ideponlen, 
well diese wegen der Eigenschaften der abgelagerten Abfälle die Umwelt 
nicht gefährden können. 

9. Depon I eoasübe rwachuno 

Die Bildung von Methan und anderen Gasen - (Biogas) In einer biologisch 
aktiven Deponie kann zu ernsthaften Problemen führen, wenn die Gase 
nicht ordnungsgemäß behandelt werden, da Gasglocken entstehen oder in 
nahegelegene Gebäude abziehen und dort ein ExplosionsunglUck 
verursachen können. 

Je nach Größe und Abfallaufkommen der Deponie könnte eine 
wirtschaftliche Nutzung von Biogas erwogen werden; Biogas sollte nur 
dann, wenn es nicht wirtschaftlich genutzt werden kann, abgefackelt 
oder in die Atmosphäre entlassen werden, was nur bei sehr kleinen 
Deponien der Fall sein dürfte. 


10. Beiäst iQUnoen 

Dieser Punkt betrifft im wesentlichen die Sorgfaltspflicht. Die Deponie 
muß nicht nur ein gutes Image entwickeln, sondern auch ein guter 
Nachbar sein und die Regeln beachten, damit er dieses Image erreichen 
kann. 
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Der Kerngehalt dieses Punktes kennzeichnet den sichtbarsten Unterschied 
zwischen einer geordneten und einer wilden Deponie. Eine Deponie Is: 
ein technischer Betrieb, Abfall hat keine einheitliche Zusammensetzung 
und kann sich daher Im Laufe der Zelt setzen oder verändern. Daher muß 
er richtig abgelagert werden, damit Abfall berge nicht Ins Rutschen 
geraten und Personen, Sachen und die Umgebung gefährden können. 


ANHANG I i 

In diesem Anhang geht es um die wichtigsten Angaben der für die Errichtung, 
den Betrieb und die Stillegung einer Deponie benötigten Dokumente und uts 
den Konditionierungsplan für die bestehende Deponie. 

Die Anforderungen stimmen mit dem allgemeinen Inhalt der In den 
Ml tgl ledstaaten für die Genehmigung einer geplanten Deponie erforderlichen 
Dokumente überein. 

Bedeutsam Ist dabei die Harmonisierung der Anforderungen an ein 
Genehmigungsverfahren unter den verschiedenen Bedingungen auf 
Gemeinschaftsebene. Für die zuständige Behörde ist es zu dem Zeitpunkt, an 
dem sie über die Genehmigung einer Deponie entscheiden muß, äußerst 
wichtig, die Durchführbarkeit der Deponierung in einem harmonisierten 
Verfahren sorgfältig zu prüfen und dabei die ingenieurtechnischen 
Einzelheiten des Projekts einschließlich eine- 
Umwe I tverträg I I chke I tsprüfung zu berücksichtigen. Zu Betriebsdauer unc 
Nachsorgephase der Deponie sind vom Betrieb geeignete Angaben über die 
Stillegungs- und Nachsorgeverfahren sowie wirtschaftliche Angaben zut 
P rojekt vorzulegen. 
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ANHANG I I I 

In diesem Anhang soll eine Reihe von Leitlinien zur Zuteilung aller 
Abfallarten zu der geeignetsten Deponiekategorie und zur Harmonisierung der 
technischen Merkmale von Deponien gegeben werden, die die Verwendung 
e inho i t I Icher Abfa I lannahmekr I ter ien gewährleistet . Die 
Abfallannahmekriterien und die Kontrol I verfahren werden bei gemeinsamer 
Deponierung nach den Eigenschaften des Eluats und der Kompatibilität der 
verschiedenen Abfallarten festgelegt (Eluat- und Kompat ibi 1 1 tätskr I ter len) , 

Gemeinsame Deponierung ist die gezielte Ablagerung von Abfällen 
unterschiedlicher Herkunft oder mit unterschiedlichen Eigenschaften mit 
sledlungsabfäl len oder anderen kompatiblen Abfällen zu bestimmten Zwecken, 
wobei stets die optimale Ausnutzung von Gärungs- und Zerfallsprozessen im 
Deponiekörper entscheidend Ist. Bel ordnungsgemäßer Ausführung kann die 
gemeinsame Deponierung als sichere und effiziente Entsorgung für viele 
gefährliche Abfälle betrachtet werden. Dieses Vorgehen erfordert besondere 
Vorkehrungen und eine Überwachung aller Betriebsabläufe, um die Sicherheit 
und Umwel tverträgl ichkei t zu gewährleisten. 

Daher sollten die für die gemeinsame Deponierung bestimmten gefährlichen 
Abfälle sorgfältig beurteilt werden und nur die Abfälle zugelassen werden, 
deren Verträglichkeit mit Siedlungsabfällen feststeht. Dies geschieht 
anhand der Kompat ib I i I tätskr I ter len. 


ANHANG IV 

Dieser Anhang, der sich mit den Kontrol I verfahren in der Betriebs- und 
Nachsorgephase befaßt, gewährleistet die sorgfältige Überwachung der 
Auswirkungen des Doponiebetr iebs und ermöglicht Messungen zur Verhütung 
Jeglicher Umwel t Schäden. 

Die Überwachung während der Betriebs- und Nachsorgephase ist auch für die 
erwelterung unserer Kenntnisse über das Verhalten der Deponien Je nach den 
dort gelagerten Abfällen und sämtliche externen Faktoren, die sich darauf 
auswirken könnten, von Bedeutung. 
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VORSCHLAG FÜR EINE RICHTLINIE DES RATES ÜBER ABFALLDEPONIEN 


INHALT 


Einleitung: 

Artikel 1 Geltungsbereich 

2 Abfa I larten 

3 Begriffsbestimmungen 

4 Deponiekategorien 

5 Allgemeine Anforderungen für alle Deponiekategorien 

6 Genehmigungsantrag 

7 Voraussetzungen für die Genehmigung 

8 Inhalt der Genehmigung 

9 Für die Deponie ungeeignete Abfälle 

10 Abfälle, die in den verschiedenen Deponiekategorien angenommen 
werden können 

11 Abfal lannahmeverfahren 

12 Kontrol I verfahren während des Betriebs und während der 
Nachbetreuungsphase 

13 Stil legungsverfahren 

14 zivilrechtliche Haftung des Betreibers 

15 Bestehende Deponien 

16 Kosten der Deponie 

17 Finanzbürgschaft 

18 Nachsorgefonds für stillgelegte Deponien 

19 Ber Ichterstattungspf licht 

20 Ausschuß 

21 Inkraftsetzung 
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Anhang I : Allgemeine Anforderungen für alle Deponiekategorien 

1) Standort 

2) Straßen und Dienstleistungsbereiche 

3) Umzäunung 

4) Landschaftsgestaltung 

5) Ausschilderung und Informationen 

6) Zugangs- und Betriebsüberwachung 

7) Überwachung des Wassers und Sickerwasserkontrolle 

8) Schutz des Bodens und des Grundwassers 

9) Deponiegasüberwachung 

10) Belästigungen 

11) Stabl I itätskontrol le 


Anhang I I ; wichtige Angaben, die für folgendes vorzulegen sind: 

A) Errichtung und Betrieb einer Deponie 

B) Konditionierungsplan für eine bestehende Deponie 

C) Stillegung einer Deponie 


Anhang III ; Abfal lannahmekr iter len und -verfahren 

Anhang IV ; Kontrol I verfahren während des Betriebs und während 
Nachsorgephase 


der 
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VORSCHLAG FÜR EINE 
RICHTLINIE DES RATES 
ÜBER ABFALLDEPONIEN 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEME I NSCHAFTEN- 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft, Insbesondere auf Artikel 100a, 

auf Vorschlag der Kommission^ ^ , 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament^) 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial ausschusses^) 

in Erwägung nachstehender Gründe: 


In der Entschließung des Rates vom 7. Mai 1990 über die Abfa I Ipol i t ik"^) 
wird das Dokument über die Gemeinschaftsstrategie angenommen und die 
Kommission aufgefordert, Kriterien und Normen für die Abfai Ibeseit Igung auf 
Deponien vorzuschlagen. 

In einer Gemeinschaft ohne Binnengrenzen müssen die technischen Normen für 
Abfai Ideponien auf einem möglichst hohen Umweltschutzniveau harmonisiert 
werden. 

Es sind geeignete Maßnahmen zu treffen, um die ungeordnete oder unkontrol- 
lierte Ablagerung von Abfällen zu verhindern. 

Durch ungleiche technische Normen für die Abfai Ibeseit igung auf Deponien 
könnte es zur bevorzugten Abfallbeseitigung in Anlagen mit geringen Umwelt- 
schutzauf lagen kommen, wo die Kosten für die Beseitigung geringer sind, so 
daß wegen des unnötig langen Transports der Abfälle sowie wegen unangemesse- 
ner Entsorgungspraktiken eine ernste Umweltgefährdung entstehen kann. 


1) ABI. Nr . 

2) ABI .Nr. 

3) ABI . Nr . 

4) ABI. Nr. C 122 vom 18.5.1990. S. 2 
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Jede Ungleichheit zwischen den Rechtsvorschriften und technischen Normen der 
Mitgliedstaaten in Bezug auf Abfalldeponien kann die Wettbewerbsbedingungen 
verzerren und damit den Aufbau und das Funktionieren des Binnenmarkts unmit- 
telbar beeinträchtigen. 

Die Ungleichheit zwischen technischen Normen und Kontroll- und Betriebs- 
verfahren in Deponien bewirkt unterschiedliche Kosten für die Abfall- 
beseitigung und beeinträchtigt so die Wettbewerbsbedingungen. 

Angesichts vorstehender Ausfühungen Ist es erforderlich, die in Betracht 
kommenden Deponiekategorien und die dort anzunehmenden Abfallarten genau zu 
definieren. 

Es muß deutlich auf die allgemeinen Anforderungen hingewiesen werden, die die 
Deponien Im Hinblick auf Standort, Ausbau, Überwachung und Schutzmaßnahmen, 
Insbesondere gegen die Verschmutzung des Grundwassers durch Eindringen von 
Sickerwasser in den Boden e Inhalten müssen. 

Die Genehmigungsverfahren für alle Deponiekategorien müssen gemäß den in der 
Richtlinie des Rates 75/442/EWG vom 15. Juli 1975^^^, geändert durch die 
Richtlinie 91 /156/EWGf^^ , bereits festgelegten allgemeinen Genehmigungs- 
anforderungen und unter Berücksichtigung der in dieser Richtlinie genannten, 
besonderen Gesichtspunkte für Deponien harmonisiert werden. 

Unterschiedliche Abfa I I annahmeverver fahren in den verschiedenen Deponien sind 
zu vermelden. Hierzu Ist ein einheitliches System für Stichproben, Beschrei- 
bung und Analyse der Abfälle einzuführen. 

Es müssen gemeinsame Kontrol Iverfahren während der Betriebs- und Nachsorge- 
phase einer Deponie geschaffen werden, damit mögliche Umweltbeeinträchtigun- 
gen durch öle Deponie festgestelit und geeignete Gegenmaßnahmen ergriffen 
werden können. 

Es Ist festzulegen, wann und wie eine Deponie stillgelegt werden muß. Ferner 
sind &\e Verpflichtungen des Betreibers am Standort In der Nachsorgephase 
festzulegen. 


(5) ABI. Nr. L 194 vom 25. 7.1975, S. 39 

(6) ABI. Nr. L 78 Vom 26. 3.1991, S. 32 
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Die Betriebsbedingungen bestehender Deponien sowie die Maßnahmen zu Ihrer 
Anpassung an die In dieser Richtlinie festgelegten Bedingungen sind zu 
regeln. 

Altdeponien sollten soweit wie möglich saniert werden, um die möglichen 
Umwel tbee Int rächt Igungen zu mildern. 

Der Preis für die Abfal Ibesel t Igung In einer Deponie muß gemäß dem Verursa- 
cherprinzip sämtliche Kosten für die Errichtung, den Betrieb und die Nach- 
sorge der Anlage decken. 

Damit genügend Mittel für die Überwachung einer st i I Igel egten Deponie bereit- 
gestellt werden können, wird die Schaffung eines "Deponie-Nachsorgefonds“ 
vorgesch lagen, um zu gewährleisten, daß stillgelegte Deponien während der 
Nachsorgephase ordnungsgemäß überwacht werden und erforderlichenfalls 
geeignete Sanierungsmaßnahmen getroffen werden können. 

Zur Verfolgung der Entwicklungen bei der Abfal Ibesel t Igung auf Deponien Ist 
es erforderlich, Daten bereitzustellen - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 


Anwendungsbere i ch 

1. Die Mi tgl ledstaaten wenden diese Richtlinie auf alle Deponien gemäß 
Artikel 3 Buchstabe e) an. 

2. Zwischenlager gemäß Artikel 3 Buchstabe g) und Anlagen zur Lagerung von 
Abfällen gemäß Artikel 3 Buchstabe h) sind vom Anwendungsbereich dieser 
Richtlinie ausgenommen. 
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Artikel 2 


Abfal larten 

Im Sinne dieser Richtlinie sind “Abfälle“ alle Stoffe oder Gegenstände, die 
von der Richtlinie 75/442/EWG erfaßt werden. 

Je nach ihrer Herkunft werden Abfälle folgendermaßen eingeteilt: 

- “Siedlungsabfälle“ 

- “Industrieabfälle“. 

Nach ihren Eigenschaften werden Abfälle folgendermaßen eingestuft: 

- "gefährliche Abfälle” 

- “ungefähr I iche Abfäl le" 

- “Inertabfälle“. 


Artikel 3 

Bear I f f sbest Immunoen 

Im Sinne dieser Richtlinie sind 

a) “Siediungsabfäl le“: Hausmül I sowie Büro-, Gewerbe- und anderer Müll, der 
seiner Beschaffenheit oder Zusammensetzung nach dem Hausmüll zugerechnet 
werden kann; 

b) “Industrieabfälle“: Abfälle aus Herstellungsprozessen oder 

Industrietätigkeiten bzw. -Prozessen; 

c) “Gefährliche Abfälle“: alle Abfälle, die von der Richtlinie des Rates 
78/390/EWG vom 20. März 1978 über giftige und gefährliche Abfälle^^^ 
erfaßt werden; 


(7) ABI. Nr. L 84 VOm 31. 3.1978, $. 43 
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d) ” Inertabfälle" : auf einer Deponie abgelagerte Abfälle, die ihre physi- 
kalischen, chemischen oder biologischen Eigenschaften nicht wesentlich 
ändern und den in Anhang III festgelegten Eluat-Kriterien entsprechen; 

e) "Deponie": Lagerstätte für die kontrollierte Ablagerung der Abfälle 
oberhalb oder unterhalb der Erdoberfläche; 

f) "Monodeponie": Deponie oder Teil einer Deponie, auf der nur eine bestimmte 
Art von Abfällen gelagert wird, d.h. Abfälle, die hinsichtlich Ihrer Her- 
kunft, Zusammensetzung und Eigenschaften des Sickerwassers vergleichbar 
sind; 

g) "Zwischenlager": Anlage, in der Abfälle abgeladen werden, damit sie für 

den Weitertransport zur Verwertung, Behandlung oder Entsorgung an einem 
anderen Ort vorbereitet werden können; 

h) "Lagerung": Kontrollierte zeitweilige Ablagerung von Abfällen vor der 

Verwertung, Behandlung oder Entsorgung. Abfälle, die länger als ein Jahr 
lang gelagert werden müssen (Langzei t lagerung) , müssen stabil sein und 
nicht mit anderen Stoffen reagieren oder aber vor der Lagerung stabili- 
siert werden. Ständige oder unbegrenzte Lagerung wird als synonymer 

Begriff für Deponierung betrachtet; 

i) "Behandlung": physikalische, chemische oder biologische Verfahren, die die 

Beschaffenheit der Abfälle verändern, um deren Volumen zu verringern oder 
gefährliche Eigenschaften zu beseitigen, die Handhabung zu erleichtern 

oder die Verwertung zu begünstigen; 

J) "Sickerwasser": aus einer Deponie emittiertes oder darin enthaltenes 
Wasser, das durch die abgelagerten Abfälle sickert; 

k) "Deponiegas": durch die abgelagerten Abfälle erzeugte Gase; 

l) "Eluat": Lösung, die man durch einen simulierten Labortest mit Sicker- 
was^er erhält; 

m) "Betreiber": natürliche oder Juristische Person, die für eine Deponie 

verantwort lieh Ist . 
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Artikel 4 

DeponlekateQQrJeti 

1. Je nach Art der zu lagernden Abfälle sind im Rahmen dieser Richtlinie 
folgende Deponiekategorien in Betracht zu ziehen: 

- Deponie für gefährliche Abfälle, 

- Deponie für Sledlungsabfäl le, ungefährliche Abfälle und sonstige 
kompatible Abfälle wie in den Kompat ibi i itätskr iter ien In Anhang ill 
definiert, 

- Deponie für Inertabfälle. 

2. Jede Deponie wird nach den Bestimmungen dieser Richtlinie eingestuft. 

3. Eine Deponie kann in mehrere Kategorien eingestuft werden, wenn die 
Ablagerung in getrennten Bereichen stattfindet und Jeder dieser Bereiche 
den besonderen Anforderungen für diese Deponiekategorie entspricht. 

4. Unabhängig von ihrem Charakter können Abfälle einer Mohodeponie gemäß der 
Definition in Artikel 3 Buchstabe f) zugeführt werden. Monodeponien müssen 
den Anforderungen der Deponiekategorie genügen, zu der sie je nach der 
abgelagerten Abfallart gehören. 


Artikel S 

Allgemeine Anforderungen für alle Deponlekateqor ien 

Ein Deponiestandort muß die Im Anhang I, III und IV beschriebenen notwendigen 
Anforderungen erfüllen, um Umweltschäden zu vermeiden. 
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Artikel 6 

Genehm launasantraq 

Der Genehmigungsantrag für eine Deponie gemäß Artikel 9 der Richtlinie 
75/442/EWG muß die in Anhang II aufgefUhrten Anforderungen und Verfahren 
erfüllen. 


Artikel 7 


Voraussetzungen für die Genehmigung 

Die Mitgliedstaaten stellen folgendes sicher: 

1. Die zuständige Behörde erteilt nur dann eine Genehmigung für eine Deponie, 
wenn 

a) der Genehmigungsantrag vollständig ist und mit dieser Richtlinie im 
Einklang steht; 

b) der Antragsteller, Eigentümer und/oder Betreiber der Anlage die 
entsprechenden technischen und finanziellen Spezifikationen erfüllt, 
die zur Errichtung und zum Betrieb einer Deponie erforderlich sind; 
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c) die geplante Deponie sämtlichen Anforderungen dieser Richtlinie 
entspr icht ; 

d) die geplante Deponie den gemäß Artikel 7 der Richtlinie 75/442/EWG 
über Abfälle geforderten Abfallbeseitigungsplänen entspricht. 

2. Vor Beginn der Beseitigungsarbeiten führt die zuständige Behörde eine 
Inspektion der Deponie durch, um zu gewährleisten, daß sie mit den 
Genehm i gungsbed i ngungen übere I nst immt . 



1. Im Einklang mit den Bestimmungen gemäß Artikel 9 der Richtlinie 75/442 
über Abfälle legt die Genehmigung für die Deponie zumindest folgendes 
fest: 

a) eine Liste bestimmter Abfallarten, die in der Deponie zugelassen bzw. 
nicht zugelassen sind; 

b) die Anforderungen für die Deponie und die Uberwachungsverfahren sowie 
für die Stillegung und Nachbetreuung. 

2. Die Genehmigung kann abgeändert werden. Bei einer Abänderung der 
Genehmigung gelten die Verfahren gemäß den Artikeln 6, 7 und 8 Absatz 1 
dieser Rieht I inie . 
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Artikel 9 

Für die Deponie unzulSssiae Abfälle 

Die Mitgi iedstaaten stellen folgendes sicher: 

1. Folgende Abfälle dürfen auf einer Deponie nicht angenommen werden: 

- flüssige Abfälle, es sei denn, sie entsprechen den in Jeder besonderen 
Deponie zulässigen Abfallarten und sind mit den Betriebsverfahren der 
Anlage vereinbar (Anhang IV: Wasserbilanz); 

-Abfälle, die nach den Deponiebedingungen explosionsgefährlich, brand- 
fördernd. entzündlich oder hochentzündlich gemäß der Richtlinie des 
Rates 78/319/EWG sind; 

- infektiöse Abfälle aus medizinischen oder veterinärmedizinischen 
Einrichtungen gemäß der Richtl inie 78/319; 

- alle anderen Abfallarten, die die in Anhang ill erläuterten Kriterien 
nicht erfüllen, es sei denn, sie werden gemäß Arikel 10 Absatz 4 dieser 
Richtlinie einer Monodeponie zugeführt. 

2. Eine Verdünnung der Abfälle mit dem Ziel, die Abfal lannahmekr iter ien zu 

erfüllen. Ist weder vor noch während des Deponiebetriebs zulässig. 


Artikel 10 


In den verschiedenen Deponlekategor len zuaelassene Abfälle 

Die Mitgliedstaaten steilen folgendes sicher; 

1. Um die verschiedenen Abfallarten der geeignetsten Deponiekategorie 
zuzuordnen. Ist die Bewertung der Eigenschaften der Abfälle im Hinblick 
auf die Deponieanforderungen folgendermaßen durchzuführen: 
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nach der Herkunft der Abfälle; 
nach der Zusammensetzung der Abfälle; 

nach den Sickerwasser- und Kompatibilitätsmerkmalen nach den in 
Anhang lll festgelegten Eluat- und Kompatibilitätskriterien. 

2. Gefährliche Abfälle, die die in Anhang lll festgelegten Eluatkriterien 
erfüllen, werden einer Deponie für gefährliche Abfälle zugeführt, es sei 
denn, sie vertragen sich mit Siedlungsabfällen und können daher auf eine 
Deponie für Siedlungsmüll, ungefährliche Abfälle und andere kompatible 
Abfälle gebracht werden. 

3. Gefährliche Abfälle, die den Eluat-Kriterien nicht entsprechen, sind vor 
der Ablagerung In einer Deponie für gefährliche Abfälle vorzubehandeln. 

4. Gefährliche Abfälle, die die in Anhang iil festgelegten Kriterien nicht 
erfüllen und nicht behandelt werden können oder für die gemeinsame 
Ablagerung mit Siedlungsabfällen nicht geeignet sind sowie alle anderen 
Abfallarten, deren Typ, Herkunft oder Zusammensetzung genau angegeben 
werden kann, können zu einer Monodeponie gebracht werden. Außerdem sind Je 
nach Art der zu lagernden Abfälle von der zuständigen Behörde besondere 
Anforderungen für diese Deponien festzulegen. 


5. Deponien für Siedlungsabfälle, ungefährliche Abfälle und andere kompatible 

Abfälle sind für folgende Abfälle zu nutzen: 

a) Siedlungsabfälle 

b) ungefährliche Abfälle sonstiger Herkunft 

c) mit den deponierten Abfällen kompatible und mit dem Betriebsverfahren 
der Deponie vereinbare flüssige Abfälle und Schlämme (Wasserbl lanz, 
Anhang IV). Bei der Ablagerung flüssiger Abfälle sind besondere 
Vorkehrungen zu treffen, um die gleichmässige Sickerwasserbewegung zu 
fördern und die Bildung bevorzugter Bahnen zu verhindern. 
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d) Sonstige Abfälle oder Abfal I gern i sehe, die sich mit den abgelagerten 
Abfällen vertragen, wenn die gemeinsame Ablagerung unter abfal (Wirt- 
schaft liehen und umweltschutzbezogenen Gesichtspunkten wegen günsti- 
ger Interaktiver Prozesse zwischen den verschiedenen Abfa I I frakt Ionen 
vorteilhaft Ist (Kompat Ibi I I tätskr i ter len: Anhang III). 


6 . 


Inertdeponien sind 
r len In Anhang I I I 
der Kriterien die 
vorzusortieren oder 
die eine physikal I 
könnten. 


nur für Inertabfälle zu verwenden, die mit den Krlte- 
übere inst Irrwnen. Erforderlichenfalls sind zur Erfüllung 
Abfälle, deren Hauptfraktion Inertmaterialen bilden, 
vorzubehandeln, um diejenigen Komponenten abzutrennen, 
sehe, chemische oder biologische Umwandlung bewirken 


Artikel 11 

Abfat I annahmeverfahren 

Die Mitgliedstaaten treffen Maßnahmen, um folgendes sicherzustellen: 

1. Der Betreiber einer Deponie nimmt Abfälle nur an, wenn der Besitzer vor 
oder während der Anlieferung mit geeigneten Dokumenten belegen kann, daß 
die betreffenden Abfälle in dieser Deponie gemäß der Kategorie und den in 
der Genehmigung fest ge legten Bedingungen angenommen werden können und die 
Genehmigungskriterien erfüllen (Anhang III). 

2. Der Betreiber einer Deponie ist verantwortlich für: 

a) die Prüfung der Begleitpapiere der Abfälle; 

b) die optische Prüfung und Kontrolle des Abfalls beim Eintreffen und 
Ab laden; 

c) erforderlichenfalls die Durchführung eines Stichproben- und Analysen- 
^ Programms des angelieferten Abfalls gemäß den Bestimmungen In Anhang 

Mi. Dieses Programm kann von einem vom Betreiber beauftragten 
zugelassenen Labor oder vom Betreiber selbst durchgeführt werden, 
wenn er über geeignete und zugelassene Labore i nri chtungen verfügt. 
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d) dia Führung eines Registers Uber die Menge und Beschaffenheit der 

gelagerten Abfälle, aus dam Herkunft, Anl lafarungsdatum, Erzeuger und 
Im Falle von gefährlichen Abfällen der genaue Standort der 

Ablagarungsstel le hervorgehen; 

e) die Erstellung eines Jährlichen Berichts an die zuständige Behörde 

Uber die Arten und Mengen der deponierten Abfälle und Uber die Er- 
gebnisse des Uberwachungsprogramms gemäß diesem Artikel und 

Anhang IV. 

3. Ist der Erzeuger oder Besitzer der Abfälle ein häufiger 
Deponie, muß er eine schriftliche Vereinbarung mit dem 
Deponie treffen, um seine Abfälle auf der Deponie abiagern 
dem Dokument müssen die allgemeinen Eigenschaften der 
Abfälle beschrieben werden. 

4. Der Betreiber der Deponie muß Jederzeit einen schriftlichen Nachweis für 
Jede angenommene Lieferung vor legen können. Dieses Dokument kann als 
Beweis für die Ablagerung der Abfälle und bei einmaliger Benutzung der 
Deponie auch als Vereinbarung angesehen werden. 

5. Werden bestimmte Abfälle nicht in einer Deponie angenommen, muß der 
Besitzer sie zu dem Erzeuger zurUckbr Ingen, sofern keine andere geeignete 
ordnungsgemäße Möglichkeit der Ablagerung gefunden werden kann. 

6. Die Verantwortung für die Annahme von Abfällen auf einer Deponie trägt 
der Betreiber der Deponie. 


Benutzer der 
Betreiber der 
zu können . i n 
abgel ieferten 


Artikel 12 

Kontrol Iverfahren während des Betriebs und In der Nachsoroephase 

Die Mitgliedstaaten treffen Maßnahmen, um folgendes sicherzustellen: 

1. Der Betreiber einer Deponie führt während des Betriebs der Deponie und der 
Nachsorgephase ein Kontrol I Programm gemäß Anhang IV durch. 
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2. Der Betreiber meldet der zuständigen Behörde, wenn durch die Überwachungs- 
maßnahmen umwe I tschädigende Auswirkungen festgestellt werden. In Jedem 
Fall muß der Betreiber der zuständigen Behörde die Art und den Zeitpunkt 
der vorgeschlagenen Maßnahmen mittel len. 

3. Werden umwe I tschäd Igende Auswirkungen des Deponiebetriebs festgestellt 
werden, sind Korrekturmaßnahmen auf Kosten des Betreibers zu ergreifen. 
Diese Maßnahmen können von der zuständigen Behörde geleitet und auch 
durchgeführt werden, wenn der Betreiber dies nicht selbst tut. 

4. Es werden qualifizierte Laboratorien bestimmt, die für die Qualitätskon- 
trolle der Analysen der Kontrol I verfahren zuständig sind. 


Artikel 13 

Stil legungsverfahren 

Die Ml tgl iedstaaten stellen folgendes sicher: 

1. Das Stillegungsverfahren für eine Deponie oder einen Teil einer Deponie 
wird eingeleitet, wenn 

a) die Kapazität ausgeschöpft ist, d.h. wenn die gelagerten Abfälle eine 
Höhe erreicht haben, die der In dem Genehmigungsantrag für die 
Deponie festgelegten oder genannten Höhe entspricht, oder 

b) der Eigentümer der Deponie dies mit Genehmigung der zuständigen 
Behörde beschlossen hat oder 

c) die zuständige Behörde dies entschieden hat. 

In jedem Fall muß die zuständige Behörde Ihre Entscheidung begründen. 

2. Eine stillgelegte Deponie erhält Immer eine Abdeckschicht, um das Gelände 
für seine künftige Nutzung vorzubereiten und In die Landschaft zu 
Integrieren. 
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Bei der Art und den Eigenschaften der Abdeckung sollte die 
Deponiekategorie, die Art der abzulagernden Abfälle und die besonderen 
Eigenschaften des Standorts berücksichtigt werden, um die weitere 
Entwicklung kontrollieren zu können. 


3. Vor der völligen oder teil weisen Stillegung einer Deponie legt der 
Betreiber der zuständigen Behörde die in Anhang II verlangten Angaben, 
insbesondere über Maßnahmen für die Überwachung und Kontrolle der 
Deponiegas-, Oberflächenwasser- und Sickerwasserablel tung aus der Deponie 
sowie den Schutz und die Überwachung des Grundwassers (Anhang IV) vor. 


4. Eine Deponie oder ein Teil derselben kann nur als endgültig stillgelegt 
bezeichnet werden, wenn die zuständige Behörde eine abschließende 
Inspektion vor Ort durchgeführt hat und dem Betreiber ihre Genehmigung zu 
der Stillegung erteilt hat. 

5. Nach der endgültigen Stillegung einer Deponie kommt der Betreiber für 
einen Zeitraum von zehn Jahren weiterhin für die Betreuung, Überwachung 
und Kontrolle während der Nachsorgephase auf. Dieser Zeitraum kann auch 
kürzer sein, wenn die zuständige Behörde dies erlaubt. 


Artikel 14 

Zivilrechtliche Haftung des Betreibers 

Der Betreiber haftet ungeachtet eigenen Verschuldens zivilrechtlich für die 
durch die deponierten Abfälle verursachten Umweltschäden und Beeinträchti- 
gungen. 
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4. Gibt es fünf Jahre nach dem Zeitpunkt der Durchführung dieser Richtlinie 
noch bestehende Deponien ohne Genehmigung für einen ständigen Betrieb, so 
treffen die zuständigen Behörden geeignete Maßnahmen zur Stillegung dieser 
Deponien, 
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Artikel 16 

Kosten der Deponie 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß der für die Beseitigung sämtlicher 
Abfallarten In einer Deponie zu zahlende Preis zumindest alle Kosten für die 
Errichtung und den Betrieb sowie die geschätzten Kosten für die Stillegung 
und Nachsorge der Anlage deckt. 

Artikel 17 

g?ir an y^ 

Die Mi tg I ledstaaten stellen sicher, daß der Betreiber auf Jeden Fall eine von 
der zuständigen Behörde festgeiegte Garantie stellt oder eine gleichwertige 
Sicherheit zur Deckung der geschätzten Kosten für die St I i iegungsverfahren 
und Nachsorgemaßnahmen leistet. Diese besteht so lange fort, wie der 
Betreiber für die Erhaltung und die Nachsorgemaßnahmen auf der Deponie 
verantwortlich Ist. 

Artikel 18 

Nachsoraefonds 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen für die Errichtung eines oder mehrerer Nach- 
sorgefonds, dessen bzw. deren Struktur von den zuständigen Behörden 
festgeiegt wird. 
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2. Zweck dieses bzw. dieser Fonds ist 

a) die Deckung der normaien Nachsorgekosten für stiilgeiegte Deponien; 

b) die Deckung der Kosten für die erforder i Ichen Maßnahmen zur Vermei- 
dung oder Behebung der Umweitschäden durch Abfai Ibeseitigung, falls 
diese nicht anderweitig wiedergutzumachen sind oder nicht durch 
Versicherungen oder Sicherheiten abgedeckt sind. 

3. Der Fonds deckt nicht die Kosten, die direkt dem Betreiber der Deponie ln 
Rechnung gestellt werden können, solange dieser haftet. 

4. Der Betreiber Jeder Deponie trägt Je nach Oeponiekategor le und Art und 
Menge der gelagerten Abfälle zu dem Nachsorgefonds bei. Die in Artikel 17 
festgelegte Sicherheit befreit den Betreiber nicht von den Beiträgen zu 
dem Fonds. 


Artikel 19 

Verpflichtung zur Berichterstattung 

1. Die Mitgliedstaaten legen der Kommission Jährlich am einen 

Bericht über die Ablagerung von Abfällen vor, der die von der Kommission 
zur Beurteilung der Einhaltung dieser Richtlinie benötigten Angaben 
enthält . 


2. Auf der Grundlage des ln Absatz 1 genannten Berichts veröffentlicht die 

Kommission alle drei Jahre, erstmals am einen zusammenfassenden 

Ber Icht . 
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Artikel 20 

Ausschuß 

Die Änderungen zur Anpassung der Anhänge dieser Richtlinie an den wissen- 
schaftlichen und technischen Fortschritt und die Vorschläge über die Normung 
der KontroM-, Stichproben- und Analyseverfahren für die Ablagerung von 
Abfällen sind nach folgendem Verfahren zu erlassen. 

Die Kommission wird von einem Ausschuß unterstützt, der sich aus Vertretern 
der Mitgliedstaaten zusammensetzt und in dem der Vertreter der Kommission den 
Vorsitz führt. 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ausschuß einen Entwurf der zu 
treffenden Maßnahmen. Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf 
innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter Berücksichtigung der 
Dringlichkeit der betreffenden Frage festzetzen kann. Die Stellungnahme wird 
mit der Mehrheit abgegeben, die in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags für die 
Annahme der vom Rat auf Vorschlag der Kommission zu fassenden Beschlüsse 
vorgesehen ist. Bel der Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen der 
Vertreter der Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten Artikel gewogen. Der 
Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maßnahmen, wenn sie mit der 
Stellungnahme des Ausschusses übereinstimmen. 

Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der Stellungnahme des Ausschusses 
nicht überein oder liegt keine Stellungnahme vor, so unterbreitet die 
Kommission dem Rat unverzüglich einen Vorschlag für die zu treffenden 
Maßnahmen. Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit. 

Hat der Rat nach Ablauf einer Dreimonatsfrist von der Befassung des Rates an 
keinen Beschluß gefaßt, so werden die vorgeschlagenen Maßnahmen von der 
Kommission erlassen. 
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Artikel 21 

Inkrafttreten 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften, um dieser Richtlinie Innerhalb eines Jahres nach Ihrer 
Bekanntgabe nachzukommen. Sie unterrichten die Kofiunlssion unverzüglich 
davon. 

Wenn die Mi tg Medstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie In diesen 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffent- 
lichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Ml tgl ledstaaten regeln die 
Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der Innerstaat- 
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften mit, die sie auf dem unter 
diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 


Artikel 22 

Diese Richtlinie ist an die Mi tg I ledstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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VERZEICHNIS DER ANHXNGE 

Anhang Nr . Titel 


I. Allgemeine Anforderungen fUr alle Deponielcategor len 

Standort 

StraBen und Dienst leistungsbereiche 
Umzäunung 

Landschaf tsgesta i tung 

Ausschilderung und Informationen 

Zugangs- und Betr iebsUberwachung 

Überwachung des Wassers und Sickerwasserkontrol le 

Schutz des Bodens und des Grundwassers 

Oepon i egasUberwachung 

Belästigungen 

Stab! i itätskontrol le 

II. grundlegende Angaben, die für folgendes vorzulegen sind: 

A. Errichtung und Betrieb einer Deponie 

B. Konditionierungsplan fUr eine bestehende Deponie 

C. Stillegung einer Deponie. 

III. Abfa i iannahmekr i ter len und -verfahren 

IV. Kontrol Iverfahren während des Betriebs und während der Nachsorgephase 
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ANHANG I 


Allgemeine Anforderungen für alle Deponiskategor len 

1 . Standort 

1.1 Bel dem Standort für eine Deponie müssen für folgende Faktoren 
Anforderungen In Betracht gezogen werden: 

a) Die Entfernungen von der Deponiebegrenzung zu Wohn- und 
Erholungsgebieten, Straßen und Wasserstraßen, Gewässer und 
sonstigen Industriellen, landwirtschafti Ichen oder städtischen 
Standorte 

b) Grundwasser- oder Naturschutzgebiete In dem Gelände 

c) Die hydrogeo log Ischen Bedingungen des Geländes 

d) Gefahr von Überflutung, Bodensenkungen, Erdrutschen oder Lawinen 
auf dem Gelände 

e) Schutz des natürlichen oder kulturellen Erbes des Geländes. 

1.2 Die Deponie kann genehmigt werden, wenn die Eigenschaften des 
Standorts hinsichtlich der oben genannten Anforderungen oder die zu 
treffenden Korrekturmaßnahmen, wenn diese ln einer 
Umweitverträgl Ichkeltsprüfung im Sinne der Richtlinie 85/337 erörtert 
wurden, darauf hindeuten, daß die Deponie keine schwere Gefahr für 
die Umwelt darstellt. 

2 Straßen und DIenstlelstunasberelche 

2.1 Die Deponiezufahrt sollte so geplant sein, daß sie eine möglichst 
geringe Behinderung für bestehende öffentliche Straßen darstellt. 

2.2 Oie Deponie sollte so ausgelegt sein, daß kein Schmutz von dem 
Gelände auf öffentliche Straßen gelangt. 
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2.3 Allo Straßen und Dienst lei stungsberolche innerhalb des 

Depon lege I ändes müssen so gebaut und Instandgehalten werden, daß sie 
die Schutzmaßnahmen für Wasser, Boden und Grundwasser elnhalten, die 
für den Standort selbst verlangt werden. 

3 Umzäunung 

3.1 Die Deponie Ist mit einem Zaun zu umgeben, der genügt, um den 
ungehinderten Zutritt zu dem Gelände zu verhindern. Außerhalb der 
Öffnungszeiten sind die Tore zu schließen. 

4 Landschaf tsaesta I tung 

4.1 Es müssen Maßnahmen ergriffen werden, um die optische 
Beeinträchtigung durch eine Deponie zu begrenzen, Insbesondere dann, 
wenn diese von Wohn- und Erholungsgebieten oder von der Straße aus 
leicht einzusehen Ist. 


5 Ausschilderung der Deponie und Informationen 

5.1 Am Eingang der Deponie Ist ein Hinweis- und Informationsschild 
anzubringen, das folgende Angaben enthalten muß: 

- Bezeichnung und Kategorie des Standorts 

- Name des Eigentümers und/oder Betreibers 

- Nachweis der Genehmigung 

- Öffnungszeiten 

- Telefonnummern für Auskünfte und Notfälle 

- Behörde, die für den Betrieb, die Genehmigung und die Überwachung 
der Anlage zuständig Ist, 
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5.2 Ferner müssen der Öffentlichkeit auf Anfrage Jederzeit folgende 
Zusatz Informat Ionen erteilt worden können; 

- Abfallarten, für die die Deponie eine Betr lebsganohmigung besitzt. 

- Gebühren für die Ablagerung von Abfällen auf der Deponie. 

6 Zugangs- und Betriebsüberwachung 

6.1 Am Fingang der Deponie ist Jederzeit ein geeignetes System der 
Zugangskontrolle vorzusehon. 

6.2 Alle angelieferten Abfälle sind ausnahmslos auf folgendes zu 
überprüfen: 

- Herkunft 

- Abfallart und Eigenschaften des Abfalls 

- Menge (Gewicht oder Volumen) 

- erforderlichenfalls geeignete Nachwelsdokumento 

6.3 Während der Öffnungszeiten muß ständig eine ausreichend qualifizierte 
Person anwesend sein, die für den Deponiebetrieb verantwortlich Ist. 


7 Überwachung von Wasser und Sickerwasser 

7.1 Es sind geeignete Maßnahmen zu treffen, um das Eindringen von 
Flächen- und/oder Grundwasser In die abgelagerten Abfälle zu 
kontrol I ieren. 

7.2 Sämtliches Wasser bzw. Sickerwasser, das sich in der Deponie bildet 
oder aus der Deponie austritt. Ist aufzufangen, es sei denn, durch 
eine Urnwe I tver träg I I chke I tsprUfung wurde festgestellt, daß dies nicht 
erforder 1 Ich Ist. 

7.3 ^Kontaminiertes Wasser und Sickerwasser, das In der Deponie gesammelt 

wird, ist nach den entsprechenden Anforderungen für die Ableitung zu 
behände I n . 
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8 Schutz des Bodens und des Grundwassers 

8.1 Eine Deponie muß die mit natürlichen oder künstlichen Mitteln 
erreichten notwendigen Voraussetzungen erfQMen, um eine 
Verschmutzung des Bodens oder des Grundwassers zu vermelden. 

8.2 Die nichtgesättigten geologischen Formationen, aus denen die Unter- 
und Seitenschicht der Deponie bestehen, müssen folgende Anforderungen 
an Durchlässigkeit und Mächtigkeit erfüllen. 


Höchstwerte für den Durchlässigkeitskoeffizient K (m/s) für eine 

Substratdicke von 3 m, gemessen unter dar Voraussetzung der Sättigung mit 

Wasser . 

- Deponie für gefährliche Abfälle: K - 1,0 x 10~^ m/s 

- Deponie für Siedlungsabfälle, ungefährliche Abfälle und sonstige 
kompat ibie Abfäl le: 

K - 1 ,0 X 10-9 m/s 

- Deponie für Inertabfälle: 

K - kein Grenzwert 

8.3. Die für die Bestimmung des Durchlässigkeitskoeffizienten für Deponien 
Im Feldversuch und für die gesamte Ausdehnung des Standorts zu 
verwendende Methode Ist von dem gemäß Artikel 20 dieser Richtlinie 
eingesetzten Ausschuß auszuarbeiten und zu billigen. 

8.4 Können diese oder sonstige gleichwertige Bedingungen nicht unter 

natürlichen Voraussetzungen erfüllt werden, sind technische Maßnahmen 
zu treffen, mit denen mindestens dieses S Icherho I tsnl veau zu 
erreichen Ist. 
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9 Depon I eaasüberwachunci 

9.1 Zur übarwachung der Ansammlung und Ausbreitung von Deponiegas sind 
geeignete Maßnahmen zu treffen (Anhang IV). 

9.2 Das Deponiegas Ist zu sammeln und ordnungsgemäß aufzubereiten oder 
vorzugsweise zu nutzen. Diese Verpflichtung gilt für biologisch 
aktive Deponien, auf denen Jährlich mehr als 10 000 Tonnen Abfälle 
angenommen werden oder bereits angenommen wurden. 

10 Bel äst lounaen 

10.1 Zur Vermeidung folgender Umweitbeeinträchtigungen durch die Deponie 
sind Maßnahmen zu treffen: 

- Geruchsbelästigung und Staubentwicklung 

- Verwehungen 

- Lärm- und Verkehrsbelästigungen 

- Vögel und Ungeziefer 

- Aerosolbl idung 

11 Stabl I Itätskontrol le 

11.1 Um die Stabilität des Deponiekörpers und der äußeren Konstruktion zu 
gewährleisten und Insbesondere ein Abrutschen zu verhindern, muß die 
Ablagerung der Abfälle auf der Deponie unter geeigneten 

Quai Itätssicherungssystemen stattfinden. 
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ANHANG II - grundlegendo Informationen, die für folendes vorzu legen sind: 

A) Errichtung und Betrieb einer Deponie 

B) Kondl t lonlerungsplan für eine bestehende Deponie 

C) Stillegung einer Deponie 

Bel der Beantragung einer Genehmigung sind die Unterlagen so vorzulegen, daß 
der besonderen Situation der Anlage (A, B oder C) Rechnung getragen wird. 

Folgende grundlegende Angaben sind vorzu legen: 

1. Feststellung der Identität der Antragsteller 

2. Beschreibung der Arten und Mengen der zur Ablagerung vorgesehenen (A,B) 
oder bereits abgelagerten (B,C) Abfälle 

3. Abfal Ibeseltlgungskapazltät (tägliche, monatliche, Jährliche), für die die 
Anlage ausgelegt Ist 

4. Bericht mit lückenloser Beschreibung des Standorts einschließlich: 

- Lage und Zugangswege 

- Begrenzungen und Topographie 

- Geologische und hydrologische Merkmale des Gebiets 
~ Lokale Meteorologie 

5. Technische Einzelheiten des Vorhabens einschließlich der Erschließung, 
Konditionierung und/oder Stillegung dar Deponie: 

- Projektphasen 

- Zugang, Umzäunung und Straßen auf dem Gelände 

~ Beabsichtigte Verfahren zur Verhütung und Bekämpfung der Verschmutzung 

- Vorbereitung des Standorts und Dienstleistungen 
~ Zusätzliche Anlagen 
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6. Betriebs- und Überwachungspian für die Deponie e I nsch ließ I ich : 

- Staffelung und Beschreibung der Batr lebsab iäufe 

- Sickerwasser- und Deponlegas-Uberwachungsmaßnabmen 

- Maßnahmen fClr die Überwachung von Umweltschäden 

- Betr lebszel ten 

- Zugangskontro Men und Abfallannahmeverfahren 

- Elnzusetzendö Ausrüstung 

- Personal I Iste mit Angaben über Befähigung, Aufgaben und Zuständigkeiten 

- überwachungs- und Instandhaltungsverfahren 

- Vorschriften für die Betriebssicherheit und Notmaßnahmen 


7. Plan für die Stillegung und Verfahren für die Nachbetreuung einschließlich 

- Endkapazität und zu erwartende Betriebsdauer der Anlage 

- endgültige Begrenzung und Topographie des Standorts 

- Plan für die spätere Rekultivierung 

- Abgestufte Te I Ist I I legung und Rekultivierung gefüllter Deponieflächen 

- Kontro I Imaßnahmen In der Nachsorgephase 


8. ümwel tverträgllchkel tsprüfung gemäß Richtlinie 85/337/EWG 


9. Wirtschaftliche Angaben zu dem Projekt einschließlich Abschätzung 
folgender Ausgangskosten; 

- Kapitalinvestitionen 

- Betr lebskosten 

- Gebühren 

Nach Eingang des Genehmigungsantrags obliegt es den zuständigen Behörden, 

a) Innerhalb von drei Monaten um zusätzliche Angaben, Änderungen des Projekts 
oder^ um ein Al ternat Ivkonzept zu ersuchen 

b) innerhalb eines angemessenen Zeitraums eine endgültige Entscheidung zu 
tref f en. 
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AKHANG m ■ ABFALLANNAHMEKRiTERIEN UND ^VERFAHREN 


Mi.1 >CIHL£iTÜNG 

Für die Hanonlslerung der technischen Uorknaie von Deponien ist es außerordentlich wichtig, daß 
alle Anlagen zuwindest für Vergleichszwecke dieselben Abfal lannahiekr Iterlen anwenden. Daher 
iüssen einheitliche Probenahie- und Kontrol {verfahren für alle Abfälle festgelegt werden, 
ii Rahien dieser Richtlinie sollen Abfal lannahiekr Iterlen und Kontrol I verfahren nach den 
Eluatkriterien und der Koipat ibi Ität verschiedener Abfal iarten ii Falle geielnsaner Entsorgung 
festgelegt werden (Eluat- und Koipat Ibl I Itätskrlter len). 

Unabhängig von den ausgewählten Probenahie- und Analyseiethoden oder Ueßgrößen steht fest, daß 
bei den Versuchen, auf denen die Annaheekr iterlen basieren» niesais genau dasselbe Verhalten der 
Abfälle wie unter Deponiebedingungen reproduziert werden kann. Trotzdei können sie als 
Richtschnur für die Prüfung dar Abfal lelgenschaften dienen. Daher sollte trotz unterschiedlicher 
Probenahie- und Analyseiethoden und der Bedeutung verschiedener Meßgrößen eine geieinsaie 
Referenziethode, wie in diasei Anhang beschrieben, festgelegt werden. 

1112 - ALLGEMEINER GRUNDSATZ 

Alle auf einer Deponie entsorgten Abfälle iüssen vorher nach den In diesei Anahng erläuterten 
Anforderungen nach Ihren Uerkiaien a ingestuft werden. 

Bel Abfällen, deren Herkunft bekannt und deren Eigenschaften und Zusaiiensetzung erilttelt 
wurden, kann die obligatorische Probenahie und Analyse durch ein regeliäßlges Stichproben- und 
Analyseprograii ersetzt werden. 


IIL3 - STICHPROBEN 


Definitionen: 

A. - hoiogene Abfälle: alle Abfal iarten, die zui Zeitpunkt der Probenahie flüssig sind oder 
gepuipt werden können und deren Eigenschaften, auf die gesaito Menge verteilt, gleich sind sowie 
Abfälle, bei denen eine sichtbare Honogenität hergesteiit werden kann. Heterogene Abfälle: alle 
sonstigen Abfäi le. 

B. « Repräsentative Probe: eine Probe wird als repräsentativ bezeichnet, wenn die für die Analyso 
ausgewogene kleine Menge die gleiche durchschnittliche Zusaiiensetzung aufweist wie die große 
Menge, von der sie gencnaen wird. Quelle; Allgeaelne Leitlinien für Probenahieverfahren, ISO 
5667-2 (1988). 
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Anzahl der Stichproben und 7u entnehiende Mengen 

1 Bel nicht In Behältern gelieferten Abfällen 

a) Honogene Abfälle: eine Probe von 1000 g oder rI Je Lieferung 

b) Heterogene Abfälle: eine repräsentative Probe von 1000 g oder ■! Je 5 t Abfälle oder eines 

Tel Is derselben 

2 Bel In Behältern gelieferten Abfällen 

Oie Zahlen gelten für Behälter alt dea gleichen Inhalt« Der Abfall alrd als hoaogen betrachtet. 

Werden die Behälter In einen Saaaelbehälter geleert, kann die kuaulative Probe aus dea 

Saaaelbehälter genoaaen werden. 

Gewicht Je Behälter Gewicht und Anzahl der Behälter, von denen 
Stichproben für eine Laborprobe genoaaen werden 

unter 5 kg ausreichend für eine endgültige kuaulative Probe von 

■Indestens 1 kg aus aindestens x Behältern 
entnoaaen 

über 5 kg ausr. für eine endgültige kuaulative Probe von 1 kg 

bis 2,5 kg, aus aindestens x Behältern entnoaaen 


dabei gilt: x - n + 1, wobei n die Gesaatzahl der Behälter Ist. 

3 Sledlungsabfäl le 

Von diesen Abfällen sollten regelaäBIg Stichproben genoanen werden, da die Änderungen in der 
Zusaaaensetzung beurteilt werden aussen, daatt ia voraus geeignete Maßnahnen als Alternative zur 
Deponierung getroffen worden können: z.B. Veraeidung einer Kontaalnatlon, getrennte Saoolung, 
Wloderverwertung etc. 

. Hausaüll: Stichproben sind von allen Abfallarten zu nehaen, ua den Prozentsatz in der 

Zusaaaensetzung zu bestlaaon (organisches Material, Metalle, Wäraewert, Verbrennungsrückstände 
usw.) 

. Troffen Behälter alt unbekannten Abfallarten ein, werden von diesen unabhängige Stichproben 
geaäß Punkt 2 entnoaaen. 

. Gewerbeaüll oder Abfälle aus Büros oder öffentlichen Einrichtungen sind voa Erzeuger zu 
beschreiben. Eine Analyse wird nur vorgenoaaen, ua eine vollständige Bewertung zu eraögllchen 
oder wenn die Erklärung nicht ausreicht. 

II 1.4 - KONTROLLVERFAHREH: ELUAT-KR ITER lEH 
(gelten nicht für Sledlungsabfäl le) 

Eluat-Kriterlen 

Oie Bildung und Zusaaaensetzung von Oeponle-S Ickerwässern wird von zahlreichen physikal Isch- 
chenlschen und biologischen Prozessen bestlait. la aiigeaelnen ist die Zusaanensetzung des 
Sickerwassers eine Funktion der Art und des Alters der abgelagerten Abfälle, der Mikrobiologie 
und der Wasserbllanz der Deponie. Obwohl zahlreiche Studien über die Bewertung des Verhältnisses 
von Labortests zua Vorhalten von Sickerwässern verfaßt wurden, sind zuverlässige Angaben über das 
Langzeltverhalton kaua aögllch. Eine schwere Gefährdung der Wasserressourcen durch Sickerwasser 
Ist dennoch aögllch und sollte verhindert werden. Die hier vorgeschlagenen Eluat-Tests dienen zur 
Eralttlung von Daten über die Eigenschaften und Zusaanensetzung der Sickerwässor und über die Art 
der entstehenden aögl Icherwelse giftigen Stoffen. Quelle: Etüde bibl lographique sur les lixivlats 
prodults par la also en döcharge de döchets Industriels, A Bände, EEC-X( l-ENV/20/86. 
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Behandlung der Stichproben: Oie Or Iglnalstruktur der verwendeten Probe sollte soweit wie ■öglich 
belbehalten werden; große Partikel sollten zerkleinert werden. Als Analyseaethode wird DIN 38414- 
S4 (Ausgabe Oktober 1984) alt folgenden Zusätzen und/oder Vereinfachungen vorgesch lagen: 

Verwendung einer Glasflasche alt breltea Rand (Ourchaesser 10 ca); 

. rotierende Flasche über 24 h Jede Sekunde einaal ua 180 *0 schütteln; 

. Zentrifuge; für die Probenahae sollten 250 ^l-FI Iterspritzen alt 0,45 //n-FI Itern verwendet 
werden. 

Zuordnungswerte: 

ln der folgenden Tabelle werden die Bereiche festgelegt, ln die die Abfälle nach der 
Zusaaaensetzung Ihres Eluats für die Deponierung unterteilt werden: 

- Abfälle, deren Eluatkonzentration In den Bereich der gefährlichen Abfälle fällt, werden In 
bezug auf die Deponierung als gefährliche Abfälle betrachtet. 

Bel Eluatkonzentrationen, die den festgelegten Höchstwert überschreiten, sind die gefährlichen 
Abfälle vor der Deponierung vorzubehandeln, wenn sie sich nicht zur geaelnsaaen Deponierung 
alt SledlungsBÜl I eignen. Ist eine Vorbehandlung nicht aögllch, sind sie einer Monodeponie 
zuzuführen. 

- Abfälle, deren Eluatkonzentration nicht über den für Inertabfälle festgelegten Höchstwerten 
Hegt, werden als Inertabfälle betrachtat. 

- Abfälle, deren Eluatkonzentration In den bereich zwischen Inertabfälle und dea unteren Wert 
für gefährliche Abfälle fällt, werden als ungefährliche Abfälle betrachtet. 



Gefährl Iche 
Abfälle 

Inert- 

Abfälle 



Gefährl Iche 
Abfäi le 

Inert- 

Abfälle 

D 1.01 

pH-Wert 

4-13 

4-13 

0 1.11 

Phenole 

20-100 ag/I 

<10 ig/l 

D 1.02 

TOC 

40-200 ag/l 

<200 eg/l 

0 1,12 

Fluorid 

10-50 ag/l 

< 5 ig/l 

D 1.03 

Arsen 

0. 2-1,0 ag/l 

<0,1 »g/l 

0 1.13 

Aaaoniua 

0. 2-1,0 g K/l 

<50 ig/l 

D 1,04 

Blei 

0, 4-2,0 ag/l 

) Für 

D 1.14 

Chlor 

1. 2-6.0 g/1 

<0,5 g/1 

D 1.05 

Kadalua 

0. 1-0,5 ag/l 

) dl8SS 

0 1.15 

Zyanid (1) 

0. 2-1.0 ag/l 

<0,1 ig/l 

D 1.06 

Chroa 

0. 1-0,5 ag/l 

) Metalle 

D 1.16 

Sulfat 

0. 2-1,0 g/1 

<1,0 g/1 

D 1.07 

Kupfer 

2-10 ag/l 

) Insges. 

D 1.17 

Kltrlt 

6-30 ag/l 

<3 ig/l 

D 1.08 

Nickel 

0. 4-2.0 ag/l 

) < 5 ig/l 

D 1.18 

AOX (2) 

0, 6-3,0 ag/l 

<0,3 «g/1 

D 1.09 

Queck- 








sl Iber 

0.02-0, l»g/l 

) 

0 1.19 

Lösungs- 








altteiO) 

0,02-0, 10«gCI/l <10 pg CI/I 

D 1.10 

Zink 

2-10 «g/1 

) 

0 1.20 Pestlzlde(3) 1-5 pg CI/I 

<0,5 pg CI/I 





D 1.21 


0, 4-2,0 ug/l 

<1 «g/l 


(1) kein Elnzelwert über dea unteren Wert für gefährl. Abfälle 

(2) Leicht freiwerdend 

(3) wenn aögllch, < 500 ug/l 

(4) Absorbierte organisch gebundene Halogene 

(5) Chloriert 

Zur besseren Beschreibung werden die zu analysierenden Eluatkoaponenten nach der Zusaaaensetzung 
der Abfälle ausgewählt. 

Anmerkung ; Ergänzend zu diesen Eluatkriterien Ist eine Bestleaung des Asbestgehalts alt einer 
repräsentativen Probe des Inertrohaül Is gemäß den Anhängen der Richtlinie des Rates 87/217/EWG 
über die Verhütung und Verringerung der Umwel tverschautzung durch Asbest durchzuführen. 
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III .5 - ANALYSEMETHODEN 



Folgende ISO- oder DIN-Methoden werden als Referenzsethoden vorgesch lagen. Allerdings können auch 
gleichwertige Methoden nach elnei Zertifizierungsvorfahren verwendet werden, das auf goprüftea 
Referenznaterlal basiert. Iw Falle von abweichenden Ergebnissen wird die vorgeschlagene Methode als 
Referenziethode verwendet. 

1.01 pH:IS0-DP 10 523 oder DIN 38404-C5-84 

1.02 TOC Iw Eluat:DIH 38409-H3-85 

1.03 Arsen: ISO 6595-1982 oder DIN 38405-E6-81 

1.04 Bloh ISO 8288-1985 oder DIN 38406-E6-81 

1.05 KadwIuwrISO 8288-1985 oder 0IN38406-E19-80 

1.06 Chrow VI :IS0-0IS91 74-88 oder OIN38405-D24-87 

1.07 Kupfer: ISO 8288-1985 Oder DIN 38406-E21-80 

1.08 Nickel: ISO 8288-1985 oder DIN 38406-E21-80 

1.09 Quecksllber:IS0-5666-1/3-88 oder 
D1N38406-E 12-80 

1.10 Zink: ISO 8288-1985 oder 01N3840-E8-85 

1.11 Phenole: ISO 6439-1990 oder DIN 38409-H16-84 


(1) Dabei werden 2 wl Eluat benötigt. 

(2) Nach Extraktion von 1 I Eluat. 

(3) Dabei werden 250 wl Eluat benötigt, Chloroforwextrakt, Ergebnisse In 'Trockenruckstand* ig/l. 

II 1.6 KONTROLL VERFAHREN: KOMPATIBILITÄTSKRITERIEN 

Bel der gewelnsawen Abfallentsorgung wacht wan sich norwalerwelse Eigenschaften des Sledlungsiül is 
zunutze, die die uwwoltgofährdende, und potentiell gefährlichen Bestandteile von Prob lewabfäl len 
ausglelchen, so daß deren Uaweltauswirkungen auf ein annehwbares Maß reduziert werden. Für die 
geoelnsaae Etsorgung bestlwwte Abfälle sind sorgfältig zu begutachten und es sollten nur solche 
Abfälle dafür vorgesehen werden, die wit Sledlungsabfäl len kowpatlbel sind. Eine ausgewogene 
Beschickung, die gewährleistet, daß die Gärungsprozesse nicht außer Kontrolle geraten. Ist von 
entscheidender Bedeutung: daher bu8 auch die Beschickung wIt gefährlichen Abfällen kontrolliert 
erfolgen. 

6.1 - alloemelne Kriterien - Vorbedingungen 

Standorte, bei denen ein Versagen des Uwgebungsrauws eine direkte Bedrohung eines sensiblen Aquifers 
darstellt, sollten nicht für eine gewolnsawe Entsorgung vorgesehen werden. Ob an elnew Standort eine 
genelnsawe Entsorgung stattfinden kann, wird iw Einklang wit den Anforderungen In Anhang 1 dieser 
Richtlinie von der zuständigen Behörde entschieden. 

6.2. - Slckerwasserüberwachung - Vorbedlnounoen 

Es BÜssen genügend Daten aus der Vergangenheit vorl legen, uw die Sickerwasserhöhe und -Qualität li 
Deponiekörper bestlwwen zu können. 


1.12 Fluorid: ISO-DP 10 359-1 Oder DIN 38406-D4-85 

1.13 ABWonlUB:IS0-7150-1983 oder DIN 38406-E5-83 

1.14 Ch 1 or I d : I SO-D I S 9297 oder 0 1 N38405-D 1-85 

1.15 Zyanld:DIN38405-D14-88 

1.16 Sulfat: ISO-DIS 9280-1 odorOIH 38405-D5-85 

1.17 Nitrit: ISO-6777-1983 Oder DIN 38405-D10-81 

1.18 AOX: ISO-DIS 9562 oder DIN 38409-H14-85 

1.19 Chlorierte Lösungs- ISO-OP 10301 oder 
Lösungswittel : 

1 .20 Chlorierte 

Pestizide (KapI I larsäuie) 

1.21 Extrahlerbare llpophlle 

Stoffe: s. Paraw. 27, EWG Richtlinie 80/778 
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Von der zuständigen Behörde werden genäß den Kontrol lanforderungen ln Anhang IV und den hier 
festgeiegten Kovpatibi I Itätskr iter len spezifische Maßnahnen für die geiteinsane Deponierung 
erlassen. Die Anzahl der Kontrollpunkte In diesen Deponien Ist Je nach der Oberfläche des 
Betriebsgebiets folgendemaßen zu berechnen: 

<5 ha - ilndestens 5 
5 - 10 ha - einer Je Hektar 
>10 ha ■ 10 + (Gebiet. ha)l/2 

Eine geielnsaie Deponierung Ist nur dann vorzusehen, wenn die Überwachung stabile Bedingungen für 
die Methanbildung ergibt und ein ausreichendes Aktivitätsniveau fortbesteht. Dies wird unter 
Bezugnahae auf die Sickerwasserqual I tat und die Gasbildungsrate erilttelt, wobei folgende 
Bedingungen gegeben sein sollten: 

durchschnittliche SIckerwassertenperatur : ^ 25®C; 
durchschnittlicher pH-Wert: >6,8; 
durchschnittliches BSB/CSB-VerhältnIs: ^0,3; 

Gasbl Idungsrate: > 5 /t.a. 

Zusätzlich austretendes Sickerwasser Ist zu erfassen und abzuführen. Der Uafang dieser Abführung 
Ist auf der Grundlage vereinbarter Berechnungen der Wasserbllanz unter Berücksichtigung der 
Infiltration durch Regen und den Wassergehalt der deponierten Abfälle zu erwitteln. 


geeignete und ungeeignete Abfälle 


6.3.1 - folgende Abfälle sind nicht geaelnsaa zu deponieren: 

In Artikel 9 der Richtlinie Abfälle alt signifikanten Konzentrationen^) von: 

genannte Abfälle. 


Säureteer -PCß(po!ychlorlerte Biphenyle) 

> 50 ppb 

nicht wischbare organische Lösungs- PCT (polychlorierte Terphenyle) 

Wittel oder wasserhaltige Abfälle wit > 50 ppb^) 

> IX nicht wischbaren organ. Bestandt. 


TCOD (Tetrachlordlbenzodloxin) 

> 10 ppb für Isower 2, 3,7. 8 

PCN(polychlorlerte Naphtalen) 

>50 ppB ges.^) PAH(po!yarowat. Kohlenwasserst.) 

> 20 pp» 

«etal lorgan Ische Verbindungen 
(völlig ausgeschl.) 
chlorierte Kohlenwasserst, (eln- 
schl. Chlorphenoie) > 1 ppw 
Pestizide > 2 pp» 
ungebundene Cyanide > 10 ppw 

1) Die Zahlen für "signifikante Konzentrationen" sind für PCB und PCT EG- 
RIchTIInlen, für TCDD und organisch-metallische Verbindungen WHO- 
Vorschlägen und für PCN, PAH, chlorierte Kohlenwasserstoffe, Pestizide und 
freie Cyanide niederländischen Gesetzen (Bodemverontrelniging - 

Toets ingswaarden for de beoordeling van de concentrat leni veaus vvan 
diverse verontre Inig Ingen, groep B - grens van de sanering) entnommen. 
Diese Werte sollten von einem Sonderausschuß überprüft werden. 

2) part per bl II Ion oder g/kg Trockenmasse etc. 

3) part per ml II Ion, oder mg/kg Trockenmasse etc. 

(4) Gefahren wegen Aushub während der gemeinsamen Deponierung. 


Bit Wasser wischbare organ. Losungs- 
wittel Bit Konzentrationen > 10 X 

Bit Wasser o. organ. Stoffen heftig 
reagierende Abfäl le 

Asbest^"*) 
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6.3.2 - Folgende Abfälle^) können geielnsai deponiert werden, nachdei sie einer 

Einzelbewertung unterzogen wurden und für einge Bestandteile Beschränkungen festgelegt 
wurden: 

Schlänne aus der Behandlung von 
Industrieabwässern 
Schläue aus der b Io log. Behandlung 
säurehaltige Schläue 

Schläue aus Abwasser saii lern und 
Behältern 

Lackabfälle und Abwässer aus Spritzka- 
blnen 

alkalische Ent fettungsi Ittel 
Nasch- u. Relnigungsilttel , Fette und 
Schilerilttel In Nasser 

6.4 ~ Besch Ickunasraten 

. Nerden gefährliche Abfälle geielnsai ilt Sledlungsabfäl len deponiert, so hängt die 

Besch Ickungsienge von der Gärfahlgkelt des Substrats aus Sledlungsabfäl len ab. Zwar können 
allgeielne Leitlinien vorgegeben werden, doch Ist die Besch Ickungsienge liier 
standortspezl fisch. Eine wirksaie Überwachung der Deponiebedingungen Ist die beste 
Voraussetzung zur Erilttlung der besten Beschickungsrate. 

. Unter Beschickungsrate Ist norialerwelse die «enge gefährlicher Abfälle zu verstehen, die In 
elnei best luten Zeltraui (z.B. In g Je i^ Sledlungsiül I pro Tag) deponiert oder ilt einer 
bestliiten Menge des vorhandenen Substrats (z.B. In g Je i^ Sledlungsiül l) für eine 
elniallge Verfüllung veriengt werden darf. Dies Ist die Menge, die von einer Vcluienelnhelt 
lethanbl Idender Abfälle abgebaut oder vergoren werden kann. Das Deponierungspotent lal sollte 
dann auf das Reakt lonszonenvoluien^) angewandt werden, ui eine Begrenzung der 
Gesaitbeschlckuno des Standorts ablelten zu können. 

. Die Kontrolle der Beschickungsrate bezieht sich auf Abfälle, die folgendes enthalten: Säuren, 
Schwerietal le, Cyanide, lösliche organische Kohlenstoffverblndungen, Phenole und andere 
organische Verbindungen. Auch die Aiionlak- und Chlor Idgehalte werden abgeschätzt, wobei davon 
ausgegangen wird, daß die gesaite Fracht li Sickerwasser enthalten Ist. Oie eingebrachten 
Mengen lüssen so beiessen sein, daß die Kapazität der Sickerwasserbehandlung und der 
Entsorgungssysteie nicht überschritten wird. 


kiebstoffhaltlge Abfälle 
Gerberei- u. Beizabfäl le 
Brauerelabfäl le 
Abfälle aus Tierhaltung und 
Lebensilttelherstel lung 

Abfall aus d. Oberflächenbe- 
handlung 

Säuren/Laugen 
Sehne Idöle/Kühl öle 


1) Diese Liste Ist nicht erschöpfend, basiert Jedoch auf Abfallarten, die in 
verschiedenen Deponien bereits gemeinsam entsorgt wurden (ausgenommen 
wäßrige Lösungen!) 

2) Das Reaktionszonenvolumen Ist der Anteil des sickerwassergesättigten 
Abfalls, mit der der gemeinsam deponierte Abfall entweder direkt oder 
während des S I ckerwasser-Rückf lusses in Berührung kommt. Die Reaktionszone 
muß eine durchschnittliche Verweildauer von 6 Monaten für flüssige Abfälle 
und für Sickerwasser aus gmeinsam deponierten festen gefährlichen Abfällen 
ermög I Ichen. 
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Auf das Oeponlerungs-Höchstpotent lal sind Ausgangswerte (wie In den nachfolgenden Werten für 
die Kriterien angegeben) anzuwenden, es sei denn, der Betreiber legt Standort- oder 
abfal IspezI fische Angaben vor, die eine höhere Beschickungsrate rechtfertigen. 


KRITERIEN ZUR BERECHNUNG OES DEPONIERUNGSPOTENTIALS 


Abfallbestandtelt 

1 Säuren^) 

. Schwerietal le^) 

Zn 

Cu 

Hl 

Cr 

Pb 

Cd 

Hg 

As, Se 

. Cyanid (wie z.B. CN 
. Pheno I 

. Ö I /Koh I enwasserstof f e 
. TOC 

. spezifische organische Stoffe^) 


Ausgangswert 


100 Äquiv/t Sledlungsabfal I 
100 g/t Sledlungsabfal 1 
100 g/t Sledlungsabfal i 
100 g/t Sledlungsabfal I 
100 g/t Sledlungsabfal I 
100 g/t Sledlungsabfal I 
100 g/t Sledlungsabfal I 
10 g/t Sledlungsabfal I 
2 g/t Sledlungsabfal I 
1 g/t Sledlungsabfal! 

1 g/B^ Sledlungsabf ./Tag^) 

5 g/»^ Sledlungsabf ./Tag^) 
2,5 kg/t Sledlungsabfal I 
10 g/i^ Sledlungsabf ./Tag^) 

10 g/i^ Sledlungsabf ./Tag 


1) die Beschickungsmenge Ist auf einmaliger Basis zu berechnen, es sei denn, 
die Standortüberwachung zeigt, daß eine Regenerat Ions- oder 
Pufferkapazität vorhanden Ist. Säuren sollten getrennt von cyanId- oder 
sulfidhaltigen Abfällen gelagert werden. 

2) u. 3) die Beschickungsmengen sind einmalig zu berechnen. Bei Abfällen, 

die > 100 mg/l lösliche Schwermetalle enthalten. Ist vorher eine 
ä I lungsana lyse vorzunehmen. Diese sollte aus einer Anpassung des 
pH-Werts auf 10,5, 5 Minuten mischen und 30 Minuten Absetzen 
bestehen, überschreitet der gelöste Metallgehalt dann 20 mg/l, 
sollte der Abfall nicht gemeinsam deponiert werden, es sei denn, 
der Betreiber kann praktisch nachweisen, daß er in den Abfällen 
abgeschwächt wird. 

5) es sei denn, standort/abfa I Ispez I f Ische Angaben zeigen, daß diese 
vollständig abgebaut werden. Abfälle, die >100 mg/l lösliche CN-Ionen 
enthalten, sollten nicht gemeinsam deponiert werden. 

6) es sei denn, die Standortüberwachung ergibt, daß die Reaktionszone die 
Phenole vollständig abbauen kann. 

7) es sei denn, spezifische Angaben zu bestimmten Abfällen zeigen, daß sie 
weitgehend abgebaut werden. 
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4) organische Verbindungen gemäß der Liste 1 der Richtlinie 80/68/EWG über 
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6.5 - Überwachung der Einhaltung der Beschtckunaskontrol le 

. Bel Säuren, Schwerietal len, TOC, Öl, Phenolen, Cyanid. Ammoniak und Chlorid sollte sich die 
Kontrolle auf die rückwirkende Analyse von zusammengesetzten Proben aller bestandtelle 
stützen. Die Häufigkeit solcher Analysen sollte sich wie .folgt nach der hydraulischen 
Verweilzelt (HRT) ln der Reaktionszone richten: 

HRT > 12 Monate; monatliche Analyse; 

HRT < 12 Monate; vierzehntägige Analyse. 

. Das System der Sickerwasserüberwachung Ist In der Standortgenehmigung vorgegeben und sollte so 
detailliert sein, daß alle Auswirkungen, die eine Überlastung der Reaktionszone anzelgen, 
festgestellt werden können. Dies umfaßt sowohl die Ermittlung von Rückständen In den Abfällen 
als auch Störungen der lethanbl Idenden Prozesse. 

6.6 - gefährliche feste Abfälle 

Eine gemischte Probe von 1 bis 2,5 kg Ist durch Mischen von Jeweils 1 kg Tellproben von jeder 
Beschickung mit gefährlichen festen Abfällen vorzubereiten. Diese Mischprobe Ist dann einem 
Sickerwassertest wie In 111.4 beschrieben zu unterziehen. Anschließend Ist das Eluat auf alle In 
Abschnitt 6.4 aufgezählten Parameter (einschließlich spezifische organische Stoffe) zu prüfen. 

Die deponierten Abfallmengen sind dann auf der Grundlage der Masse leicht löslicher Bestandteile 
zu bewerten. Die Häufigkeit der Analyse richtet sich nach der hydraulischen Verweilzelt gemäß 
Abschnitt 6.5. 

I I I .7 - Verolelchselchung 

Die In Artikel 12 Absatz 4 genannten qualifizierten Laboratorien nehmen regelmäßig an 
Verglelchselchungskampagnen teil, um die Genauigkeit und Präzision der Kontrol Ivorfahren und 
Analysemethoden zu aktualisieren und zu verbessern. 
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ANHANG IV - KONTROLLVERFAHREN WÄHREKD DES BETRIEBS UND OER NACHSORGEPHASE 
MESSPROGRAMM 


Dieses MlndestprograM soll nährend der Betriebsphase zur Unterstützung der Deponieverwaltung und 
In der Nachsorgephase ilndestens für 30 Jahre nach der endgültigen Stillegung zur Abwendung 
weiterer Schäden ai Deponiekörper oder an der Uawelt durchgeführt werden, ua zu gewährleisten, 
daß der Standort sicher bleibt. Oie während langer Zelträuie für verschiedene Standorte 
erlittenen Daten tragen zur Verbesserung der Kenntnisse über das Verhalten von Abfällen ln 
Deponien bei. 

IV. 1 METEOROLOGISCHE DATEN 

In situ oder alt für den Standort repräsentativen Daten von der nächsten Meßstatlon^ 



Betriebs- 

Nachsorge- 


phase 

phase 

1.1 Voluien und Stärke des Niederschlags 

tägl Ich 

Bonat 1 Ich 

1.2 Teaperatur (Blnd.,aax. und ua 14.00 MEZ 

täglich 

Jewel Is 

1.3 Teaperatur (alnd.,aax. und ua 14.00 MEZ 

1.4 Verdunstung (Lyslaeter)^ 

täglich 

aa gleichen 

täglich 

Tag des 

1.5 Luftfeuchtigkeit (14.00 MEZ) 

tägl ich 

Monats 


(1) Oie Paraaeter 1.1 bis 1.5 können durch die sogenannte 'tatsächliche Nlederschlagsaenge* 
ersetzt werden, die von lokalen Stellen geaeldet werden kann. 

(2) Oder durch Messung des Paraaeters 1.5 und Berechnung der Verdunstung nach HAUOE. 

IV. 2 EMISSIONSDATEN; KONTROLLE VON WASSER. SICKERWASSER UND DEPONIEGAS 


Betriebs- 

phase 


Nachsorge- 

phase 


2.1 SIckerwasservoluaen 

2.2 Zusaoaensetzung des Sickerwassers (1) 

2.3 Zusaaaensetzung des ab laufenden Ober- 
flächenwassers 

2.4 Gasealsslonen (CH4, C02. 02, H2S, H2) 


tägl icher 
Gesaatwert 
Bonat I ich 
Bonat i Ich 

Bonat I Ich 


al le 6 Monate 

ai ie 6 Monate 
alle 6 Monate 

alte 6 Monate 


(1) Die zu aessenden Paraaeter und die zu analysierenden Stoffe unterscheiden sich Je nach 
Zusaaaensetzung der abgelagerten Abfälle;sle aüssen in der Genehatgung festgehalten werden und 
alt den Eluatkriterien der abgelagerten Abfälle korreliert werden. Diejenigen Paraaeter und 
Stoffe, die la Sickerwasser geaessen werden sollen, sollten so beschaffen sein, daß die 
Auswirkungen des Sickerwassers auf die Abdichtung des Deponiebodens aus den Jährlichen 
Bewertungen ersichtlich Ist. 

(2) Nährend des ersten Betriebsjahres sind die Messungen und Analysen alndestens einaal aonatlich 
durchzuführen. Ergibt die Auswertung der Daten, daß größere Abstände ebenso geeignet sind, können 
sie bis auf höchstens drei Monate verlängert werden. Die Leitfähigkeit Ist alndestens einaal 
aonatlich zu aessen. 

(3) CH4, C02 und 02 regelaäßlg; sonstige Gase nach Bedarf wie nach der Zusaaaensetzung der 
abgelagerten Abfäl le. 

(4) Oie Wirksaakelt der Gasab leitungsschicht auß regelaäßlg überprüft werden. 
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A.- Stichproben. Anzahl und Standort der Grundwasser-Meßstel len sind In der Genehnigung 
festzuhalten. Mindestens eine Meßstelle sollte sich li Grundwasserzuflußgebiet (0-Ebene) und zwei 
li AbfluBgeblet befinden. Referenzwert vor Betriebsbeginn: Eine vollständige Analyse, die als 
Eingangs-Referenzwert verwendet werden kann, sollte an ilndestens drei Stellen durchgeführt 
werden. Quelle: Stichproben - Grundwasser, Entwurf für eine Internationale Norw, noch nicht 
Indexlert, ISO/TC 147 SC6, Dezeiiber 1988. 


B.- Überwachung. Die zu analysierenden Stoffe sollen auf der Grundlage der während der 
Betriebsphase bestlaaten Slckerwasserzusaanensetzung festgelegt werden. Eine besondere 
Überwachung Ist für die Konzentrationen der li Anhang berücksichtigten Stoffe (Liste 1 und 2) der 
Richtlinie des Rates 80/68/ElfG über den Schutz des Grundwassers gegen Verschwutzung durch 
bestlwite gefährliche Stoffe vorzusehen. Für die Stoffe ln Liste 2 der Richtlinie des Rates 
80/68/EW6 und für Grundwasser, das zur Entnahwe von Hasser zuw lenschllchen Gebrauch 
(Trinkwasser) benutzt wird (oder nutzbar Ist), sollten die MAK-Werte (zulässige 
Höchstkonzentration) den ln der Richtlinie des Rates 80/77ß/EWG über Wasser für den »enschllchen 
Gebrauch angegebenen Werte entsprechen-, als Analysewethode sollten die In den Anhängen dieser 
Richtlinie vorgeschlagenen Methoden verwendet werden. 

Betriebs- 
phase 

3.1 Grundwasserspiegel alle 6 

Monate(l) 

3.2 Zusawwensetzung des Grundwassers (2) alle 6 Monate 


(1) Bel schwankende* Grundwasserspiegel sind die Abstände zu verringern. 

Für die ständige Überwachung können Indlkator-Paraaeter oder -Bestandteile verwendet werden, die 
Je nach den ursprünglichen Eigenschaften des Grundwassers (0-Ebene) und der Zusannensetzung des 
Sickerwassers festgelegt werden. 

IV. 4 WASSERBILANZ 

Obwohl die Berechnung der Wasserbl lanz nur von theoretischen Wert Ist, handelt es sich un einen 
geeigneten Wert für Verwaltungszwecke während der Betriebsphase. Häufigkeit: zwolsal jährlich In 
April und li Oktober. Die Messung der Paraneter 1.1 bis 1.5 (neteorologlsche Daten) konblnlert 
ilt der Messung von Paraneter 2.1 (Slckerwasservolunen, In der Tabelle E»Isslonsdaten) ernögllcht 
die Abschätzung der jährlichen Wasserbilanz ln der Deponie. Folgende Berechnungsnethode für eine 
Deponie ln der Betriebsphase könnte geeignet sein: 

Lo.|-E-aW, 

dabei gilt: 

Lq« ai Standort gespeichertes freies Sickerwasser (entspricht der SIckerwasserbl Idung ilnus den 
Sickerwasserabfluß) In nVjahr; 

I « Gesantf lüsslgkeltszufuhr (Niederschlag plus flüssige Abfälle plus Zufluß von 
Oberflächenwasser) In nVjahr; 


Nachsorge- 

phase 

al ie 6 Monate 
alles Monate 
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E - Verdunstungsverluste (Vorciunstu.ng p I sorget ransp I rat Ion) in E^/Jahi ; 
a - Absorptionsfähigkeit der Abfälle In s^/t der ango I leferten AbfäHei 
W » Gewicht der abgelagerten Abfälle Ir; Jato. 

Die Wirksamkeit der VerdüonungsmechaniSBen zur Verringerung der Verunro Inlgungsgefahr auf ein 
annahmbares Maß sowohl li Oeponlekörper als auch ln den darunter i legenden Schichten uisfaBt 
theoretisch einen Betrieb der Anlage, bei da# tu einen negativen Wert ^nnimmt oder 0 Ist. 


1) Absorptionsfähigkeit; Die HöchstRcnge der aufgenoaaenen und gospelcherten Flüssigkeit je 
Gewichtseinheit Feststoff unter spezifischen Bedingungen; norialerwelse de Je Gewichtseinheit 
deponierter Abfälle vor der Bildung vor Slckerwassur yespelcherta Flüssigkeit (oder praktisch die 
Restfeuchte zu» Zeitpunkt der Probenahie), 


I V. 5 TQPC6RAPHIF DES STANDORTS: DATEN ÜBER DEN DFPQN lEKÖRPER 

Betriebs- 

Phase 

5.1 Struktur und Zusa&fcensötzung des jährlich 

Oeponlekörpers (1) 

5.2 Änderungen der Höhe des Deponie- Jährlich 

körpers Jährlich 


Nachsorge- 

Phase 


jähr 1 Iches 
Ab lesen 


(1) Daten für den Zustandsbericht der betreffenden Deponie: Von Abfällon bedeckte Oberfläche, 
Volumen und ZusamaensetzuriQ der Abfälle, Arten der Ablagerung. Zeitpunkt und Dauer der 
Ablagerung, Stabl l Itätsnachwels des Oeponlekörpers, Berechnung der noch verfügbaren 
Ablagerungskapazität der Deponie. 
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Geänderter Vorschlag für eine 

i 

RICHTLINIE DES RATES 


Ober Abfal Ideponian 


(gemäß ArtlKel 149 Paragraph 3 des EWG-Vertrags 
von der Kommission vorgelegt) 
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BEGRÜNDUNG 


Nach Artikel 149 Absatz 3 des EWG->Vertrags legt die Komalsslon einen 
gelinderten Vorschlag für eine Richtlinie des Rates Uber Abfal Ideponlen 
vorO). Oer geänderte Vorschlag trägt mehreren Änderungsanträgen des 
Europäischen Parlaments, die auf der Plenartagung vom Mai und Oktober 1992 
angenommen wurden, sowie des Wirtschafts- und Soz i a I ausschusses 

Rechnungt^) . 

Die Kommission hat dabei eine weitere Bezugnahme auf das Verursacherprinzip 
aufgenommen, well Nachsorge und Ausbildung von Oeponienbetr iebspersonal 
zunehmend zu Besorgnis Anlaß geben (siehe Erwägungsgrunde 16 und 17 und 
Artikel 16 und 20 a). 

Oie Kommission war ferner bemUht. die Definitionen in Artikel 3 klarer zu 
formulieren und weitere Forderungen für den Antrag auf Genehmigung, die 
Bedingungen und den Inhalt der Genehmigung aufzunehmen (siehe Artikel 6, 7 
und 8). 

Nach der Verabschiedung der Richtlinie 91/e89/EWG des Rates Uber 
gefährliche Abfäl le akzept lerte die Kommission den Vorschlag des Parlaments 
fUr eine weitere Bezugnahme in Artikel 9. Mit diesem Artikel will die 
Kommission aussch I I eBen , daB die in der Richtlinie festge legten Normen 
durch Verdünnung oder Mischen der Abfälle eingehalten werden. 

Oie Kommission hat den Änderungsantrag des Parlaments zum Verbot der 
gemeinsamen Entsorgung (siehe Artikel 10 Absatz 5) angenommen und eine 
Übergangszeit von 5 Jahren fUr die Länder festgeiegt. In denen diese Praxis 
derzeit zulässig Ist. ln diesem Artikel wird auch die genaue Angabe der 
Abfal iarten gefordert, die In einer Monodeponie gelagert werden dUrfen. 

Oie Kommission hat den Vorschlag des Parlaments angenommen, Artikel 11 Uber 
die Ablehnung von Abfällen und Artikel 13 Uber die Stillegungsverfahren und 
Überwachung der Deponien nach der Stillegung zu verstärken. 

Außerdem hat sie den Änderungsantrag des Parlaments zur Angabe der 
Zeitspanne, In der bereits vorhandene Deponien den Vorschriften der 
Richtlinie angepaBt werden mUssen (siehe Artikel 15), und der hierzu 
anzuwendenden Verfahren Übernommen. 

Ferner Jiat die Kommission den Vorschlag des Parlaments angenommen, den 
Inhalt des Jahresberichts, den die Mitgl ledstaaten nach Artikel 19 und 
Anhang IVa elnzureichend haben, detailliert darzulegen. - 

überdies hat sie einige Anträge zur Änderung der Anhänge teilweise 
angenommen. Insbesondere diejenigen Uber die Kontrolle des Zugangs zu den 
Deponien und das Managment der Deponiegase. 


(1) ABI. Nr. C 190 vom 22.7.1991, S. 1 

(2) ABI. Nr. C 40 vom 17.2.1992, S. 112 ff. 
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Oie Koonilssion hat beschlossen, den Vorschlag Uber den Versicherungsschutz 
vorerst nicht zu ändern, da sie es vorzieht, diese Frage in dem ai Igemeinen 
Rahmen zu lösen, der im GrUnbuch Uber die Haftpflicht fUr Umweitschäden 
vorgezeichnet worden ist. 

Sie hat Xnderungsanträge auf ein Deponierungsverbot für fiUssige Abfälle 
abgelehnt. Nach Ansicht der Kommission müssen flUssIge Abfälle entsorgt 
werden. Wenn sie mit der auf einer bestimmten Deponie gelagerten Abfallart 
vereinbar sind, ist Ihre Entsorgung auf dieser Deponie eine annehmbare 
Alternative zur Verbrennung, sofern Standort und Klimabedingungen der 
Deponie dies zu lassen. 

Die Kommission hat mehrere Anträge auf Änderung des Betriebs einer Deponie 
abgelehnt, da sie besondere Verfahren betreffen, die bereits In den 
allgemeinen Anforderungen der Richtlinie niedergelegt sind. Die Festlegung 
detaillierterer Normen, die den Ergebnissen der 
Umweltverträgl ichkeltsprUfungen entsprechen, obliegt nun den 
MItgl ledstaaten. 

Die Kommission Ist sich bewußt, wie wichtig die Konzepte zur Vermeidung und 
Wiederverwendung fUr die Verminderung des Abfallstromes ist, kann die 
betreffenden Xnderungsanträge aber nicht akzeptieren, da sie dem Ziel dieser 
Richtlinie nicht entsprechen. 

Außerdem hat die Kommission die Xnderungsanträge zu einem Probenahme- und 
Anaiyseprogramm fUr alle zur Deponierung angelieferten Abfälle abgelehnt, da 
solche Maßnahmen nicht Immer fUr notwendig erachtet werden. Bei kommunalen 
Abfällen wurden den Überwachungsanforderungen z. B. in Anhang II i Rechnung 
getragen. Auch bei einheitlichen Abfällen, die regelmäßig In großen Mengen 
elntreffen (z. B. Abfälle von regelmäßigen Deponiebenutzern im Sinne der 
Richtlinie), werden Probenahmen und Analysen nicht fUr notwendig erachtet. 

Schließlich hat die Kommission den Kompromißvorschlag abgeiehnt. In dem ein 
Bericht Uber die Tätigkeit des Technischen Ausschusses und ein Bericht Uber 
alle Ausschußsitzungen gefordert wird, denn Ihr Vorschlag entspricht dem 
Beschluß des Rates vom Juli 1987 zur Festlegung der Modal i täten fUr die 
AusUbung der der Kommission übertragenen DurchfUhrungsbefugn Isse. 
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GaUfKtorter Vorschlag rar eine 
RICHTLINIE DES RATES 
Ober Abfal Idsponisn 


WSPRQNfiLICtiER GEÄNDERTER VORSCHLAfi 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Wirtschafcsgemeinschafty insbesondere auf Artikel. lOOa^ 

auf Vorschlag der Konunission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament, 

nach Stdlungnahme des Wirtschafts* und Sozialaus* 
Schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

*n der Entschließung des Races vom 7. Mai 1990 über die 
Abfallpolitik (*) wird das Dokument über die Gcmcin- 
schafcsstrategie angenommen und die Kommission aufgefor- 
den, Kriterien und Normen für die Abfallbeseitigung auf 
Deponien vorzuschlagen. 

ln einer Gemeinschaft ohne Binnengrenzen müssen die 
technischen Normen für Abfalldeponieii auf einem möglichst 
hohen Umwclcschutzniveau harmonisien werden. 

Es sind geeignete Maßnahmen zu treffen, um die ungeord- 
nete oder unkontrollierte Ablagerung von Abfallen zu ver- 
hindern. 

Durch ungleiche technische Normen für die Abfallbesei- 
cigung auf Deponien könnte es zur bevorzugten Abfallbe- 
seitigung in Anlagen mit geringen Umweltschuczauflagen 
kommen, wo die Kosten für die Beseitigung geringer sind, so 
daß wegen des unnötig langen Transports der Abfälle sowie 
wegen unangemessener Entsorgungspraktiken eine ernste 
Umweltgefährdung entstehen kann. 

Jede Ungleichheit zwischen den Rechtsvorschriften und 
technischen Nonnen der Mitglicdstaatcn in Bezug auf Abfall- 
deponien kann die Wettbewerbsbedingungen verzerren und 
damit den Aufbau und das Funktionieren des Binnenmarkts 
unmittelbar beeinträchtigen. 

Die Ungleichheit zwischen technischen Normen und Kon- 
troll- und Betriebsverfahren in Deponien bewirkt unter- 
schiedliche Kosten für die Abfallbeseitigung und beeinträch- 
tigt so die Wettbewerbsbedingungen. 


(') ABI. Nr. C 122 vom 18. 5 . 1990, S. 2. 
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UWSPRQHfiLICHER VQRSCHLAfi geänderter vorschlac 

Angesichts vorstehender Ausführungen ist es erforderlich, 
die in Betracht kommenden Deponiekategorien und die dort 
anzunehmenden Abfallarten genau zu definierea. 

Es mu£ deutlich auf die allgemeinen Anforderungen hinge- 
wiesen werden, die die Deponien im Hinblick auf Standort, 

Ausbau, Oberwachung und Schutzmaßnahmen, insbeson- 
dere gegen die Verschmutzung des Grundwassers durch 
Eindringen von Stckerwasser in den Boden cinhaiten müs- 
sen. 

Die Genehmigungsverfahren für alle Deponiekategorien 
müssen genUß den in der Richtlinie des Rates 75/442/ 

EWG (*), geinden durch die Rkhdinie 91/156/EWG (*), 
bereits festgelegten allgemeinen Genehmigungsanfordertm- 
gen und unter Berücksichtigung der in dieser Rolle genannten 
besonderen Gesichtspunkte für Deponien harmonisieiT 
werden. 

Unterschiedliche Abfallannahmeverfahrcn in den verschie- 
denen Deponien sind zu vermeiden. Hierzu i^ ein einheit- 
liches System für Stichproben , Beschreibung und Analyse der 
Abfälle einzufuhren. 

Es müssen gemeinsame KontroUverfahren während der 
Betriebs- und Nachsorgephase einer Deponie geschaffen 
werden, damit mögliche Umweltbeeinträchtigungen durch 
die Deponie festgestellt und geeignete Gegenmaßnahmen 
ergriffen werden können. 

Es ist festzulegen, wann und wie eine Deponie stillgelegt 
werden muß. Ferner sind die Verpflichtungen des Betreibers 
am Standen in der Nachsorgephase festzulegen. 

Die Betriebsbedingungen bestehender Deponien sowie die 
Maßnahmen zu ihrer Anpassung an die in dieser Richtlinie 
festgelegten Bedingungen sind zu regeln. 

Altdeponien sollten soweit wie möglich saniert werden, um 
die möglichen Umweltbeeinträchtigungen zu mildem. 

Der Preis für die Abfallbeseitigung in einer Deponie muß 
gemäß dem Verursacherprinzip sämtliche Kosten für die 
Errichtung, den Betrieb und die Nachsorge der Anlage 
decken. 


Oie Anwendung des Verursacherprinzips 
verlangt^ daß durch eine Mülldeponie 
verursachten Umwelt Schädigungen 
angemessen Rechnung getragen w.ird und 
daß die Betreiber von Deponien 
ausreichend finanzielle Sicherheiten 
aufweisen^ um alle erforderlichen 
Abhilfemaßnahmen zu unterstützen. 


(g ABI. Nr. L 194 vom 25. 7. 1975, S. 39. 
(*) ABI. Nr. L 78 vom 26. 3. 1991, S. 32. 
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URSPRQHfiLICHCT YPRSCtMfi 






IJffliSCHWAS 


Es ist notmodlgt die korrekte Anwendung der Redhü- 
vondiriften zur DurchfUhrong dieser Richtlinie in der 
gensenOemeinsduift sfeherzustelien und einen cinhdH« 
lieh hoben Ausbildungi- und Wissensstand bei den 
Betreibern und dem Peiaonal der Deponien durch die 
Abhaltung von Lehrgängen zu gewihrieisten. 


Dsmit genügend Mittel für die Überwachung einer sdllgeleg- 
ten Deponie bereitgesteUt werden können, wird die Schaf- 
fung eines «Dcponie-Nachsorgefonds* vorgjcschlagen, um zu 
gewährleisten, daS sdUgelegte Deponien während der Nach- 
sorgephase ordnungsgemäß überwacht werden und erforder- 
lichenfalls geeignete Sanierungsmaßnahmen getroffen wer- 
den können. 

Zur Verfolgung der Entwicklungen bei der Abfallbcseicigung 
auf Deponien ist es erforderlich, Daten berettzusteilcn — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Anwendungsbereich 

(1) Die Mitgliedstaaten wenden diese Richtlinie auf alle 
Deponien gemäß Artikel 3 Buchstabe e) an. 

(2) Zwischenlager gemäß Artikel 3 Buchstabe g) und 
Anlagen zur Lagerung von Abfällen gemäß Artikel 3 Buch- 
subeh) sind vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie 
ausgenonunen. 


Artikel 2 
Abfallarten 

Im Sinne dieser Richtlinie sind ^Abfälle** alle Stoffe oder 
Gegenstände, die von der Richtlinie 74/ 442/ EWG erfaßt 
werden. 

Je nach ihrer Herkunft werden Abfälle folgendermaßen 
eingeteilt: 

— ..Siedlungsabfälle*^, 

— Jndustrieabfälle*^. 


Nach ihren Eigenschaften weiden Abfälle folgendermaßen 
eingestuft: 

— „gefährliche Abfälle**, 

— „ungefährliche Abfälle“, 

— „Inertabfälle“. 
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Artikel 3 


Bcgnffsbcsdmmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie sind 

a) ^iedlungsabfälle*": Hausmüll sowie Büro-, Gcwerbe- 
und anderer Müll, der seiner Beschaffenheit oder Zusam- 
mensetzung nach dem Hausmüll zugeredinec werden 
kann; 

b) Jndustrieabfalle**: Abfälle aus Herstellungsprozesser 
oder Industiiecitigkeiten bzw. -prozessen; 

c) «Gefährliche Abfälle*; alle Abfälle, die von der Richtlinie 
des Rates 78/319/EWG vom 20. März 1978 über g;iftige 
und gefährliche Abfälle erfaßt werden. 

d) «InertabfMle*: auf einer Deponie abgelagerte Abfälle, 
die ihre physikalischen, chemischen oder biologischen 
Eigenschaften nicht wesendidi ändern und den in 
Anhang m festgdcg te n £luat4Critenen entsprechen; 

e) «Deponie*: Lagerstätte für die kontrollierte Ablagerung . 
der Abfälle oberhalb oder unterhalb der Erdober- 
fläche; 

f) «Monodeponic*: Deponie oder Teil einer Deponie, auf 
der nur eine bestimmte Art von Abfällen gelagen wird, 
d. h. Abfälle, die hinsichtlidi ihrer Herkunft, Zusam- 
mensetzung und Eigenschaften des Sickerwassers ver- 
gleichbar sind; 

g) Zwischenlager*: Anlage, in der Abfälle abgeladen wer- 
den, damit sic für den Weitertransport zur Verwertung. 
Behandlung oder Entsorgung an einem anderen Ort 
vorbereitet werden können; 

h) «Lagerung*: Kontrollierte zeitweilige Ablagerung von 
Abfällen vor der Verwertung, Behandlung oder Entsor- 
gung. Abfälle, die länger als ein Jahr lang gelagert werden 
müssen (Langzettlagerung), müssen stabil sein und nicht 
mit anderen Stoffen reagieren oder aber vor der Lagerung 
stabilisiert werden. Ständige oder unbegrenzte Lagerung 
wird als synonymer Begriff für Deponierung betrach- 
tet; 

i) ^Behandlung*: physikalische, chemische oder biologi- 
sche Verfahren, die die Beschaffenheit der Abfälle ver- 
ändern, um deren Volumen zu verringern oder gefähr- 
liche Eigenschaften zu beseitigen, die Handhabung zu 
erleichtern oder die Verwertung zu begünstigen; 


j) ^Sickerwasser*: aus einer Deponie emittiert« oder darin 
enthaltenes Wasser, das durch die abgelagencn Abfälle 
sicken; 


i) „Behandlung*': physikalische, chemische, thermi- 
sche oder biologische Verfahren, die die Ekschaffen- 
heit der Abfälle verändern, um deren Volumen zu 
verringern oder gefährliche Eigenschaften zu beseiti- 
gen, die Handhabung zu erleichtern oder die Verwer- 
tung zu begünstigen; 


j) „Sickerwasser“: aus einer Deponie emittierte oder 
darin enthaltene Flüssigkeit, die durch die abgelager- 
ten Abfälle sickert; 


(’) ABI, Nr. L 84 vom 31. 3. 1978, S. 43. 
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k) „Deponiegas“: durch die abgelagerten Abfälle erzeugte 
Gase; 

l) „Eluat*^: Lösung, die man durch einen simulierten Labor- 
test mit Sickerwasser erhält; 

m) „Betreiber“: natürlicher oder juristischer Person, die für 
eine Deponie verantwortlich ist. 

Artikel 4 

Depon iekategorien 

( 1 ) Je nach Art der zu lagernden Abfälle sind im Rahmen 
dieser Richtlinie folgende Dcponickatcgoricn in Bcuacht zu 
ziehen: 

— Deponie für gefährliche Abfälle, 

— Deponie für Siedlungsabfälle, ungefährliche Abfälle und 
sonstige kompatible Abfälle wie in den Komparibilitärs- 
kriterien in Anhang lil definiert, 

— Deponie für Inertabfälle. 

(2) Jede Deponie wird nach den Bestimmungen dieser 
Richtlinie eingestuft. 

(3) Eine Deponie kann in mehrere Kategorien eingestuft 
werden, wenn die Ablagerung in getrennten Bereichen 
stattfindet und jeder dieser Bereiche den besonderen Anfor- 
derungen für diese Deponiekategorie entspricht. 

(4) Unabhängig von ihrem Charakter können Abfälle 
einer Monodeponie gemäß der Definition in Artikel 3 
Buchstabe f) zugefuhrt werden. Monodeponien müssen den 
Anforderungen der Deponiekategorie genügen, zu der sie je 
nach der abgelagerten Abfallart gehören. 

Artikel S 

Allgemeine Anforderungen für alle Deponiekategorien 

Ein Deponiestandort muß die im Anhang I, III und IV 
beschriebenen notwendigen Anforderungen erfüllen, um 
Umweltschädcn zu vermeiden. 


Artikel 6 

Genehmigungsantrag 

Der Genehmigungsantrag für eine Deponie gemäß Artikel 9 
der Richtlinie 75/442/EWG muß die in Anhang II aufge- 
fühnen Anforderungen und Verfahren erfüllen. 


2. Nach der Beantragung einer Genehmigung: 

a) können die zuständigen Behörden innerhalb eines 
Zeitraums von drei Monaten um zusätzliche Anga- 
ben, Änderungen des Projekts oder um ein Alterna- 
tivkonzept ersuchen; 

b) treffen die zuständigen Behörden innerhalb eines 
Zeitraums von zwölf Monaten nach der letzten Bean- 
tragung eine endgültige Entscheidung. 
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Artikel 7 

Voraussetzungen für die Genehmigung 

Die Mitgliedsuatcn stellen folgendes sichen 

1. Die zuständige Behörde erteilt nur dann eine Genehmi- 
gung für eine Deponie, wenn 

a) der Genehmigungsantrag vollständig ist und mit der Genehmigungsantrag vollständig 

dieser Richdinie im Einklang steht; ist und mit dieser Richtlinie im 

Eingang steht und die zuständige 
Behörde vor irgendwelc hen Arbeiten 
fVorbereitun q oder Ablagerung) 
ausreichende Inspektionen der 
Deponie durchfuhrt, um die Ein-> 
haltunq der Umwelt Standards zu oe-- 
wä hrleigten ; 

b) der Antragsteller, Eigentümer und/oder Betreiber 
der Anlage die entsprechenden technischen und 
finanziellen Spezifikaäonen erfüllt, die zur Ernch- 
tung und zucn Betrieb einer Deponie erforderlich 
sind; 

c) die geplante Deponie sämtlichen Anforderungen 
dieser Richtlinie entspricht; 

d) die geplante Deponie den gemäß Ardkel 7 der 
Richtlinie 75/442/EWG über Abfälle geforderten 
Abfallbeseidgungsplänen enespneht. 

2. Vor Beginn der Besetugungsarbeiten fuhrt die zuständige 
Behörde eine Inspekdon der Deponie durch, um zu 
gewährleisten, daß sie mit den Genehmigungsbedingun- 
gen öbereinstimmt. 


Artikel 8 

Inhalt der Genehmigung 

( 1 ) Im Einklang mit den Bestimmungen gemäß Artikel 9 
der Richtlinie 75/442/EWG über Abfälle legt die Genehmi- 
gung für die Deponie zumindest folgendes fest: 

a) eine Liste bestimmter Abfallarten, die in der Deponie 
zugelassen bzw. nicht zugelassen sind; 

b) die Anforderungen für die Deponie und die Überwa- 
ch ungsverfahren sowie für die Stillegung und Nach- 
betreuung; 

ba) die Verpflichtung^ mindestens einmal jährlich 

gemäß Artikel 11 und Anhang IV dieser Richtlinie^ 
Bericht zu erstatten; 


(2) Die Genehmigung kann abgeändert werden. Bei einer 
Abänderung der Genehmigung gelten die Verfahren gemäß 
den Artikeln 6, 7 und 8 Absatz 1 dieser Richtlinie. 
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Artikel 9 

Für die Depoaie unzulässige Abfälle 

Die Mitgliedscaacen stellen folgendes sicher: 

1 . Folgende Abfälle dürfen auf einer Deponie nicht ange- 
nommen werden: 

— flüssige Abfälle, es sei denn, sie entsprechen den in 
jeder besonderen Deponie zulässigen Abfall arten und 
sind mit den Betriebsverfahren der Anlage vereinbar 
(Anhang IV: Wasserbüanz); 

— Abfälle, die nach den Deponiebedingungen explo- 
sionsgefährlich, brandfördemd, entzündlich oder 
hochentzündlich gemäß der Richtlinie 78/319/ 
EWG des Rates sind; 

— infektiöse Abfälle aus medizinischen oder veterinär- 
medizinischen Einrichtungen gemäß der Richtlinie 
78/319/EWG; 


— alle anderen Abfallarten, die die in Anhang 111 
erläuterten Kriterien nicht erfüllen, es sei denn, sie 
werden gemäß Artikel 10 Absatz 4 dieser Richtlinie 
einer Monodeponie zugeführt. 


2. Eine Verdünnung der Abfälle mit dem Ziel, die Abfall- 
annahmekriterien zu erfüllen, ist weder vor noch wäh- 
rend des Deponiebetriebs zulässig. 


— infektiöser Abfall aus Krankenhäusern oder aus 
anderen medizinischen oder veterinärmedizinischen 
Einrichtungen gemäß der Richtlinie 91/989/EWG 
sowie Abfälle gemäß der Kategorie 14 (Anhang lA) 
der genannten Richtlinie über gefährliche Abfälle; 


2 . Eine Verdünnung oder Verm i schuna 
der Abfälle mit dem Ziel, die Ab- 
fallannahmekriterien zu erfüllen, 
ist weder vor noch während des 
Deponiebetriebs zulässig. 


Artikel 10 

In den verschiedenen Deponiekategorien 
zugelassene Abfälle 

Die Mitgliedstaaten stellen folgendes sicher: 

1. Um die verschiedenen Abfallarten der geeignetsten 
Deponiekategorie zuzuordnen, ist die Bewertung der 
Eigenschaften der Abfälle im Hinblick auf die Deponie- 
anforderungen folgendermaßen durchzuführen: 

— nach der Herkunft der Abfälle; 

— nach der Zusammensetzung der Abfälle; 

— nach den Sickerwasser- und Kompatibilitätsmerkma- 
len nach den in Anhang III festgelegten Eluat- und 
Kompatibilitätskritenen. 
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2. Gefährliche Abfälle, die die in Anhang III festgelegten 
Eluatkhterien erfüllen, werden einer Deponie für gefähr* 
liehe Abfälle zugeführt, es sei denn, sie vertragen sich mit 
Siedlungsabfällen und können daher auf eine Deponie 
für Siedlungsmüll, ungefährliche Abfälle und andere 
kompatible Abfälle gebracht werden. 

3. Gefährliche Abfälle, die den Eluat- Kriterien nicht ent- 
sprechen, sind vor der Ablagerung in einer Deponie für 
gefährliche Abfälle vorzubehandeln. 

4. Gefährliche Abfälle, die die in Anhang III festgelegten 
Kriterien nicht erfüllen und nicht behandelt werden 
können oder für die gemeinsame Ablagerung mit Sied- 
lungsabfällen nicht geeignet sind sowie alle anderen 
Abfallanen, deren Typ, Herkunft oder Zusammenset- 
zung genau angegeben werden kann, können zu einer 
Monodeponie gebracht werden. Außerdem sind je nach 
Art der zu lagernden Abfälle von der zuständigen 
Behörde besondere Anforderungen für diese Deponien 
festzulegen. 

5. Deponien für Siedlungsabfälle, ungefährliche Abfälle 
und andere kompatible Abfälle sind für folgende Abfälle 
zu nutzen; 

a) Siedlungsabfälle; 

b) ungefährliche Abfälle sonstiger Herkunft; 

c) mit den deponierten Abfällen kompatible und mit 
dem Betriebsverfahren der Deponie vereinbare flüs- 
sige Abfälle und Schlämme (Wasscrbilanz, Anhang 
IV). Bei der Ablagerung flüssiger Abfälle sind beson- 
dere Vorkehrungen zu treffen, um die gleichmäßige 
Sickerwasserbewegung zu fördern und die Bildung 
bevorzugter .Bahnen zu verhindern; 

d) sonstige Abfälle oder Abfallgemische, die sich mit 
den abgelagerten Abfällen vertragen, wenn die 
gemeinsame Ablagerung unter abfallwirtschaftli- 
chen und umweltschutzbczogcncn Ccsichrspunktcn 
wegen günstiger interaktiver Prozesse zwischen den 
verschiedenen Abfallfraktionen vorteilhaft ist (Kom- 
patibilitätskriterien: Anhang III). 

6 ) 


6. Inertdeponien sind nur für Inertabfälle zu verwenden, die 
mit den Kriterien in Anhang III übereinsrimmen. Erfor- 
derlichenfalls sind zur Erfüllung der Kriterien die Abfäl- 
le, deren Hauptfraktion Inertmaterialen bilden, vorzu- 
sortieren oder vorzubehandeln, um diejenigen Kompo- 
nenten abzutrennen, die eine physikalische, chemische 
oder biologische Umwandlung bewirken könnten. 


4) Gefährliche Abfalle, die die in Anhang III festgeleg- 
Cen Kriterien nicht erfüllen und nicht behandelt 
werden können, können zu einer Monodeponie 
gebracht werden. Außerdem sind je nach Art der zu 
lagernden Abfalle von der zuständigen Behörde 
besondere und gegebenenfalls zusätzliche und stren- 
gere Anforderungen für diese Deponie festzulegen, 
um zumindest das gleiche Umweltschutzniveau wie 
für die Deponien für gefährliche AbfaUe gemäß 
dieser Richtlinie sicherzustellen« 


sofern gemeinsame Ablagerung nach geltendem Recht 
erlaubt Ist, Ist sie unter Berücksichtigung der 
Bestimmungen dieser Richtlinie noch für eine 
Zeitraum von höchstens fünf Jahren nach der Umsetzung 
dieser Richtlinie zulässig. Danach ist sie zu verbiete 

5a) Die gefährlichen Siedlungsabfälle, die bei der 
Sammlung abgeschieden wurden, werden einer 
Deponie für gefährliche Abfälle zugeführt. 


6a) Alle Abfailarten, deren Typ, Herkunft oder Zusam- 
mensetzung genau angegeben werden kann, können 
zu einer Monodeponie gebracht werden. Je nach Art 
der zu lagernden Abfälle sind von der zuständigen 
Behörde besondere Anforderungen für diese Depo- 
nie festzuleaen. 
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Artikel 11 

Abfallannahmevcrfahrcn 

Die Mitglicdstaatcn treffen Maßnahmen, um folgendes 
sicherzustelien: 

1 . Der Betreiber einer Deponie nimmt Abfälle nur an, wenn 
der Besitzer vor oder während der Anlieferung mit 
geeigneten Dokumenten belegen kann, daß die betreffen- 
den Abfälle in dieser Deponie gemäß der Kategorie und 
den in der Genehmigung fesigelegten Bedingungen ange- 
nommen werden können und die Genehmigungskritc- 
rien erfüllen (Anhang III). 


2. Der Betreiber einer Deponie ist verantwortlich für; 

a) die Prüfung der Begleitpapiere der Abfälle; 

b) die optische Prüfung und Kontrolle des Abfalls beim 
Eintreffen und Abladcn; 

c) erforderlichenfalls die Durchführung eines Stichpro- 
ben- und Anaiysenprogramms des angclieferten 
Abfalls gemäß den Bestimmungen in Anhang III. 
Dieses Programm kann von einem vom Betreiber 
beauftragten zugclassenen Labor oder vom Betreiber 
selbst durchgeführt werden, wenn er über geeignete 
und zugelassene Laboreinrichtungen verfügt. 

d) die Führung eines Registers über die Menge und 
Beschaffenheit der gelagerten Abfälle, aus dem Her- 
kunft, Anlicfcrungsdatum, Erzeuger und im Falle 
von gefährlichen Abfällen der genaue Standort der 
Ablagerungsstelle hervorgehen; 

e) die Erstellung eines jährlichen Berichts an die zustän- 
dige Behörde über die Arten und Mengen der 
deponierten Abfälle und über die Ergebnisse des 
Überwachungsprogramms gemäß diesem Artikel 
und Anhang IV. 

3. Ist der Erzeuger oder Besitzer der Abfälle ein häufiger 
Benutzer der Deponie, muß er eine schriftliche Verein- 
barung mit dem Betreiber der Deponie treffen, um seine 
Abfälle auf der Deponie ablagcrn zu können. In dem 
Dokument müssen die allgemeinen Eigenschaften der 
abgclicfcrten Abfälle beschrieben werden. 


4 . Der Betreiber der Deponie muß jederzeit einen schriftli- 
chen Nachweis für jede angenommene Lieferung verle- 
gen können. Dieses Dokument kann als Beweis für die 
Ablagerung der Abfälle und bei einmaliger Benutzung 
der Deponie auch als Vereinbarung angesehen wer- 
den. 


1 . Der Betreiber einer Deponie nimmt 
Abfälle nur an, wenn der Besitzer 
vor oder während der Anlieferung 
den Nachweis hat erbringen lassen 
und mit geeigneten Dokumenten be- 
legen kann, daß die betreffenden 
Abfälle in dieser Deponie gemäß 
der Kategorie und den in der Geneh- 
migung festgelegten Bedingungen 
angenommen werden können und die 
Genehmigungskriterien erf ül len 

(Anhang III). 


3, 


Ist der Erzeuger oder Besitzer der 
Abfälle ein häufiger Benutzer der 
Deponie oder beabsichtigt er. in 
. Afaständga, , <n rQBg 
Mengen von Abfällen abzulaaern . 


buB er eine schriftliche Verein- 
banmg Bit dem Betreiber der 
Deponie treffen, ua seine Abfälle 
auf der Deponie ablagem zu 
Können. In dem Dokuaent süssen die 
allgemeinen Eigenschaften der 
abgelieferten Abfälle sowie Her- 
kunft \md Art der abgelieferten 
Abfälle. Die von der 
Verglnbarung _aicht erfaßten 


die_y.c>n der betreffenden. QfiBoaie 

sind. 
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5. Werden bestimmte Abfälle nicht in einer Deponie ange- 
nommen, muß der Besitzer sie zu dem Erzeuger zurück- 
bringen, sofern keine andere geeignete ordnungsgemäße 
Möglichkeit der Ablagerung gefunden werden kann. 


5) Werden bestimmte AbfÜlle nicht in einer Deponie 
angenommen, muß der Besitzer die zustindige 
Behörde von der Verweigerung der Annahme des 
Abfalls unterrichten und sie zu dem Erzeuger 
zuriiekbringen, sofern keine andere geeignete ord- 
nungsgemäß Möglichkeit der Ablagerung gefunden 
werden kann, ln Jedem Fall ist aber die zuständige 
Behörde von dem Besitzer der endgültigen Bestim- 
mungsdeponie des Abfalls zu Lasten des Erzeugers 
der Abfälle zu unterrichten« 


6. Die Verantwortung für die Annahme von Abfällen auf 
einer Deponie trägt der Betreiber der Deponie. 


Artikel 12 

Koncrollverfahren während des Betriebs und 
in der Nachsorgephase 

Die Mitgliedstaaten treffen Maßnahmen, um folgendes 

sichcrzustcilcn: 

1 . Der Betreiber einer Deponie führt während des Betriebs 
der Deponie und^der Nachsorgcphasc ein Kontrollpro- 
gramm gemäß Anhang IV durch. 

2. Der Betreiber meldet der zuständigen Behörde, wenn 
durch die Überwachungsmaßnahmen umweltschädigen- 
de Auswirkungen festgestellt werden, ln jedem Fall muß 
der Betreiber der zuständigen Behörde die Art und den 
Zeitpunkt der vorgeschlagencn Maßnahmen mitteÜen. 

3 . Wenn umwcltschädigcndc Auswirkungen des Deponie- 
betriebs fcstgcstcllt werden, sind Korrekturmaßnahmen 
auf Kosten des Betreibers zu ergreifen. Diese Maßnah- 
men können von der zuständigen Behörde geleitet und 
auch durchgeführt werden, wenn der Betreiber dies nicht 
selbst tut. 

4. Es werden qualifizierte Laboratorien bestimmt, die für 
die Qualitätskontrolle der Analysen der Ko ntroU verfah- 
ren zuständig sind. 


Artikel 13 

Stülcgungsvcrfahren 

Die Mitgliedstaaten stellen folgendes sicher: 

1. Das Stillegungsverfahren für eine Deponie oder einen 
Teil einer Deponie wird eingcleicet, wenn 

a) die Kapazität ausgeschöpft ist, d. h. wenn die gela- 
gerten Abfälle eine Höhe erreicht haben, die der in 
dem Gcnchmigungsantrag für die Deponie fcscgclcg- 
ten oder genannten Höhe entspricht, oder 
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b) der EigcncLtmcr der Deponie dies mit Genehmigung 
der zuständigen Behörde beschlossen hat oder 


c) die zuständige Behörde dies entschieden hat. 

ln jedem Fall muß die zuständige Behörde ihre Entschei- 
dung begründen. 

2. Eine stillgelcgte Dcjwnic erhält immer eine Abdcck- 
schicht, um das Gelände für seine künftige Nutzung 
vorzu bereiten und in die Landschaft zu integrieren. 

Bei der Art und den Eigenschaften der Abdeckung sollte 
, die Deponiekategoric, die Art der abzulagemden Abfälle 
und die besonderen Eigenschaften des Standorts berück- 
sichtigt werden, um die weitere Entwicklung kontrollie- 
ren zu können. 

3 . Vor der völligen oder teil weisen Stillegung einer Deponie 
legt der Betreiber der zuständigen Behörde die in Anhang 
II verlangten Angaben, insbesondere über Maßnahmen 
für die Überwachung und Kontrolle der Deponiegas-, 
Oberflächenwasser- und Sickcrwasserablcitung aus der 
Deponie sowie den Schutz und die Überwachung des 
Grundwassers (Anhang IV) vor. 

4. Eine Deponie oder ein Teil derselben kann nur als 
endgültig stillgelegt bezeichnet werden, wenn die zustän- 
dige Behörde eine abschließende Inspektion vor Ort 
durchgeführt hat und dem Betreiber ihre Genehmigung 
zu der Stillegung encilt hat. 

5. Nach der endgültigen Stillegung einer Deponie kommt 
der Betreiber für einen Zeitraum von zehn Jahren 
weiterhin für die Betreuung, Überwachung und Kon- 
trolle während der Nachsorgcphasc auf. Dieser Zeit- 
raum kann auch kürzer sein, wenn die zuständige 
Behörde dies erlaubt. 


b) der Eigentümer und/oder Betreiber 
der Deponie dies nach vorheriger 

ZüSti,mmvnq beider Parteien - 

sofern es sich um verschiedene 
Personen han^lt - und mit Geneh- 
migung der zuständigen Behörde 
beschlossen hat oder 

c) die zuständige Behörde dies, vorbehaltlich eines 
Einspruchs des Betreibers, entschieden hat 


ES ist sicherzustellen. daB bis 
min destens 30 Jahre nach der 
StLillequnq einer Deponie bzw. - 
ij n Fglle exner von der Deoon if 
äügqehen den effektiven Gefälix- 
düpq währen d .des gesamten für 
notwendig befundenen Zeitraums 
da^ Si ckerwasser aus der Depo- 
nig_.yn d der Grundwasserhaushalt 
in der U mgebung dieser Deponie 
überwacht und mindestens zwei- 
mal pro Jahr analysiert werden 
IV), um die Sicherheit 
der Deponie zu gewährleisten. 


Artikel 14 

Zivilrechtliche Haftung des Betreibers 


Der Betreiber haftet ungeachtet eigenen Verschuldens zivil- 
rechtlich für die durch die deponieaen Abfälle verursachten 
Umweltschäden und Beeinträchtigungen. 
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Artikel IS 

Bestehende Deponien 

Die Mitglicdstaatcn stellen folgendes sicher: 

1 , Deponien, denen zum Zeitpunkt der Bekanntgabe dieser 
Richtlinie bereits eine Genehmigung erteilt wurde oder 
die bereits in Betrieb sind, können diesen Betrieb nur 
dann fortsetzen, wenn sie die Bestimmungen gemäß den 
Nummern 2 und 3 erfüllen. 

2. Zur Fortsetzung des Betriebs steilen die Betreiber der 
in Absatz 1 genannten Deponien bei der zuständigen 
Behörde einen Antrag auf Bestätigung ihrer Genehmi- 
gung. Falls die Anlage nicht mit den Bestimmungen 
dieser Richtlinie übcrcinstimmi, stellen sic einen Antrag 
auf eine geänderte oder neue Genehmigung. Die zustän- 
dige Behörde erteilt die Genehmigung nur, wenn der 
künftige Betrieb der Rcstanlage den Bedingungen dieser 
Richtlinie entspricht. 


3. Innerhalb von fünf Jahren nach der Durchführung dieser 

Richtlinie 

a) arbeitet der Betreiber der Deponie, falls erforderlich, 
einen Kondttionicrungspian für die Deponie mit den 
in Anhang ü geforderten Angaben aus und legt 
diesen den zuständigen Behörden zur Genehmigung 
vor; 

b) prüfen die zuständigen Behörden den Antrag und 
treffen eine endgültige Entscheidung; 

c) führt der Betreiber den Konditionicrungspian für die 
Deponie durch. 


3) a) Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieser 
Richtlinie arbeitet der Betreiber der Deponie, 
einen Konditionicrungspian für die Deponie aus 
und legt diesen den zuständigen Behörden zur 
Genehmigung vor (Anhang II); 

b) Innerhalb eines Jahres nach Vorlage des Kondt- 
donierungspians treffen die zuständigen Behör- 
den eine endgültige Entscheidung; 

c) Auf der Grundlage des genehmigten Kondition 
nieningspians für die Deponie genehmigt die 
zuständige Behörde die notwendigen Arbeiten 
und legt einen spezifischen Übergangszeltraiim 
von höchstens zwei Jahren für die Durchführung 
des Plans fest 


4. Gibt cs fünf Jahre nach dem Zeitpunkt der Durchführung 
dieser Richtlinie noch bestehende Deponien ohne Geneh- 
migung für einen ständigen Betrieb, so treffen die 
zuständigen Behörden geeignete Maßnahmen zur Still- 
legung dieser Deponien. 
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Artikel 16 
Kosten der Deponie 

Die Mitgiiedstaaten steilen sicher, daß der für die Beseitigung 
sämdicher Abfallanen in einer Deponie zu zahlende Preis 
zumindest alle Kosten für die Errichtung und den Betrieb 
sowie die geschätzten Kosten für die Stillegung und Nach- 
sorge der Anlage deckt. 


Artikel 17 
Garantie 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß der Betreiber auf jeden 
Fall eine von der zuständigen Behörde fcstgelcgte Garantie 
stellt oder eine gleichwertige Sicherheit zur Deckung der 
geschätzten Kosten für die Stillcgungs verfahren und Nach- 
sorgemaßnahmen leistet. Diese besteht so lange fort, wie der 
Betreiber für die Erhaltung und die Nachsorgemaßnahmen 
auf der Depon+e verantwortlich ist. 


Artikel 18 
Nachsorgefonds 

(1) Die Mitgiiedstaaten sorgen für die Errichtung eines 
oder mehrerer Nachsorgefonds, dessen bzw. deren Struktur 
von den zuständigen Behörden festgclcgt wird. 

(2) Zweck dieses bzw. dieser Fonds ist 

a) die Deckung der normalen Nachsorgekosten für stillgc- 
legte Deponien; 

b) die Deckung der Kosten für die erforderlichen Maßnah- 
men zur Vermeidung oder Behebung der Umweltschäden 
durch Abfallbeseitigung, falls diese nicht anderweitig 
wiedergutzumachen sind oder nicht durch Versicherun- 
gen oder Sicherheiten abgedeckt sind. 


(3) Der Fonds deckt nicht die Kosten, die direkt dem 
Betreiber der Deponie in Rechnung gestellt werden können, 
solange dieser haftet. 

(4) Der Betreiber jeder Deponie trägt je nach Deponieka- 
tcgorie und Art und Menge der gelagerten Abfälle zu dem 
Nnchsorgefonds bei. Die in Artikel 17 festgclegte Sicherheit 
bei reu den Betreiber nicht von den Beiträgen zu dem 
Fonds. 


Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß der für die Besei- 
ügung sämtlicher Abfallarten in einer Deponie zu zahlen- 
de Preis zumindest alle Kosten für die Errichtung und den 
Betrieb sowie die geschätzten Kosten für die Stillegung 
und Nachsorge der Anlage deckt, sowie die Finanzierung 
von Plänen zur beruflichen und technischen Fortbildung 
des für die Wahrnehmung der genannten Aufgaben 
erforderlichen Personals. 
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Artikel 19 

Verpflichtung zur Berichterstattung 


(1) Die Mitgiiedstaaten legen der Kommission jährlich 

am einen Bericht über die Ablagerung von Abfällen 

vor, der die von der Kommission zur Beurteilung der 
Einhaltung dieser Richtlinie benötigten Angaben enthält. 


1. Die Mitgliedstaaten legen der Kommission 

jährlich am... einen Bericht über die Ablagerung von 

Abfallen vor, der folgende Angaben enthält: 

— Einzelangaben über jede in Betrieb befindliche 
Deponie gemäß Absatz 2 dieses Artikels; 

— zusammenfassende Angaben auf nationaler Ebene 
über die Mengen und Arten der beseitigten Abfälle 
und der Gesamtkosten der Entsorgung; 

— bestehende Pläne für die Einrichtung neuer Depo- 
nien; 

— stiilgelegte Deponien; 

— einen Bericht über die technischen und finanziellen 
Tätigkeiten des Deponie-Nachsorgefonds. 


la. Für jede einzelne Deponie sind folgende Angaben 
zu machen: 

— Berichtszeitraum 

— Name des Deponiestandorts 

— Eigentümer und/oder Betreiber 

— Arten und Mengen der während des Berichtszeit- 
raums angelieferten Abfälle 

— Entsorgungskosten (pro Tonne) 

— Einzugs bereich 

— Jahr der Inbetriebnahme 

— Gesamthöhe der gelagerten Abfallmengen 

— berechnete endgültige Kapazitätsausschöpfung der 
Deponie 

— Jahr, in dem die Kapazität voraussichtlich ausge- 
schöpft sein wird. 

Ein Muster des Fragebogens zur Ermittlung der erfor- 
derlichen Angaben über jede Deponie ist in Anhang IV 
enthalten. 
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(2) Auf der Grundlage des in Absatz 1 genannten Berichts 
veröffentlicht die Kommission alle drei Jahre, erstmals am 
einen zusammenfassenden Bericht. 


Artikel 20 
Ausschuß 

Die Änderungen zur Anpassung der Anhänge dieser Richt- 
linie an den wissenschafdichen und technischen Fortschritt 
und die Vorschläge über die Normung der Kontroll-, 
Stichproben- und Analyseverfahren für die Ablagerung von 
Abfällen sind nach folgendem Verfahren zu erlassen. 

Die Kommission wird von einem Ausschuß unterstützt, der 
sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammensetzt und 
in dem der Vertreter der Kommission den Vorsitz fühn. 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ausschuß 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der Ausschuß 
gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf innerhalb einer 
Frist ab, die der Vorsitzende unter Berücksichtigung der 
Dringlichkeit der betreffenden Frage festsetzen kann. Die 
Stellungnahme wird mit der Mehrheit abgegeben, die in 
Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages für die Annahme der vom 
Rat auf Vorschlag der Kommission zu fassenden Beschlüsse 
vorgesehen ist. Bei der Abstimmung im Ausschuß werden die 
Stimmen der Vertreter der Mitgliedstaaten gemäß dem 
vorgenannten Artikel gewogen. Der Vorsitzende nimmt an 
der Abstimmung nicht teil. 

Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maßnahmen, 
wenn sie mit der Stellungnahme des Ausschusses überein- 
stimmen. 

Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der Stellung- 
nahme des Ausschusses nicht überein oder liegt keine 
Stellungnahme vor, so unterbreitet die Kommission dem Rat 
unverzüglich einen Vorschlag für die zu treffenden Maßnah- 
men. Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit. 

Hat der Rat nach Ablauf einer Dreimonatsfrist von der 
Befassung des Rates an keinen Beschluß gefaßt, so werden 
die vorgeschiagenen Maßnahmen von der Kommission 
erlassen. 


5 - 


GEXNDERTER VORSCHLAG 


2. Auf der Grundlage des in Absatz 1 und 2 genannten 
Berichts veröffentlicht die Kommission alle drei Jahre, 
erstmals am... einen zusammenfassenden Bericht. 
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Artikel 20a 

Ausbildung und Information 


Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen Maßnah* 
men, um folgendes sicherzustellen: 

a) die berufliche und technische Ausbildung und Wei* 
terbildung von Deponiebetreibem und «personal; 

b) an die staatlichen Behörden und die breite Öffent- 
lichkeit gerichtete Informationskampagnen über 
Deponiebetrieb und -techniken. 


Artikel 21 
Inkrafttreten 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie 
innerhalb eines Jahres nach ihrer Bekanntgabe nachzu- 
kommen. Sie unterrichten die Kommission unverzüglich 
davon. 

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, neh- 
men sie in diesen Vorschriften selbst oder durch einen 

Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richt- 
linie Bezug. Die Mitgiiedstaaten regeln die Einzelheiten 
dieser Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort- 
laut der innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten mit, die sic auf dem unter diese Richtlinie fallenden 
Gebiet erlassen. 


Artikel 22 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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ANHANG / 


ALLGEMEINE ANFORDERUNGEN FÜR ALLE DEPONIEKATEGORIEN 

1. Standort 

LI. Bei dem Standort für eine Deponie müssen für folgende Faktoren Anforderungen in Betracht gezogen 
werden: 

a) Die Entfernungen von der Deponiebegreruung zu Wohn- und Erholungsgebieten, Straßen und 
Wasserstraßen, Gewässer und sonstigen industhelien, landwirtschaftlichen oder städtischen 
Standone, 

b) Grundwasser- oder Naturschutzgebiete in dem Gelände, 

c) die hydrogeologischen Bedingungen c) die aeo 1 ogi sehen und hydrogeolo- 
des Geländes; gischen Bedingungen des Geländes; 

d) Gefahr von Überflutung, Bodensenkungen, Erdrutschen oder Lawinen auf dem Gelände, 

e) Schutz des natürlichen oder kulturellen Erbes des Geländes. 


1.2 Die Deponie kann genehmigt 
werden, wenn die Eigenschaften 
des Standorts hinsichtlich der 
oben genannten Anforderungen 
oder die zu treffenden Korrek- 
turmaBnahmen , wenn diese in 
einer Umweltverträglichkeitsprü- 
fung im Sinne der Richtlinie 
85/337/EWG erörtert wurden, 
darauf hindeuten, daß die 
Deponie keine schwere Gefahr für 
die Umwelt darstellt. 


1 . 2 Die Deponie kann nur genehmigt 
werden, wenn die Eigenschaften 
des Standorts hinsichtlich der 
oben genannten Anforderungen 
oder die zu treffenden Korrek- 
turmaßnahmen, wenn diese in 
einer Umweltverträglichkeits- 
prüfung im Sinne der Richtlinie 
85/ 337 /EWG erörtert wurden, 

darauf hindeuten, daß die 
Deponie keine schwere Gefahr 
für die Umwelt darstellt. 


2. Straßen und Diensdetscungsberetche 

2.1. Die Deponiezufahrt sollce so geplant sein, daß sie eine möglichst geringe Behinderung für bestehende 
öffendiche Straßen darstellt. 

2.2 Die Deponie sollte so ausgelegt sein, daß kein 2.2 Die Dep)onie sollte so ausgelegt sein, daß kein 

Schmutz von dem Gelände auf öffentliche Straßen Schmutz von dem Gelände auf öffentliche Straßen und 

gelangt. die angrenzenden Grundstücke gelangt. 

2.3. Alle Straßen und Dienstleisrungsbcreiche innerhalb des Deponiegeländes müssen so gebaut und 
instandgehaltcn werden, daß sie die Schutzmaßnahmen für Wasser, Boden und Grundwasser einhalten, die 
für den Standort selbst verlangt werden. 


3. Umzäunung 


3.1. 


D«Dcpon.c.«m,.e.n<mZaun^uumgeb<n,der genüg,, um den ungehmdmen Zum« zu dem Geländes 

verhindern. Außerhalb der Öffnungszeiten sind die Tore zu schließen. 


4. Landschaftsgestaltung 

4.1. Es müssen Maßnahmen ergriffen werden, um die optische Beeinträchtigung durch eine Deponie zu 
begrenzen, insbesondere dann, wenn diese von Wohn- und Erholungsgebieten oder von der Straße aus 
leicht einzusehen ist. 

5. Ausschilderung der Deponie und Informationen 

5.1. Am Eingang der Deponie ist ein Hinweis- und Informationsschild anzubringen, das folgende Angaben 
enthalten muß: 

— Bezeichnung und Kategorie des Standorts; 

— Name des Eigentümers und/ oder Betreibers; 

— Nachweis der Genehmigung; 

— Öffnungszeiten; 

— Telefonnummern für Auskünfte und Notfälle; 

— Behörde, die für den Betrieb, die Genehmigung und die Überwvachung der Anlage zuständig ist. 

5.2. Ferner müssen der Öffentlichkeit auf Anfrage jederzeit folgende Zusarzinformationen erteilt werden 
können: 

— Abfallarten, für die die Deponie eine Betriebsgenehmigung besitzt; 

— Gebühren für die Ablagerung von Abfällen auf der Deponie. 
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6. Zugangs- und Bctricbsübcrwachung 

6.1. Am Eingang der Deponie ist jederzeit ein geeignetes System der Zugangskontrolle vorzuschen. 

6.2. Alle angeliefcrten Abfälle sind ausnahmslos auf folgendes zu überprüfen: 

— Herkunft; 

— Abfallart und Eigenschaften des Abfalls; 

— Menge (Gewicht oder Volumen); 


— erforderlichenfalls geeignete Nachweisdokumente. — geeignete Nachweisdokumente. 

6.3 . Während der Öffnungszeiten muß ständig eine ausreichend qualifizierte Person anwesend sein, die für den 
Deponicbetricb verantwortlich ist. 

^ 3a . Das System der Kontrolle und 
des Zugangs zu jeder Detaonie 
muß ein Maßnahmenprooramm 
zur Aufdeckung des illecalen 
Ablaqerns und zur Abschrek- 
kunq davor enthaltf^n. 

7. Überwachung von Wasser und Stckerwasser 


7.1. Es sind geeignete Maßnahmen zu treffen, um das Eindringen von Flächen- und/ oder Grund wasser in die 
abgelagerten Abfälle zu koncroUieren. 


7.2. Sämtliches Wasser bzw. Sicker- 
wasser, das sich in der Deponie 
bildet oder aus der Deponie aus- 
tritt, ist aufzufangen, es sei 
denn, durch eine Uraweltver- 
träglichkeitsprüfung wurde fest- 
gestellt, daß dies nicht er- 
forderlich ist. 


7,2. Sämtliches Wasser bzw. Sicker- 
wasser, das sich in der Deponie 
bildet oder aus der Deponie 
austritt, ist durch ein lei- 
stungsfähiges Drainaqe-Svstem 
aufzufangen, damit sich am 
Grunde der Deponie kein Wasser 
ansammelt , es sei denn, durch 
eine Umweltverträglichkeitsprü- 
fung wurde festgestellt, daß 
dies nicht erforderlich ist. 


7.3. Kontaminiertes Wasser und Sickerwasser, das in der Deponie gesammelt wird, ist nach den entsprechenden 

Anforderungen für die Ableitung zu behandeln. 


S‘. Schutz des Bodens und des Crundwassers 

8.1. Eine Deponie muß die mit natürlichen oder künsdichen Mitteln erreichten notwendigen Voraussetzungen 
erfüllen, um eine Veischmutzung des Bodens oder des Grund wassers zu vermeiden. 

8.2. Die nichtgesättigten geologischen Formationen, aus denen die Unter- und Seitenschicht der Deponie 
bestehen, müssen folgende Anforderungen an Durchlässigkeit und Mächtigkeit erfüllen. 

Höchstwerte für den Durchlässigkeitskoeffizient K (m/s) für eine Substratdicke von 3 m, gemessen unter 
der Voraussetzung der Säerigung mit Wasser: 

— Deponie für gefährliche Abfälle: K = 1 ,0 x 10 ^ m/s; 

— Deponie für Siedlungsabfälle, ungefährliche Abfälle und sonstige kompatible Abfälle; K = 1,0 x 10 
m/s; 

— Deponie für Inenabfälle; K = kein Grenzwen. 

8.3. Die fürdie Bestimmung des Durchlässigkcitskoeffizicntcn tür Deponien im Feldversuch und für diegesamte 
.Ausdehnung des Standons zu verwendende Methode ist von dem gemalt Artikel 20 dieser Richtlinie 
eingesetzten Ausschuß auszuarbeiten und zu billigen. 

8.4. Können diese oder sonstige gleichwenige Bedingungen nicht unter natürlichen Voraussetzungen erfüllt 
werden.- sind technische Maßnahmen zu treffen, mit denen mindestens dieses Sichcrhcitsnivcau zu 
erreichen ist. 
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von DqxMiicsas sind geeignete Maßnahmen zu 


9. Depoaicgasüberwachung 

9.1. Zur Überwachung der Ansanunlung und Ausbeeitung 
treffen (Anhang IV). 

9.2. Das Depdniegas ist zu sanuneln 
und ordnungsgemäß aufzubereiten 
oder vorzugsweise zu nutzen. 

Diese Ve rpflichtung gjLJit £Ü£ 

biologisch akt ive Detx>nien. auf 
denen jährlich mehr als 1Q.0QQ 
Tonnen Abfälle angenotmen werd^ 
oder bereits angenommen wurden.. 


10. Beläsciguogcn 


9.2. Das Deponiegas ist zu sammeln 
und ordnungsgemäß aufzubereiten 
und vorzugsweise zu nutze n^ um 
die Umweltschädicning oder -be- 
einträchtigung auf ei n Mindest- 
mafl 2 u begrenzen, es sei denn, 
durch eine ümweltverträglich- 

keitsoräfung ywrtfg fSStRC". 

stellt, daß eine solche Samm- 
lung nicht erforder lich ist. 


10.1. . Zur Vermeidung folgender Umwelcbeeincrachtigungen durch die Deponie sind Maßnahmen zu treffen: 

— Genichsbelästigung und Staubentwicklung; 

— Verwehungen; 

— Lärm* und Verkehrsbeläsügungen; 

- Vögel und Ungeziefer - Vögel und Ungeziefer sowie Insek- 

ten 

— AcrosolbÜdung. 


11. StabÜACäcskontroUe 

11.1. Um die Subilitäi des Deponiekotpers und der äußeren Koostrukuon zu gewährleistcii und insbesondere ein 

Abrutschen zu verhindern« muß die Ablagerung der Abßlle auf der Deponie unter geeigneten 
Qualicätssichenmgssysccmen stattfinden. 


ANHANG n 

Gnxndlegcnde Infonnatioaen« die für folgendes voczxilegen ond ; 

A) - Eniditung und Betrieb einer Deponie, 

B) Kondidonicningspian für eine besehende Deponie:«' 

Q Stillegung einer Depoaie. 

Bd der Beaniragung einer Genehmigung sind die Unterlagen so vorzulcgcn« daß der besonderen Situation der 
Anlage (A, B und C) ReÖmung getragen wird. 

Folgende grundlegende Angaben sind vorzulegcn: 

1. Feststellung der Identität der Antragsteller« 

2, Beschreibung der Arten und Mengen der zur Ablagerung vorgesehenen (A, B) oder bereits abgelagerten (B, C) 
Abfälle. 

JT Abfallbescttigungskapazität (tägliche, monatliche« iährtiche)« für die die Anlage ausgdegt ist, 

4. Bericht mit lückenloser Beschreibung des Standorts einschließlich: 

— Lage und Zugangswege; 

— Begrenzungen und Topographie; 


geologische und hydrologische 
Merkmale des Gebiets; 


lokale Meteorologie. 


geologische und hydrologische 
Merkmale des Gebiets auf der 
Grundlage geeigneter Daten und vor 
Ort vorgenommener Stichproben ; 

— lokale Meteorologie unter Berücksichtigung der 
ungünstigsten Gegebenheiten. 
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5i Technische Einzelheiten des Vorhabens einschließlich der Erschließung, Konditionierung und/oder Stillegung 
der Deponie: 

— Projektphasen; 

— Zugang, Umzäunung und Straßen auf dem Gelände; 

— beabsichtigte Verfahren zur Verhütung und Bekämpfung der Verschmutzung; 

— Vorbereitung des Standorts und Dienstleistungen; 

— zusätzliche Anlagen. 

6. Betriebs- und Überwachungsplan für die Deponie einschließlich: 

— Staffelung und Beschreibung der Betriebsabläufe; 

— Sickerwasser- und Deponiegas-Überwachungsmaßnahmen; 

— Maßnahmen für die Überwachung von Umweltschäden; 

— Betriebszetten; 

— Zugangskontrollen und Abfallannahmcverfahren; 

— einzusetzende Ausrüstung; 

— Personalliste mit Angaben über Befähigung, Aufgaben und Zuständigkeiten; 

— Überwachungs- und Insiandhaltungsverfahrcn; 

— Vorschriften für die Betriebssicherheit und Notmaßnahmen. 

7. Plan für die Stillegung und Verfahren für die Nachbetreuung einschließlich: 

— Endkapazität und zu erwartende Betriebsdauer der Anlage; 

— endgültige Begrenzung und Topographie des Standorts; 

— Plan für die spätere Rekultivierung; 

— abgestufie Teilstillegung und Rekultivierung gefüllter Deponieflächen; 

— Kontrollmaßnahmen in der Nachsorgephase, 

8. Um weil Verträglichkeitsprüfung gemäß Richtlinie 85/337/EWG. 

9. Wirtschaftliche Angaben zu dem Projekt einschließlich Abschätzung folgender Ausgangskosteni 

— Kapitalinvestitionen; 

“ — Betriebskosten; 

— Gebühren. 


ANHANG III 

ABFALLANNAHMEKRJTERIEN UND -VERFAHREN 


1 . Einleitung 

Für die Harmonisierung der technischen Merkmale von Deponien ist cs außerordentlich wichtig, daß alle 
Anlagen zumindest für Vergleichszwecke dieselben Abfallannahmekriterien anwenden. Daher müssen 
einheitliche Probenahme- und Kontrollverfahren für alle Abfälle festgelegi werden. Im Rahmen dieser 
Richtlinie sollen Abfallannahmekritericn oder Kontrollverfahren nach den Eluatkriterien und der 
Kompatibilität verschiedener Abfallarten im Falle gemeinsamer Entsorgung festgelegi werden (Eluat- und 
Kompatibilitätskhterien). 

Unabhängig von den ausgewählten Probenahme- und Analysemethoden oder Meßgrößen steht fest, daß 
bei den Versuchen, auf denen die Annahmekriterien basieren, niemals genau dasselbe Verhalten der 
Abfälle wie unter Depionicbedingungen reproduziert werden kann. Trotzdem können sie als Richtschnur 
für die Prüfung der Abfalleigenschaften dienen. Daher sollte trotz unterschiedlicher Probenahme- und 
Analysemeihoden und der Bedeutung verschiedener Meßgrößen eine gemeinsame Referenzmethode, wie in 
diesem Anhang beschrieben, festgeiegt werden. 

2. Allgemeiner Grundsatz 

Alle auf einer Deponie entsorgten Abfälle müssen vorher nach den in diesem Anhang erläuterten 
Anforderungen nach ihren Merkmalen eingestuft werden. 
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3. Sckfapfobcn 


Deftnidonen: 


A. Homogene Abfälle: 

alle AbfaUanen, die zum Zeitpunkt der Probenahme flüssig sind oder gepumpt werden können und 
deren Eigenschaften, auf die gesamte Menge verteilt, ^ekh sind sowie Abfalle, bei denen eine 
sichtbare Homogenität hergestellt werden Kann. 

Heterogene Abfälle: 
alle sonsdgen Abfälle. 

B. Repräsentative Probe: 

eine Probe wird als repräsenuiiv bezeichnet, wenn die für die Analyse ausgewogene kleine Menge die 
gleiche durchschnittliche Zusammensetzung aufweisi wie die gro^ Menge, von der sie glommen 
{Quelle: Allgemeine Leitlinien für Probenahmeverfahren, ISO 56ö7*2 (1988). 

Anzahl der Stichproben und zu entnehmende Mengen 

1 . Bei nUht in Behältern gelieferten Abfällen 

a) homogene Abfälle: eine Probe von 1 000 g oder ml je Lieferung, 

b) heterogene AbflÜle: eine repräsentadve Probe von 1 000 g oder ml je 5 Tonnen Abfälle oder 
eines Teils derselben. 

2. Bei in Behältern geUeferten Abfällen 

Die Z^en gelten für Behältern mit dem gleichen Inhalt. Der Abfall wird als homogen betrachtet. 
Werden die Behälter in einen Sammelbehälter geleert, kann die kumulative Probe aus dem 
Sammelbehälter genommen werden. 


Gewicht je Behälter 

Gewicht und Anzahl der Behälter, von denen Stichproben fOr eine 
Laborprobe genocninen werden 

Unter 5 kg 

ausreichend für eine endgültige kumulative Probe von mindestens 
1 kg aus mindestens x (^ Behältern enmommen 

Ober 5 kg 

ausreichend für eine endgültige kumuladve Probe von 1 kg bis 2,5 kg, 
aus mindestens x p) Behältern entnommen 

{') Dabei gilt: x * ♦ 

1 , wobei 0 die Gesamtzahl der Behälter ist. 

Siedlungsabfälle 


Von diesen Abfällen sollten regelmäßig Stichproben genommen werden, da die Änderungen in der 
Zusammensetzung beurteilt werden müssen, damit im voraus geeignete Maßnahmen als 
Alternative zur Deponierung getroffen werden können: z. B. Vermeidung einer Kontaminadon, 
getrennte Sammlung, Wicdcrverweriung usw. 

— Hausmüll: Sächproben sind von allen Abfallarten zu nehmen, um den Prozentsatz in der 
Zusammensetzung zu bestunmen (organisches Material, Metalle, Wärmewen, Verbrennungs* 
rückstände usw.}. 

— Treffen Behälter mit unbekannten Abfallartcn ein, werden von diesen unabhängige Stichpro- 
ben gemäß Punkt 2 enmommen. 

— Gewerbemüll oder Abfälle aus Büros oder öffentlichen Einrichtungen sind vom Erzeuger zu 
beschreiben. Eine Analyse wird nur vorgenommen, um eine vollständige Bewertung zu 
ermöglichen oder wenn die Erklärung nicht ausreicht. 


KomroUverfahren: Eluat-Kriterien (gelten nicht für Siedlungsabfälle) 

Eluat-Kriterien 

Die Bildung und Zusammensetzung von Deponie-Sickerwässem wird von zahlreichen physikalisch- 
chemischen und biologischen Prozessen bestimmt. Im allgemeinen ist die Zusammensetzung des 
Sickerwassers eine Funktion der Art und des Alters der abgelagerten Abfälle, der Mikrobiologie und der 
^^sserbilanz der Deponie. Obwohl zahlreiche Studien über die Bewertung des Verhältnisses von 
Labonests zum Verhalten von Sickerwässem verfaßt wurden, sind zuvcrhissige Angaben über das 
Langzeicvcrhalcen kaum möglich. Eine schwere Gefährdung der Wasserrcssourcen durch Sickerwasser ist 
dennoch möglich und sollte verhindert werden. Die hier vorgeschlagcnen Eluat-Tests dienen zur 
Ermittlung von Daten über die Eigenschaften und Zusammensetzung der Sickerwässer und über die Art der 
enstchenden möglicherweise giftigen Stoffen. Quelle: Etüde bibliographique sur ics lixiviats produits par la 
mise cn d6chargc de d^hets industricis, 4 Bände, EEC-Xn-ENV/20/86. 
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Behandlung der Sctchprobenr: 

Die OrigtnaUirukuir der verwendeten Probe sollie soweit wie möglich bcibehalten werden; große Partikel 
sollten zerkleinert werden. AU Analysemethode wird DIN 38414-S4 (Ausgabe Oktober 1984) mit 
folgenden Zusätzen und /oder Vereinfachungen vorgeschlagen: 

— Verwendung einer Glasflaache mit breitem Rand (Durchmesser 10 cm): 

— rotierende Flasche über 24 h je Sekunde einmal um 180* schütteln; 

— Zentrifuge; für die Probenahme sollten 250 |il-Rlterspriucn mit 0,45 iiUFiltem verwendet werden. 
Zuordnungs werte: 

ln der folgenden Tabelle werden die Bereiche festgclegt, in die die Abfälle nach der Zusammenseuung ihres 
Eluats hir die Deponierung unterteilt werden;^ 

— Abfälle, deren Eluatkonzemratm in den Bereich der gefährlichen Abfälle fällt, werden in bezug auf die 
Deponierung als gefährliche Abfälle betrachtet. 

Bei Eluatkonzenaationen, die den festgelegten Höchstwert überschreiten, sind die gefährlichen Abfälle 
vor der Deponierung vorzubehandeln, wenn sie sich nicht zu gemeinsamen Deponierung mit 
Siedlungsmüll eignen. Ist eine Vorbehandlung nicht möglich, sind sie einer Monodeponie zuzu- 
führen. 

— Abfälle, deren Eluatkonzentration nicht über den für Inenabfälle festgelegten Höchstwenen liegt, 
werden als Inenabfälle betrachtet; 

~ Abfälle, deren Eluatkonzentration in den Bereich zwischen Inenabfälle und dem unteren Wert für 
gefährliche Abfälle fällt, werden aU ungefährliche Abfälle betrachtet. 




Gefährliche Abfälle 

Inert-Abfälle 

D 1.01 

pH-Wen 

4—13 

4—13 

D 1.02 

TOC 

40—200 mg/l 

<200 mg/l 

D 1.03 

Arsen 

0,2-1, 0 mg/l 

<0,1 mg/l 

D 1.04 

Biet 

0,4 — 2,0 mg/l 



D 1.05 

Kadmium 

0,1— 0,5 mg/l 



D 1.06 

Chrom 

0,1— 0,5 mg/l 



D 1.07 

Kupfer 

2 — 10 mg/l 


Für diese Metalle 
insgesamt < 5 mg/l (*) 

D 1.08 

Nickel 

0,4— 2,0 mg/l 


D 1.09 

Quecksilber 

0,02—0,1 mg/l 



D 1.10 

Zink 

2 — 10 mg/l 

J 


D 1.11 

Phenole 

20—100 mg/l 

<10 mg/l 

D 1.12 

Fluorid 

10 — 50 mg/l 

< 5 mg/l 

D 1.13 

Ammonium 

0,2— 1,0 mg/l 

< 50 mg/l 

D 1.14 

Chlor 

l, 2-6,0 g/l 

< 0,5 g/l 

D 1.15 

Zyanid (^) 

0,2 — 1,0 mg/l 

< 0,1 mg/l 

D 1.16 

Sulfat (M 

0,2-1, 0 g/l 

k 1,0 g/l 

D 1.17 

Nitrit 

6—30 mg/l 

< 3 mg/l 

D 1.18 

AOX (") 

0,6— 3,0 mg/l 

< 0,3 mg/l 

D 1.19 

Lösungsmittel (M 

0,02—0,10 mgCl/l 

< lOugQ/l 

D 1.20 

Pestizide (<) 

1—5 iig Q/I 

< 0,5 ug an 

D 1.21 

UpophÜe Stoffe 

0,4— 2,0 mg/l 

< 1 mg/l 


(*) Kein Einadweft über dem umeren Wert für gefährlidie Abfälle. 
(*) Lcidic fr ei werdend. 

(*) Wcmi möglich, < 500 mg/l. 

(*) Abtortoieite organisch gebundene Halogene. 

(*) Qilonen. 


AHmMTkung: 

1 . Zur besseren Beschreibung werden die zu analysierenden Eluatkomponencen nach der Zusammen- 
seaung der Abfälle ausgewählt« 

2. Ergänzend zu diesen Eluaikriterien itt eine Bestimmung des Asbestgehallt mit einer repräsentativen 
Probe des Inenrohmüllt gemäß den Anhängen der Richtlinie 87/217/EWC des Rates über die 
Verhütung und Verringerung der Umweltverschmutzung durt h Asbest durchzuführen. 
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5. Aaalytcmctliodcn 

FolgeiidelSO-oderDIN-Mcchodcn werden als Referenzmethoöen vocysddagen. Allerdings können auch 
giciefawenige Methoden nach einem Zertifizierungsverfahren verwendet werden, das auf gepnifeem 
Referenzmaicrial basiert. Im Falle von abweichenden Ergebnissen %vird die vorgeschlagene Methode als 
Refercnznicthode verwendet. 


1.01 

pH 

ISO-DP 10523 o<kf DIN 38404C5-84, 

1.02 

TOC im Eluat 

DIN 38409-H3-85, 

1.03 

Arsen 

ISO 6595-1982 oder DIN 38405-E6-81. 

1,04 

Biet 

ISO 8288-1985 oder DIN 38406-E6-81. 

1.05 

Kadmium 

ISO 8288-1985 oder DIN 38406-E19'80. 

1.06 

Chrom VI 

ISO-DIS9t74-88 oder DIN 38405-D24-87. 

1.07 

Kupfer 

ISO 8288-1985 oder DIN 38406-E21-80. 

1.08 

Nickel 

ISO 8288-1985 oder DIN 38406-E21-S0, 

1.09 

Quecksilber 

ISO 5666 1/3-88 oder DIN 38406-E12-80, 

1.10 

Zink 

ISO 8288-1985 oder DIN 3840-E8-85. 

1.11 

Phenole 

ISO 6439-1990 oder DIN 38409-H16-84. 

1.12 

Fluorid 

ISO-DP 10 359-1 oder DIN 38406-D4-S5, 

1.13 

Ammonium 

ISO 7150-1983 oder DIN 38406-E5-83, 

1.14 

Chlorid 

ISO-DIS 9297 oder DIN 38405-D1-85, 

1.15 

Zyanid 

DIN 38405-D14-88, 

1.16 

Sulfat 

ISO-DIS 9280-1 oder DIN 38405-D5-85. 

1,17 

Nitrit 

ISO 6777-1983 oder DIN 38405-D10-81. 

1.18 

AOX 

ISO-DIS 9562 oder DIN 38409-H14-85, 

1.19 

Chlorierte Lösungs- 
und Lösungsmittel (*} 

ISO-DP 10301 

1.20 

Chlorierte Pestizide (^) 

(KapilUrsäuIe) 

1.21 

Extrahierbare lipophile Stoffe (’) 

Siehe Parameter 27, EWG-Richdinie 80/778/EWG 


{') Dabd werden 2 ml Eluat benötigt. 

(^) Nach Extraktion von 1 I Eluat. 

<•) Dabei werden 250 ml Eluat benötigt, QUoro^ormextrakt, Ergebnisse in •Trockenrückscand* mg/1. 


6. KoncroUvcrfahien: KompatibtUtätskritcrien 

Bei der gemeinsamen Abfallentsorgung nucht man sich normalerweise Eigenschaften des SiedlungsmOlls 
zunutze, die die umwekgefährdende, und potendeil gefährlichen Bestandteile von Problemabfällen 
ausgleichen, so daß deren Umweluuswirkungen auf ein annehmbares Maß reduziert werden. Für die 
gcmeiiisame Entsorgung besdnunte Abfälle sind sorgfäldg zu begutachten, und cs sollten nur soche Abfälle 
dafür vorgesehen werden, die mit Siedlungsabfällen kompadbel sind. Eine ausgewogene Beschickung, die 
gewährleistet, daß die Gärungsprozesse nicht außer Kontrolle geraten, ist von entscheidender Bedeutung: 
Daher muß auch die Beschickung mit gefährlichen Abfällen komrollieit erfolgen. 

6.1. Allgemeine Kriterien — Vorbedingungen 

Standorte, bei denen ein Versagen des Umgebungsraums eine direkte Bedrohung eines sensiblen Aquifers 
darstellc, sollten nicht für eine gemeinsame Entsorgung vorgesehen werden. Ob an einem Standort eine 
gemeinsame Entsorgung suttdndcn kann, wird im Einklang mit den Anforderungen in Anhang I dieser 
Richtlinie von der zuständigen Behörde entschieden. 

6.2. Sickerwasserüberwachung — Vorbedingungen 

— Es müssen genügend Daten aus der Vergangenheit vorlicgen, um die Sick erwasserhöhe und>qualität im 
Ocponickörpcr bestimmen zu können. 

— Von der zuständigen Behörde werden gemäß den Konirollanfordcrungcn in Anhang IV und den hier 
fcstgclcgtcn Komparibilitätsknccricn spezifische Maf^nahmcn für die f’<^nicinsame Deponierung 
erlassen. Die Anzahl der Koncrolipunkie in diesen Deponien ist je nach der OberÖächc des 
Betricbsgcbiccs folgendermaßen zu berechnen; 

— <5 ha = mindestens 5; 

— 5 — 10 ha = einer je Hektar; 

— > 10 = 10 ha + (Gebiet, ha)' 
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— Eine gemeinsame Deponkning ist nur dann vorzusehen, wenn die Überwachung stabile Bedingungen 
für die Methanbildung ergibt und ein ausreichendes Aküvitiesniveau fortbcscehc. Dies wird unter 
Bezugnahme auf die Sickerwasserquatiuc und die Gasbildungsraic ermittele, wobei folgende Bedin- 
gungen gegeben sein sollten: 

— durchschnittliche Sickerwassertemperatur: ^ 25 ^C; 

— durchschnittlicher pH-Wert: >6,8; 

— durchschninliches BSB/CSB- Verhältnis: <0,3; 

— Gasbildungsrate: >5 mVt/Jahr. 

— Zusätzlich austretendes Sickerwasscr ist zu erfassen und abzuführen. Der ümfang dieser Abführung ist 
auf der Grundlage vereinbarter Berechnungen der Wasserbilanz unter Berücksichtigung der Infiltration 
durch Regen und den Wassergehalt der deponienen Abfälle zu ermitteln. 

6.3. Geeignete und ungeeignete Abfälle 

6.3.1. Folgende Abfälle sind nicht gemeinsam zu deponieren: 

— in Artikel 9 der Richtlinie genannte Abfälle, 

— Säureteer, 

— nicht mischbare organische Lösungsmittel oder wasserhaltige Abfälle mit > 1 % nicht mischbaren 
organischen Bestandteilen, 

— mit Wasser mischbare organische Lösungsmittel mit Konzentrationen >10%, 

— mit Wasser oder organischen Stoffen heftig reagierende Abfälle, 

— Asbest (*), 

— Abfälle mit signifikanten Konzentrationen (*) von: 

— PCP (polychlorierte Biphenyle) >50 ppb, 

— PCT ( polychlorierte Terphenyle) > 50 ppb (*), 

— TCDD (Tetrachloridbcnzodioxin) > 10 ppb für Isomer 2, 3, 7, 8, 

— PCN (polychlorierte Naphcalen) >50 ppm ges. (^) 

PAH (polyaromatischer Kohlenwasserstoff) >20 ppm, 

— metaliorganische Verbindungen (völlig ausgeschlossen), 

— chloriene Kohlenwasserstoffe (einschließlich Chlorphenole) > 1 ppm, 

— Pestizide >2 ppm, 

— ungebundene Cyanide > 10 ppm. 

6.3.2. Folgende Abfälle (^) können gemeinsam deponien werden, nachdem sic einer Einzelbewenung unterzogen 
wurden und für einige Bestandteile Beschränkungen festgelegt wurden: 

— Schlämme aus der Behandlung von Industrieabwässem; 

— Schlämme aus der biologischen Behandlung säurehaltiger Schlämme; 

— Schlänune aus Abwassersammlem und Behältern; 

— Lackabfälle und Abwässer aus Spritz k abinen; 

— alkalische Entfectungsmittcl; 

— Wasch- und Reinigungsminel, Fette und Schmiermittel in Wasser; 

— klebstoffhaltige Abfälle; 

— Gerberei- und Beizabfälle; 

— Braucreiabfälle; 

— Abfälle aus Tierhaltung und Lebensmiitclherstellung; 

— Abfall aus der Oberflächenbehandlung; 

— Säuren/ Laugen; 

— Schneidöle/ Kühlöle. 

(') Gefahren wegen Aushub während der getnetnsamen Oepontening. 

(*) Die 21ahien für .signifikante Konzentrationen* sind für PCB und PCT EG-Richtlinicn, für TCDD und orgamsch-mctaliische 
Verbindungen WHO- Vorschlägen und für PCN, PAH, chlorierte Kohlcnwasierscoffe, Pestizide und freie Cyanide 
niederländischen Gesetzen (Bodemveroncreiniging — Toctsingswaarden for de bcoordeling van de concentratiemvcaus van 
diverse verontreinigingen, groep B — grens van de sanering) entnommen. Diese Werte sollten von einem Sonderausschuß 
überprüft werden. 

(*) Teil per Billion oder pg/kg Trockenmasse usw. 

(’) Teil per Million oder mg/kg Trockenmasse usw. 

(*) Diese Liste ist nicht erschöpfend, basiert ledoch auf Abfallaricn, die in verschiedenen Deponien bereits gemeinsam entsorgt 
wurden (ausgenornmen waßrige Losungen?) 
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6A, B^schickumgsraUn 

~ Werden gefihrikfae Abfille gemcuisAfn mit Siedlungsabfilien deponiert, so hängt die Beschkkungs- 
menge von der Gärfihigibeit des Substrats aus SiedlungsabfaUen ab. Zwar können ailgemctne Leidtnien 
voc g c gc bcn werden, doch ist die Besdiickungsniengc immer standonspeztfisch. Eine wirksame 
Überwachung der Deponiebedingungen ist die beste Voraussetzung zur Ermitdung der besten 
Beschickungsrate. 

— Unter Beschickungsratc ist normalerweise die Menge gefährlicher Abfälle zu veistehen, die in einem 
bestimmten Zeitraum (z.B. in g je m^ Siedlungsmüll pro Tag) deponiert oder mit einer bestimmten 
Menge des vorhandenen Substrats (z. B. in g je m^ Siedlungsmüll) für eine einmalige Verfüllung 
vermengt werden darf. Dies ist die Menge, die von einer Volumeneinhett methanbildender Abfälle 
abgebauc oder vergoren werden kann. Das Deponierungspocential sollte dann auf das Reakeions- 
Zonenvolumen <^) angewandt werden, um eine Begrenzung der Gesamt beschickung des Standorts 
ableiten zu können. 

— Die Kontrolle der Beschickungsrate bezieht sich auf Abfälle, die folgendes enthalten: Säuren, 
Schwermetalle, Cyanide, lösliche organische Kohlenstoffvcrbindungen, l'henole und andere organi- 
sche Verbindungen. Auch die Ammoniak- und Chloridgehalie werden abgeschitzt, wobei davon 
ausgegangen wird, daS die gesamte Fracht im Sickerwasser enthalten ist. Die angebrachten Mengen 
müssen so bemessen sein, daä die Kapazität der Sickerwasserbehandlung und der Entsorgungssysteme 
nicht überschritten wird. 

— Auf das Deponierungs-Höchstpotential sind Ausgangswerte (wie in den nachfolgenden Werten für die 
Kriterien angegeben) anzuwenden, es sei denn, der Betreiber legt Standort- oder abfallspezifische 
Angaben vor, die eine höhere Beschickungsraie rechtfertigen. 


Kriterien zur Berechnung des Deponierungspocenuals 


Abfallbesundtetl 

Ausgangs wen 

Säuren (*} 

100 Äquiv/t Siedlungsabfall 

Schwermetalle (*)(*) 

100 g/t Siedlungsabfall 

Zn 

100 g/t Siedlungsabfall 

Cu 

100 g/t Sicdlungsabfall 

Ni 

100 g/c Siedlungsabfall 

Cr 

100 g/t Sicdlungsabfall 

Pb 

100 g/t Siedlungsabfall 

Cd 

10 g/t Sicdlungsabfall 

Hg 

2 g/t Sicdlungsabfall 

As, Se 

1 g/t Sicdlungsabfall 

Cyanid (wie z.B. CN) 

1 g/m^ Sicdlungsabfall /Tag (^} 

Phenol 

5 g/m^ Siedlungsabfall / Tag (^) 

Ol /Kohlenwasserstoffe 

2,5 kg/t Siedlungsabfall 

TOC 

10 g/m^ Sicdlungsabfall / Tag (^} 

Spezifische organische Stoffe (^) 

10 g/m^ Siedlungsabfall/Tag 


(') Die Bcschickungsmcngc ist auf einnuliger Basis zu berechnendes sei denn, die Standortüberwachung zeige, daS 
eine Regeneracions- oder Pufferkapaztcät vorhanden ist. Säuren sollten getrennt von cyantd- oder sulfidhalrigen 
Abfällen gelagert werden. 

(^) und (*) Die Besdiickungscnengen sind einmalig zu berechnen. Bei Abfällen, die > 100 mg/l lösliche 
Schwermetalle enthalten, ist vorher eine Fällungsanalyse vorzunehmen. Diese sollte aus einer Anpassung des 
pH-Werts auf 10,5, 5 Minuten mischen und 30 Minuten Absetzen bestehen. Clberschreitet der gelöste 
Metallgehalt dann 20 mg/l, sollte der Abfall nicht gemeinsam deponiert werden, es sei denn, der Betreiber kann 
praktisch nachwetsen, daR er in den Abfällen abgeschwächt wird. 

(*) Organische Verbindungen gemäß der Liste I der Richtlinie 80/68 /LWG uIk r Grund wasser. 

(*) Es sei denn, Standort/ abfallspezifische Angaben zeigen, daß diese vollständig abgebaui werden. Abfälle, die 
>100 mg/l lösliche CN-lonen enthalten, sollten nicht gemeinsam deponiert werden. 

(*) Es sei denn, die Standoaübcrwachung ergibt, daß die Reakiionszone die Phenole vollständig abbauen kann. 

(') Es sei denn, spezifische Angaben zu bcsiimmien Abfällen zeigen, daß sie weitgehend abgebaut werden. 


(*) Das Reaktionsvolumen ist der Anteil des sickerwassergcsatiigien Abialls. mit der der gemeinsam deponierte Abfall entweder 
direkt oder wahrend des Sickcrwasver-RücV flusscs m Bertihrung kommt. Die RcaktioiiN/one muß eine durchschnittliche 
Verweildauer von 6 Monaten für Hüsstge Abfälle und für Sickerwasscr aus gemeinsam deponierten festen gefährlichen Abfallen 
ermöglichen. 
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6.5, Oberwachung der Einhaltung dar BeschickungskontrolU 

Bei Siuren, Sdiwcmiettiien« TOC, Öl« Phenolen« Cyanid« Anunoniak und Chlorid sollte sich die 

Kontrolle auf die fückwirkende Analyse von zusanunen^esefzten Proben aller Bestandscsle stützen. Die 

Hluftskek solchet Analysen sollte sirJi wie UAp. nach der hydraulischen Verweilzest (HRT) in der 
Reakeionszone richten: 

-- HRT >12 Monate; monatliche Analyse; 

— HRT <12 Monate; vierzchntägige Analyse. 

— Das System der Sickerwasserüberwachung ist in der Standortgenrhmigung votgegeben und sollte so 
detailliert sein, daß alle Auswirkungen, die eine Überlastung der Keaktionszooe anzetgen, festgestellt 
werden können. Dies umfaRc sowohl die Ermitdung von Rückständen in den Abfällen als auch 
Störungen der methanbildenden Prozesse. 

6.6. Gefährücht feste Abfälle 

£inegeniischtcProbevonlbis2«5 kgist durch Mischen von fewetlsl kg Teilproben von ieder Beschickung 
mit gefährlichen festen Abfällen vorzuberetten. Diese Mischprobe ist dann ei nem Sickerwassertest wie in 
Anhang UI, Punkt 4 beschrieben zu unterziehen. Anschließend ist das Eluat auf alle in Abschnin 6.4 
aufgezählten Parameter (einschließlich spezifische organische Stoffe) zu prüfen. Die deponienen Abfall- 
mengen sind dann auf der Grundlage der Masse leicht löslicher Besundteile zu bewerten. Die Häufigkeit 
der Analyse richtet sich nach der hydraulischen Verweilzeit gemäß Abschnitt 6.5. 


7. Veiglekhseicbuog 

Die in Artikel 12 Absatz 4 genannten qualifizierten Laboratorien nehmen regelmäßig an Vergleichs- 
cidiu n gska m pagncn teil« um die Genauigkeit und Präzision der Kontrollverfahren und Analysemethoden 
zu aktualisieren und zu verbessern. 


ANHANG IV 

KONTROLLVERFAHREN WÄHREND DES BETRIEBES UND DER NACHSORGEPHASE 


Meßprogramm 

Dieses Mindestprogramm soll während der Betriebsphase zur Unterstützung der Deponieverwaltung und in der 
Nachsorgephase mindestens für 30 Jahre nach der endgültigen Stillegung zur Abwendung weiterer Schäden aun 
Deponiekörper oder an der Umwelt durchgefiihrt werden , um zu gewährleisten , daß der Sundort sicher bleibt. Die 
während langer Zeiträume für verschiedene Standorte ermittelten Daten tragen zur Verbesserung der Kenntnisse 
das Verhalten von Abfällen in Deponien bei. 

1. Meteorologische Daten 


In situ oder mit für den Standort repräsentativen Daten von der nächsten Meßstatton (*}. 




Betriebsphase 

Nachsorgephase 

1.1 

Volumen und Stärke des Niederschlags 

täglich 



1,2 

Temperatur (mind.« max. und 
um 14.00 MEZ) 

täglich 


monatlich jeweils 

1.3 

Temperatur (mind., max. und 



> am gleichen Tag 


um 14.00 MEZ) 

täglich 


des Monats 

1.4 

Verdunstung (L)rsimeter) (*} 

täglich 



1.5 

Luftfeuchtigkeit (14.00 MEZ) 

täglich 




(') Oder durch Messung des Psrsmeters 1.5 und Berechnung der Verdunstung nach Haude. 


(') Die Parameter 1.1 bis 1 .5 können durch die sogenannte .tatsächliche Niederschlagsmenge* ersetzt werden, die von 
lokalen Stellen gemeldet werden kann. 
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2. Fmit sio ws dat gnt Koocrollc voo Wasser» Sickerwasscr und Depouie^ 

Bei Sideerwasser und Oberflächenwasser können zur Überwachung monatlich allgemein Proben von 10 1, 
die der durc hs c hn itdichen Zusammensetzung entsprechen» enmommen werden. Interessanter Literatur' 
hinwets: AUgcinetne Leitlinien für ProbenahmevcxVahien» Dok. ISO 56^7-2 (1988). 




BctriebspKasc 

Nachsorgephasc 

2.1 

Sickcrwasscrvolumen 

ligiieher Gesamtwert 

alle 6 Monate 

2.2 

Zusammenseuung des 
Stckerwassers (*) 

monadich (*) 

alle 6 Monate 

2.3 

Zusammenseuung des ablau- 
fenden Oberflächenwassers 

monadich (*) 

alle 6 Monate 

2.4 

Gasemissionen 

(CH,, COa, Oa. HaS, Ha) 

monadich (*) (*) 

alle 6 Monate (^) 


(') Die lu m es s en d e n Paraxneter und die zu analysierenden Stoffe unterscheiden sich je nach Zusammensetzung der 
abgdagenen ^dUle; sie müssen in der Genehmigung festgehalten wetden und mit den Eluatkriterien der abgelagercen 
Abfälle korrdiert wenlenl Diefenigen Parameter und Scode, die tm Skkenvasser gemessen werden soUeo, sollten so 
beschaffen seiii» da8 die Auswirkungen des Sickerwassers auf die Abdichtung des Deponkbodens aus den jähiikhen 
Bewettungen ersichtlich ist. 

(D Wählend des ersten Betriebsjahres sind die Messungen und Analysen mindestens einmal monatlich durchzufuhren. 
Efgibc die Attswettung der Daten, das größere Abstande ebenso geeignet sind, können sie bis auf höchstens drei 
Monate veriängett werden. Die Leitfähigkeit ist mindestens einmal monatlich zu messen. 

(^) CH4, OOi und Ol regelmäBig; sonstige Gase nach Bedarf «rie nach der Zusammensetzung der abgdagenen 
AbflUe. 

(^) Die Wirksamkeit der Gasableicungsschicht mu8 regelmäßig überprüft werden. 


3. Grundwasserschucz 


A. Stichproben 

Anzahl und Standon der Grundwasscr'Meßstellen sind in der Genehmigung festzuhalcen. Mindestens eine 
Meßstelle sollte sich im Gnmdwasserzuflußgebict (O-Ebene) und zwei im Abflußgebiec befinden. 
Referen^wert vor Bethebsbeginn; Eine vollständige Analyse, die als Eingangs-Referenzwert verwendet 
werden kann, sollte an mindestens drei Stellen durchgefuhrt werden. Quelle: Stichproben — Grundwasser, 
Entwurf für eine internationale Norm, noch nicht indexiert, ISO/TC 147 SC6, Dezember 1988. 


B. Überwachung 

Die zu analysierenden Stoffe sollen auf der Grundlage der während der Betriebsphase bestimmten 
Sideerwasserzusammensetzung festgelegt werden. Eine besondere Überwachung ist für die Konzentratio- 
nen der im Anhang berücksichtigten Stoffe(Listen 1 und 2} der Richtlinie 80/68/EWG überden Schua des 
Gfundwassers gegen Verschmutzung durch bestimmte gefährliche Stoffe vorzusehen. Für die Stoffe in 
Liste 2 der Richtlinie 80/ 68/ EWG und für Grundwasser, das zur Entnahme von Wasser zum menschlichen 
Gebrauch (Trinkwasser) benuat wird (oder nutzbar ist), sollten die MAK-Werte (zulässige Höchsekon- 
zentration) den in der Richtlinie 80/778/EWG über Wasser für den menschlichen Gebrauch angegebenen 
Werte entsprechen; als Analysemethode sollten die in den Anhängen dieser Richdinie vorgeschlagcnen 
Methoden verwendet werden. 



Betriebsphase 

Nachsorgephase 

Grundwasserspiegel 

alle 6 Monate (*) 

alle 6 Monate 

Zusammenseuung des Grundwassers 

alle 6 Monate 

alle 6 Monate 


('} Bei schwankendem Grundwasserspiegel sind die Abstände zu verringern. 


Für die ständige Überwachung können Indikator-Parameter oder -Bestandteile verwendet werden, die je 
nach den ursprünglichen Eigenschaften des Grundwassers (0-Ebene) und der Zusammensetzung des 
Sickerwassers festgelegt werden. 
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URSPRÜNGLICHER VORSCHLAG GEXNDERTER VORSCHLAG 


4. WasseiinUnz 

Obwohl die Berechnung der Wasserbiianz nur von cheoretischem Wert ist, handelt es sich um einen 
geeigneten Wert für Verwaloingszwecke während der Betriebsphase. Häufigkeit: zweimal jährlich tm April 
und im Oktober. Die Messung der Parameter 1.1 bis 1.5 (meteorologische Daten) kombiniert mit der 
Messung von Parameter 2.1 (Sickerwasservolumen, in der Tabelle Emissionsdaten) ermöglicht die 
Abschätzung der jährlichen Wasserbilanz in der Deponie. Folgende Berechnungsmethode für eine Deponie 
in der Betriebsphase könnte geeignet sein: 

= l-E.aW, 


dabei gilt: 

Lq = am Standort gespeichertes freies Sickerwasser (entspricht der Sickerwasserbildung minus dem 
Sickerwasserabfluß) in m^/Jahr; 

1 s: Gesamtflussigkeitszufuhr (Niederschlag plus flüssige Abfälle plus Zufluß von Oberflächenwasser) in 
m^/Jahr; 

E =: Verdunstungsverluste (Verdunstung pisorgetranspiradon) in m^/Jahr; 
a as Absorptionsfähigkeit (M der Abfälle in m^/t der angelieferten Abfälle; 

W = Gewicht der abgelagerten Abfälle in Jato. 

Die Wirksamkeit der Verdünnungsmechanismen zur Vexringening der Verunreinigungsgefahr auf ein 
annehmbares Maß sowohl im Deponiekörper als auch in den darunterliegenden Schichten umfaßt 
theorensch einen Betrieb der Anlage, bei dem einen negadven Wen annimmt oder 0 ist. 


5." Topographie des Sundorts: Daten über den Deponiekörper 




Betriebsphasc 

Nachsorgephase 

5.1 

Scruknir und Zusammensetzung des Deponieköq>er$ (*) 

jährlich 


5.2 

Änderungen der Höhe des Deponiekörpers 

jährlich 

jährliches Ablesen 


(*) Daten für den Zusundsbericht der betreffenden Deponie: Von Abfällen bedeckte Oberfläche, Volumen und 
Zusammensetzung der Abfälle, Arten der Ablagerung, Zeitpunkt und Dauer der Ablagerung, SubÜnätsnachweb des 
Deponiekörpers, Berechnung der noch verfügbaren Ablagerungskapazitit der Deponie. 


ANHANG IVa 


Ein Muster des Fragebogens für die gemäß Artikel 19 
dieser Richtlinie vorgeschriebenen Angaben über jede 
Deponie ist gemäß dem Verfahren von Artikel 18 der 
Ri^tlinie 75/442/EWG bis spätestens sechs Monate vor 
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie aus* 
zuarbeiten. 

Dieser Fragebogen ist in die Anhänge zu dieser Richtlinie 
aufzunehmen. 


(') Absorptionsfähigkeit: Die Höchsfmenge der julgeoommenen und gespeicherten Flüssigkeit je Gewichtseinheit 
Feststoff unter spezifischen Bedingungen; normalerweise die je Gewichtseinheit deponiener Abfälle vor der Bildung 
von Sickerwasser gespeicherte Flüssigkeit (oder praktisch die Rcstfeuchte zum Zeitpunkt der Probenahme). 
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Anlage 3 


Sachstandsbericht der Bundesregierung zum „Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über Abfalldeponien“ (Stand: 19. November 1993) 


1. Sachverhalt 

In den Aktionsprogrammen der Europäischen Ge- 
meinschaft sind eine Reihe von Gemeinschaftsaufga- 
benvorgesehen, die sich auf eine Harmonisierung von 
Entsorgungsinfrastrukturen auf hohem Niveau bezie- 
hen. Die Kommission hatte am 23. April 1991 einen 
Vorschlag für eine Richtlinie über Abfall deponien 
dem Rat zur weiteren Beratung zugeleitet. Zu diesem 
Vorschlag hatte die Bundesregierung eine Stellung- 
nahme erarbeitet, die dem Deutschen Bundestag, 
Bundesrat sowie den Mitgliedern des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses (WSA} und des Europäischen Par- 
laments (EP) übermittelt wurde. 

Der Vorschlag, zu dem die Umweltminister der Län- 
der im Vorfeld gehört worden sind, wurde 1991 
sowohl im Bundesrat als auch im Deutschen Bundes- 
tag beraten. 

Im Oktober 1992 hat das Europäische Parlament sein 
abschließendes Votum zu dem Vorschlag beschlos- 
sen. Die Vorschläge des Europäischen Parlaments 
entsprachen weitgehend auch der Position der Bun- 
desregienmg. 

Anläßlich der Sitzung der Ratsgruppe „Umweltfra- 
gen" am 3. Juni 1993 wurde über das weitere Vorge- 
hen in dieser Angelegenheit beraten. Die Kommission 
hatte hierzu einen geänderten Vorschlag vorgelegt, 
der aber nur einige Änderungen des Europäischen 
Parlaments berücksichtigt hat. Die Ratsgruppe „Um- 
weltfragen" hat die Richtlinie am 7. Juli, 27. Juli, 
9. September imd 27. Oktober 1993 beraten. Eine erste 
Orientierungsdebatte hat in der Sitzung des EG- 
Umweltministerrates am 5. Oktober 1993 stattgefun- 
den. Anläßlich dieser Sitzung wurde beschlossen, bis 
zur nächsten Ratssitzung durch die Firma „Deloitte & 
Touche Europe Services" eine „Kosten-Nutzen- Ana- 
lyse" erarbeiten zu lassen. In dieser Expertise sollen 
die Kosten-Nutzen- Wirkungen in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten bei Umsetzung der geplanten Deponie- 
^chtlinie auf gezeigt werden. Damit dürfte auch die 
seitens der deutschen Vertreter von der Kommission 
mehrfach geforderte Übersicht über die Deponiestan- 
dards in den Mitgliedstaaten vorliegen. 

Für die Sitzung des Umweltminis terrates am 2. De- 
zember 1993 beabsichtigt die Präsidentschaft, über 
den aktuellen Sachstand der Beratungen vorzutra- 
gen. 

Zu dem geänderten Vorschlag hat der Bundesrat am 
15. Oktober 1993 (BR-Drucksache 484/93 Beschluß) 
Stellung genommen. 

Die wesentlichen Punkte für die Bundesregierung 
werden nachfolgend zusammengefaßt: 


Grundsatz 

Grundsätzlich ist die Absicht der Kommission zu 
begrüßen, unter Berücksichtigung und in Erfüllung 
der Vorgaben der Entschließung des Rates zur Abfall- 
politik von 1990 EG-einheitliche Anforderungen an 
die Ablagerung zu formuheren. Im Rahmen der 
gemeinschaftlichen Umweltpolitik ist der Bereitstel- 
lung einer hochwertigen Entsorgungsinfrastruktur 
mit harmonisierten Umweltanfordenmgen im Zuge 
der Schaffimg einer „europäischen Technischen 
Anlei timg Abfall" hohe Bedeutimg beizumessen. 
Diese gnmdsätzliche Einschätzung war bereits in der 
Stellungnahme der Bundesregienmg aus September 
1991 gegenüber der EG zum Ausdruck gebracht 
worden. 

Der ursprüngliche Vorschlag für die Deponierichtlinie 
war von der Kommission noch vor den Beschlüssen 
von Edinburgh vorgelegt worden. Bei der weiteren 
Beratung wird insofern insbesondere die Frage der 
Subsidiarität eine große RoUe spielen, wie sich dies bei 
den bisherigen Beratungen im Rat bereits herauskri- 
stallisiert hat. 


Subsidiarität 

Im Hinblick auf das Subsidiaritätsprinzip müssen die 
Anforderungen des Vorschlags daraufhin überprüft 
werden, inwieweit sie aus umweltpolitischen Grün- 
den einer einheitlichen Rechtssetzung erforderlich 
sind. Als für die EG regelungsbedürftig werden in 
jedem FaU angesehen: 

— Abfallkategorien im Hinblick auf die jeweiligen 
Deponientypen (Artikel 2, 3) 

— Definition der Deponietypen, für die die Richtlinie 
zur Anwendung kommt (Artikel 4) 

— Festlegung der wesentlichen technischen und 
betrieblichen Anforderungen imd Differenzienmg 
nach Deponietypen (Artikel 5, 9, 10) 

— Altanlagenregelimgen (Artikel 13, 15) 

— Übergangsregelungen (Artikel 15) 

Unter dem Gesichtspunkt der Subsidiarität sollten 
insbesondere die Anhänge nur die grundlegenden 
Vorgaben beinhalten, die für ein gleiches Schutzni- 
veau in der Gemeinschaft zwingend erforderlich sind. 
Insbesondere erscheint eine Regelungstiefe, die sogar 
noch in die Verwaltungs verfahren eingreift, modifi- 
zierimgsbedürftig. Auch die technisch/betrieblichen 
Anforderungen köimen zwar angesprochen werden, 
sollten aber den Mitgliedstaaten genügend Spielraum 
für einzelfallbezogene Entscheidungen lassen, wenn 
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dadurch der angestrebte Umweltstandard nicht 
beeinträchtigt wird. 

Es ist festzuhalten, daß sich der geänderte Vorschlag 
der Kommission differenzierter mit den einzelnen 
Deponiekategorien und ihren jeweiligen technisch/ 
betrieblichen Anforderungen auseinandersetzen muß 
(Artikel 4, 5). 

Des weiteren werden insbesondere die folgenden 
Aspekte vertreten werden: 

Rechtsgrundlage 

Die Rechtsgrundlage muß in Artikel 130 s geändert 
werden, um den Hauptzielen der Richtlinie (Umwelt- 
schutzmaßnahmen) Rechnung zu tragen und natio- 
nale schärfere Anforderungen zu ermöglichen. 

Erwägungen der Richtlinie 

In den Erwägungen der Richtlinie sollten, wie auch 
vom Parlament vorgeschlagen, die Zielvorgaben der 
europäischen Abfallpolitik zum Ausdruck kommen, 
die maßgeblich auch diese Richtlinie mitbestimmen; 
d. h.: die Prioritätenreihenfolge von Vermeidimg vor 
Verwertimg vor Beseitigrmg gegebenenfalls nach 
entsprechender Vorbehandlung muß zum Ausdruck 
kommen. 


üntertagedeponie (Artikel 3) 

Die Anfordenmgen des vorliegenden Vorschlags kön- 
nen aus fachlichen Gründen nicht für die Untertage- 
deponie gelten. Hierfür müßten eigene Anforderun- 
gen formuliert werden. Wegen des damit verbunde- 
nen erheblichen Zeitaufwands wird als Alternative 
favorisiert, daß die Untertagedeponie vom Geltungs- 
bereich dieser Richtlinie ausgenommen wird. 

Verbot der Ablagerung bestimmter Abfälle 
(Artikel 9, 10) 

Das Ablagem von flüssigen Abfällen imd sogenann- 
ten kompatiblen Abfällen (Co-disposal = gemeinsa- 
mes Ablagem von Hausmüll und damit angeblich 
verträglichen Sonderabfällen) wird aufgrund von in D 
vorliegenden Erfahrungen mit Altanlagen als nicht 
akzeptable Entsorgungsform angesehen. Hier gilt es 
insbesondere die Widerstände von UK zu überwin- 
den, die das Co-disposal als Stand der Technik anse- 
hen. Die bisherigen Beratungen lassen erkennen, daß 
die britische Delegation (mit Unterstützung Irlands) 
mit ihrem Festhalten am Co-disposal weitgehend 
allein steht. 


Deponie für Siedlungsabfälle (Artikel 9, 10 Abs, 5) 

Die Anforderungen an die Beschaffenheit der Sied- 
lungsabfälle müssen verschärft werden: eine weiter- 
gehende Vorbehandlung zur Reduzierung des organi- 
schen Anteüs wird bisher nicht verlangt; sie ist zu 
fordern. Der organische Anteil im abzulagemden 


Siedlungsabfall/Restmüll müßte analog TA Sied- 
limgsabfall begrenzt werden. 

Im Vorschlag der Kommission sind Siedlungsabfälle 
vom „Kontrollverfahren: Eluatkriterien" ausgenom- 
men. Dies ist nicht akzeptabel vor dem Hintergrund 
der vielen Hausmülldeponien, die zu Altlasten gewor- 
den sind. 


Deponieuntergrund/ Deponieabdichtung (Anhang I) 

Die Anfordenmgen an die betrieblich/technische 
Ausstattung der Deponie, insbesondere die an den 
Untergrund und an die Dichtungssysteme müssen 
kritisch hinterfragt werden; sie erreichen nicht den mit 
TA Sonderabfall und TA Siedlungsabfall vorgegebe- 
nen Standard; dieser Standard soll angestrebt wer- 
den. 


Haftung/Nachsorgefonds (Artikel 14, 18) 

Es muß an der Streichung des Haftungsartikels fest- 
gehalten werden, da für Haftungsfragen spezifische 
gemeinschaftsrechtliche Regelungen existieren oder 
Regelungswerke derzeit diskutiert werden und im 
übrigen nicht zu erkennen ist, daß zur Erreichung der 
Ziele dieser Richtlinie eine gemeinschaftliche Haf- 
tungsregelung erforderlich ist. 

Gleiches gilt für die Forderung nach Einrichtung eines 
Nachsorgefonds zur Behebung genereller Umwelt- 
schäden, der nur über die abgelagerten Abfälle finan- 
ziert wird. Ansonsten bestünde die Gefahr, daß das 
Verursacherprinzip ausgehebelt wird. 

Übergangsfristen (Artikel 15) 

Übergangsfristen sollen nicht strenger als die in der 
TA Sonderabfall bzw. TA Siedlungsabfall festgeleg- 
ten Fristen sein, um Probleme bei der Umsetzung der 
Richtlinie in nationales Recht zu vermeiden. 


Berichtspflichten (Artikel 19) 

Die Berichtspflichten sind noch ausgeweitet worden, 
so daß für den Vollzug mit einem nicht unwesentli- 
chen Verwaltungsmehraufwand gerechnet werden 
muß, ohne daß der Umweltstandard verbessert wird. 
Hier muß auf reduzierte Anforderungen hingewirkt 
werden. 

Die Bundesregierung wird sich bei den weiteren 
Beratungen in der Europäischen Gemeinschaft für 
eine Weiterentwicklxmg des Richtlinienvorschlags im 
Sinn der vorgenannten Punkte einsetzen. Sie Avird sich 
insbesondere dafür einsetzen, daß der bundesdeut- 
sche Entsorgungsstandard richtungsweisend für die 
Richtlinie ist. Sollten einzelne Positionen in der Euro- 
päischen Gemeinschaft nicht durchgesetzt werden 
können, wird sich die Bundesregienmg dafür einset- 
zen, daß sie zumindestens den erreichten hohen 
bundesdeutschen Standard erhalten und weiterent- 
wickeln kann. 
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